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Dieter Nohlen

Mehr Demokratie in der Dritten Welt?

Uber Demokratisierung und Konsolidierung der Demokratie
in vergleichender Perspektive

I. Einleitung

Die Demokratie als politische Herrschaftsform
scheint in der Dritten Welt wieder Zukunft zu ha-
ben. Im letzten Jahrzehnt kehrte eine Reihe von
Lindern entweder zur Demokratie zuriick oder
richtete erstmalig ein politisches System ein, in wel-
chem die Regierung aus freien Wahlen hervor-
geht!), Diese als Redemokratisierung (respektive
Demokratisierung) bezeichnete Entwicklung hat
sich vor allem auf Lateinamerika konzentriert, so
daB sich dort innerhalb eines Jahrzehnts die politi-
sche Landkarte grundlegend veridnderte. Seit Mitte
der sechziger Jahre hatten sich in Lateinamerika
allenthalben autoritiire Systeme, zumeist Militérre-
gime, ausgebreitet, Auf dem Hohepunkt dieser

Entwicklung, Mitte der siebziger Jahre, wurden

siidlich des Rio Grande (der Grenze zu den USA)
nur noch Costa Rica und Venezuela als liberale
Demokratien geziihlt, Seit Mitte der achtziger Jahre
verblieben alleine noch Chile und Paraguay unter
Militdrherrschaft. In anderen Weltregionen ist die
Uberwindung autoritirer Herrschaftsformen weni-
ger hiufig gegliickt. GroBe internationale Auf-
merksamkeit fanden die Demokratisierungspro-
zesse in Asien, auf den Philippinen und in Stidko-
rea. In Afrika waren hingegen nur zigerliche Ver-
anderungen zu mehr Demokratie zu beobachten 2).

Die vorliegende Studie verdankt viel den For-
schungsprojekten zur ,, Politischen Reform in Latein-
amerika“, die der Verfasser mit Kollegen an den
Instituten CED (Santiago), CEDES (Buenos Aires)
und Peitho (Montevideo) durchfiihrt; die Untersu-
chungen werden von der Stiftung Volkswagenwerk
geférdert.

!) Freiec Wahlen sind nicht gleichbedeutend mit dem, was
unter liberaler Demokratie zu verstehen ist; sie bilden aber
einen guten Indikator fur die Verwirklichung grundlegender
Freiheiten entsprechend freiheitlich-rechtsstaatlichen Ge-
?ﬂogenheiten.

) Vgl. K. Ziemer, Demokratisierung in Westafrika?, Pa-
derborn u. a. 1984.

Erinnert sei jedoch daran, daB Mitte der siebziger
Jahre die noch autoritir regierten OECD-Staaten
Griechenland, Portugal und Spanien zur Demokra-
tie zuriickfanden.

Mit den Regimewechseln in Richtung Demokratie
ist fiir Wissenschaft und Politik eine Reihe von Fra-
gen verbunden, die {iber den Einzelfall einer gelun-
genen Demokratisierung hinausweisen und die po-
litische Entwicklung der Dritten Welt insgesamt in
den Blick nehmen:

1. Gibt es einen allgemeinen Trend zur Demokratie
als politischer Herrschaftsform? ,Will more coun-
tries become democratic?“3)

2. Welches sind die Ursachen, welches die Verlaufs-
muster der Demokratisierungsprozesse? Lassen
sich Aussagen machen iiber notwendige (aber nicht
hinreichende) und entscheidende Bedingungen ei-
nes Regimewechsels? Sind neue Theorien politi-
scher Entwicklung méglich?

3. Haben die neuen Demokratien Bestand? Ist ihre
Konsolidierung moglich? Kann die zyklische Ent-
wicklung der Herrschaftsformen in vielen Lindern
der Dritten Welt, die sich im h#ufigen Wechsel zwi-
schen autoritdren und demokratischen Systemen
manifestiert¥), unterbrochen werden? Welches
sind die Bedingungen fiir die Konsolidierung der
Demokratie in der Dritten Welt?

%) So die Leitfragestellung von S. P. Huntington, Will More

Countries Become Democratic?, in: Political Science Quar-
terly, XLIX (1984), S. 193—218.

*) In der deutschen Literatur haben diese Vorstellung ver-
treten D. Nohlen, Regimewechsel in Lateinmerih.n%'ber-
legungen zur Demokratisierung autoritirer Regime, in:
K. Lindenberg (Hrsg.), Lateinamerika: Herrschaft, Gewalt
und internationale Abhiingigkeit, Bonn 1982, S. 63—86,
wiederabgedruckt in: F. Nuscheler (Hrsg.), Politikwissen-
schaftliche Entwicklungslinderforschung, Darmstadt 1986,
S. 204—238, und M. Mols, Demokratie in Lateinamerika,
Stuttgart 1985, S. 14f.

B 25-26



II. Ein neues Forschungsfeld: Transitionsforschung ;

Die internationale Politikwissenschaft hat sehr
rasch auf die neue Entwicklung reagiert. Die
wbreakdown of democracies® — und Autoritaris-
mus — Forscher5) haben ihre bisherigen Fragestel-
lungen in den Hintergrund geriickt und begonnen,
die , Transition“, die Bedingungen, Faktoren und
Verlaufsmuster der Demokratisierung politischer
Systeme zu studieren. Inzwischen kann man von
einem neuen Forschungsfeld, der , Transitionsfor-
schung®, sprechen, die bereits eine beachtliche wis-
senschaftliche Produktion vorweisen kann®). Sie
nahm ihren Anfang Mitte der siebziger Jahre mit
Untersuchungen zu Griechenland, Portugal und
vor allem Spanien 7) und schloB in der Folge immer
mehr Linder ein, da die politische Geschichte dem
Forschungsfeld durch weitere Demokratisierungs-
prozesse kontinuierlich neues empirisches Material
zutrug. Auch wurden noch nicht demokratisierte,

im OfinungsprozeB befindliche oder vermutete Sy-
steme in die Linderauswahl hineingenommen. So
verfiigten die Forscher zum einen iiber eine relativ
groBe Zahl von Fillen und damit iiber eine giinstige
Ausgangsposition fiir vergleichende Untersuchun-
gen.

) Die wichtigsten Sammelbiinde zur breakdown of demo-
cracies- und Autoritarismusforschung sind: J. J. Linz/
A. Stepan (Hrsg.), The Breakdown of Democratic Regimes,
2 Bde., Baltimore-London 1978; D. Collier (Hrsg.), The
New Authoritarianism in Latin America, Princeton 1979.
%) Es sei verwiesen auf: J. Santamaria (Hrsg.), Transicién a
la demoecracia en el Sur de Europa y América Latina, Madrid
1982; A. Rouquié¢/B. Lamounier/J. Schvarzer  (Hrsg.),
Como renascem as democracias, Sao Paulo 1985; F. Orrego
Vicuiia (Hrsg.), Transicién a la democracia en América La-
tina, Buenos Aires 1985; C. Huneeus, La Union de Centro
Democritico y la transicién a la democracia en Espaiia, Ma-
drid 1985; G. O'Donnell/P. C. Schmitter/L. Whitehead
(Hrsg.), Transitions from Authoritarian Rule: Comparative
Perspectives, Baltimore-London 1986; P. W. Drake/
E. Silva (Hrsg.), Elections and Democratization in Latin
America. 1980—85, San Diego 1986; C. Huneeus (Hrsg.),
Para vivir la democracia, Santiago 1987; G. Hermet, Socio-
logie de la construction democratique, Paris 1986; J. Cotler
(Hrsg.), Para afirmar la democracia, Lima 1987; E. Baloyra
et al., Lecciones para democratas en transicién, Buenos Ai-
res 1987; E. Baloyra (Hrsg.), Comparing New Democracies.
Transition and Consolidation in Mediterranean Europe and
the South Cone, Boulder-London 1987; M. J. Lopez et al.,
Sobre la consolidacién de la democracia, Buenos Aires 1987;
J. Nun/J. C. Portantiero (Hrsg.), Ensayos sobre la tran-
sicién democritica en la Argentina, Buenos Aires 1987.

7) Siehe 1. J. Linz, Some Comparative Thoughts on the
Transition to Democracy in Portugal and Spain, in: T. Braga
de Macedo/S. Serfaty (Hrsg.), Portugal since the Revolu-
tion: Economic and Political Perspectives, Boulder 1981,
S. 25—45; N. Botana et al., Los caminos a la democracia,
Santiago 1978; C. Huneeus (Anm. 6); J. M. Maravall, La
politica de la transicion, Madrid 1982; J. F. Badia, Del regi-
men autoritario de Franco a la democracia: la transicién poli-
tica, San José 1988.
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Zum anderen schuf die laufende Verdnderung des
Untersuchungsmaterials und die Beriicksichtigung
kontrirer Fille eine Forschungssituation, in der die
Forschungsergebnisse, Generalisierungen und Hy-
pothesen fortlaufend iiberpriift werden konnten$).
Denn hier vollzog sich ein Demokratisierungspro-
zeB, ohne daB die bislang als Voraussetzung dafiir
angenommenen Bedingungen bestanden, dort
blieb er blockiert, obwohl die in anderen Fillen als
wesentlich erkannten Bedingungen vorlagen. In
den vergleichenden Untersuchungen stellte sich
rasch die Komplexitit des Untersuchungsgegen-
standes in Form der groBen Zahl zu beriicksichti-
gender Variablen heraus, die in jedem Einzelfall
einer Demokratisierung (oder ihrer Blockierung)
unterschiedliche Bedeutung erlangten. Dies trifft
selbst fiir die area Lateinamerika zu, fiir die Ahn-
lichkeit in einigen Kontextvariablen (Kolonialge-
schichte, Sprache, Kultur, politische Kultur, etc.)
angenommen werden kann. Auf sie bezogen, wird
manchmal gemeint, daB es ,kiinstlich und verfil-
schend wirkte, nationalen Besonderheiten ein un-
verhiltnismiiBiges Gewicht beizumessen*?).

Die vergleichende historisch-empirische For-
schung, die Ahnlichkeit (Konkordanz) und Unter-
schiedlichkeit (Differenz) untersucht und fiir Kau-
salanalysen fruchtbar macht, entdeckte zunichst
die komplexe Vielfalt historischer Ausgangssituati-
onen, unterschiedlicher Variablen und abweichen-
der Verlaufsmuster der Demokratisierung. Sie er-
fuhr das Spannungsverhiltnis zwischen jedweder
Verallgemeinerung und dem individuellen Fall, der
damit im Ergebnis wissenschaftlich aufgewertet
wurde. So stellte denn Albert O. Hirschmann in
bezug auf Lateinamerika unumwunden fest: , The
most conspicious characteristic of the region’s re-
cent experience is diversity and (that) the most in-
teresting stories to be told are about specific, often
contrasting experiences of individual coun-
tries.“ 10)

Forschungssituation und -erfahrung haben bisher
zu wissenschaftlichen Ergebnissen gefiihrt, die von
denen der vorangegangenen Autoritarismusfor-
schung grundsitzlich abweichen. Die Autoritaris-
musforschung in Lateinamerika vertrat einen ho-
hen Theorieanspruch, den sie freilich wissenschaft-
lich nicht einlésen konnte. Ihr Theorietyp war glo-

§) Zur vergleichenden Methode sieche D. Nohlen, Verglei-
chende Methode, in: Ders./R.-O. Schultze (Hrsg.), Politik-
wissenschaft, Miinchen-Ziirich 1985, S. 10791f.

9) M. Mols (Anm. 4), S. 18.

1) A. O. Hirschmann, The Political Economy ofll'u: Latin
American Development. Seven Exercises in Retrospection,
in: Latin American Research Review, XXII (1987), S. 7.



bal und deterministisch: Bestimmte Notwendigkei-
ten wirtschaftlicher Entwicklung ziehen bestimmte
politische Systemstrukturen nach sich. In Kritik an
diesem Theorietyp hatte Fernando H. Cardoso
schon gemeint, daB es besser sei ,to recognize
frankly the ambiguous character of historical situa-
tions than to proclaim nostalgia for the logic and
coherence of explanations which ignore the unex-
pected and contradictory aspects of real political
life*11), Die Transitionsforschung hebt sich wohl-
tuend vom Theorieanspruch der Autoritarismus-
forschung ab. Ihr Theorietyp ist eher deskriptiv,
von mittlerer Reichweite und probabilistisch

— auf Wahrscheinlichkeit orientiert 12) — in Ube-

reinstimmung also mit dem, was die vergleichende
Methode zu leisten vermag. Die bereits zahlrei-
chen Untersuchungen, teilweise beschriinkt auf
zwei oder drei Linder — oft unter Auswahl von
Fillen, die als konkordant betrachtet werden —,
nehmen sich vielfach als Ubungen der in der Me-
thodik vergleichender Analyse aus. Immerhin ha-
ben sie bereits zu einigen systematischen Ein-
sichten hinsichtlich der Typen, Erfolgsbedin-
gungen, beteiligten Akteure, Konfliktmuster und
Hemmnisse von Demokratisierungsprozessen ge-
fiihrt.

ITI. Demokratisierung, Transition, Konsolidierung:
einige konzeptionelle Vorkldrungen

Ehe wir auf die bisherigen Ergebnisse eingehen,
sind einige begriffliche Priizisierungen notwendig.
Es geht dabei um mehr als eine bloBe Verstindi-
gung dariiber, mit welchem Inhalt der Autor be-
stimmte Worter verwenden bzw. begriffen wissen
will. Der Zweck ist vielmehr, die analytische Niitz-
lichkeit der verwandten Begriffe mit Hilfe einer
transparenten Umgangsweise zu steigern. Demo-
kratisierung, Ubergang zur Demokratie (Transit-
ion), Konsolidierung: Diese Begriffe werden im
wissenschaftlichen Diskurs nicht einheitlich ver-
wandt. Gerade die vergleichende Analyse bedarf
jedoch eines in sich konsistenten ,framework of
analysis* — nicht, um es der Wirklichkeit iiberzu-
stiilpen oder gar am Ende mit ihr gleichzusetzen
(Reifikation), sondern um auf der empirischen
Ebene die betrachteten Fille hinsichtlich ihrer Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede besser untersu-
chen zu konnen 13).

Unter Demokratisierung wird gemeinhin der Pro-
zeB verstanden, der von einer autoritiren Herr-
schaftsform zu einer pluralistischen Demokratie
fiihrt. Im Unterschied dazu bezeichnet Liberalisie-
rung nur eine Offnung (apertura, decompresién),
die nicht unbedingt jedesmal mit dem gleichen Er-
gebnis endet, sondern geeignet sein kann, die frii-
here autoritire Situation wiederherzustellen !¥).

1) F, H. Cardoso, On the Characterization of Authorita-
rian Regimes in Latin America, in: D. Collier (Anm. 5),
S. 56f.

12) Vgl. E. Catterberg, La cultura politica y la opinién pd-
blica en la transicion a la democracia: el caso argentino, in:
E. Baloyra u. a., Lecciones (Anm. 6), S. 66; E. Zuleta Pu-
ceiro, Transicién politica y estrategias institucionales, in:
ebda., S. 102.

2 | Vgl E. Baloyra, Democratic Transition in Compmtwe
Perspective, in: ders. (Hrsg.), Comparing (Anm. 6), S

1) Dazu ausfithrlicher D. Nohlen (Anm. 4), S. 64f.

5

Demokratisierung wird folglich — im oben skizzier-
ten Verstindnis — final, vom angestrebten Ergeb-
nis her definiert.

In Politik und Wissenschaft konkurriert freilich mit
diesem engeren Verstiindnis von Demokratisierung
ein Sprachgebraueh, der sich neben der politischen
vor allem auf soziale Demokratie bezieht. Dieser
Begriff hat das situativ Gegebene (die bestehende
Gesellschaftsstruktur etwa) zum Ausgangspunkt
und betont das ProzeBhafte einer permanenten
Veridnderung auf ein noch offenes Ende hin.

Politisch duBert sich der konzeptionelle Unter-
schied darin, daB konservative und gemibBigte
Gruppen die Demokratisierung mit der Errichtung
bzw. Wiedergewinnung einer pluralistischen De-
mokratie als abgeschlossen betrachten. Fortschritt-
liche und sozialistische Gruppen dagegen sehen in
diesem Zwischenergebnis allenfalls verbesserte
Moglichkeiten dafiir, nun die andere Komponente
einer nie in Frage gestellten Konzepteinheit, die
wirtschaftliche und soziale Demokratisierung ver-
stiirkt einzuklagen. Es geht hier nicht darum, eine
Option zwischen den im Widerstreit stehenden
Konzepten zu treffen. Vielmehr kann gezeigt wer-
den, daB beide Konzepte analytisch niitzlich sind,
wenn zwischen unterschiedlichen Phasen der De-
mokratieentwicklung unterschieden wird.

In der Tat differenziert die Literatur auch zwischen
Transition und Konsolidierung. In der Regel wird
Transition deckungsgleich mit politischer Demo-
kratisierung verstanden, wobei als Endpunkte die
ersten freien Wahlen bzw. die erste frei gewihlte
Regierung, die Verabschiedung einer neuen Ver-
fassung oder auch der erste Machtwechsel aufgrund
von freien Wahlen gelten kénnen. Die Konsolidie-
rung der Demokratie bezieht sich auf die Herstel-
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lung jener politischen, wirtschaftlichen, sozialen
und soziokulturellen Bedingungen, die den Bestand
der Demokratie hochstwahrscheinlich machen.
Zeitlich folgt die Konsolidierung auf die Phase der
Transition. Fiir beide Phasen ist jedoch die Demo-
kratisierung von Bedeutung, wenn auch in einem je
eigenen Verstindnis. Kann fiir die Transition die
engere Begrifflichkeit beziiglich eines politischen

Formwandels gelten, so riickt fiir die Konsolidie-
rung der Demokratie (als eigene problematische
Phase) die Demokratisierung als ein ProzeB in den
Vordergrund, der notwendigerweise — wie noch
gezeigt werden wird — politische wie auch wirt-
schaftliche und soziale Dimensionen umfaBt. Damit
stoBen wir auf Probleme des Demokratiebegriffs in
der Dritten Welt.

IV. Zum Begriff ,,Demokratie” in der Dritten Welt

Die entscheidende Bedeutung der Begrifflichkeit
fiir die vergleichende Analyse zeigt sich gerade
beim Terminus , Demokratie“. Der Begriff wird
einerseits zur Bezeichnung politischer Systeme ver-
wandt, die besonders in der Dritten Welt in einer
Vielzahl von Momenten — vor allem im Hinblick
ihrer umfassenden demokratischen Qualitit — sehr
unterschiedlich sind; andererseits verbindet sich mit
ihm in der Vorstellungswelt der europdischen Be-
obachter ein sehr enges (eurozentrisches) Ver-
stindnis 15), dessen Ubertragung auf Dritte-Welt-
Linder in vergleichenden Analysen sehr problema-
tisch werden kann 16),

Nur auf den ersten Blick scheinen terminologische
Probleme beziiglich der Dritten Welt angesichts der
Definitions- und Theorievielfalt, die auch fiir die
westlichen Industrielinder anzutreffen ist17), als
nichts Besonderes. Indes, in den Entwicklungslin-
dern stehen Idee und Wirklichkeit der Politik hiu-
fig im Widerspruch zu einem Politikverstindnis, das
sich an die politische Ideengeschichte seit Aristote-
les und an die westliche Verfassungspraxis anlehnt.
Regionalspezifische Formeln wie ,.afrikanische De-
mokratie® 18) oder ,lateinamerikanische Demokra-

15) Vgl. L. Morlino, Come cambiano i regimi politici. Stru-
menti di analisi, Neapel 1979, S. 19ff.

16) Bestimmte vergleichende Verfahren wie beispielsweise
die quantifizierende cross national — Analyse sind relativ
unsensibel gegeniiber dem hier erorterten Problem und folg-
lich in ihren Ergebnissen recht fragwiirdig. Ein Beispiel dafir
bietet D. Berg-Schlosser, Zu den politischen Bedingungen
von Demokratie in der Dritten Welt, in: F. Nuscheler
(Hrsg.), Dritte Welt — Forschung. Entwicklungstheorie und
Entwicklungspolitik, PVS-Sonderheft 16, Opladen 1985,
S. 233—266. Welcher Lateinamerikaforscher wirde schon
‘Mexiko als Demokratie einstufen, fiir die Dominikanische
Republik ab 1966 Demokratie annehmen, oder die venezo-
lanische kompetitive Demokratie mit der Kontingentierung
politischer Macht in Kolumbien gleichsetzen wollen?

17) Vgl. B. Guggenberger, Demokratietheorie, in: D. Noh-
len/R.-0. Schultze (Anm. 8), S. 130ff.

18) Vgl. F. Nuscheler/K. Ziemer, Politische Herrschaft in
Schwarzafrika. Geschichte und Gegenwart, Miinchen 1980,
S. 81 ff. Des weiteren R. L. Sklar, Democracy in Africa, in:
African Studies Review, 26 (1983), 8. 11—24.
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tie“ 1%) versuchen solche Abweichungen zu markie-
ren, sind aber keineswegs Ausdruck von Homoge-
nitit dortiger politischer Systeme, so daB sich auch
innerhalb regionaler areas kein einheitliches Ver-
stindnis herstellt. Selbst bezogen auf ein Land sind
Unterschiedlichkeit und Kontroversitit analyti-
scher Begrifflichkeiten die Regel?0), so daB stets
das Demokratieverstindnis und die politische
Wirklichkeit gesondert erhoben werden miissen.
Verwiesen werden muB zum einen auch auf die
(miBbréuchliche) Verwendung des Demokratie-
begriffs in autoritiren politischen Diskursen und fiir
autoritiire Praktiken2!), zum anderen auf den blo-
Ben Formalismus demokratischer Institutionen, der
folgenlos bleibt fiir eine umfassende demokratische
Substanz und die Demokratisierung der Gesell-
schaft. Diese politische Wirklichkeit stoB8t auf hef-
tige Kritik: Hiufig wird dann auch das Modell der
westlichen Demokratie verworfen, das vermeint-
lich dieser Wirklichkeit entspricht oder sie zur
Folge hat2). Eine solcherart miBverstandene, um
ihre analytische Kapazitdt gebrachte ,Demokrati-
sche Theorie* miindet dann nicht selten in einen
Politikbegriff eschatologischen Typs?), motiviert
durch die Sehnsucht nach Uberwindung der eige-
nen Wirklichkeit und zugleich des ,imperialisti-
schen Modells*.

19) So. H. Wiarda in verschiedenen Beitriigen in: ders.
(Hrsg.), The Continuing Struggle for Democracy in Latin
America, Boulder 1980; siche dazu M. Mols (Anm. 4),
S. 28ff.

20) Fiir Argentinien betont E. Zuleta Puceiro: ,Wenn wir
von Demokratie reden, sprechen wir von allzu unterschied-
lichen Dingen.* Zit. nach Algunas reflexiones criticas sobre
el tema, in: M, J. Lopez et al. (Anm. 6), S. 240.

21) Vgl. R. Espinal, Autoritarismo y democracia en la poli-
tica dominicana, San José 1987.

2) Fur viele J. Nun, La teoria politica y la transicién demo-
critica, in: ders./J. C. Portantiero (Anm. 6). S. 16ff.

) D. Sternberger, Drei Wurzeln der Politik, Frankfurt
1978, S. 309 ff. ,Eschatologische Politik hat ein erstes Kenn-
zeichen darin, daB sie den gegenwiirtigen, irdischen und rein
menschlichen Staat als ein Werk der Gewalt entlarvt.* Zit.
nach ebd., S, 312.



Im Zentrum der demokratietheoretischen Debatte
steht freilich die kritische Auseinandersetzung mit
dem von Robert Dahl explizierten2¥) Demokratie-
begriff, dem gerade fiir die Dritte Welt aufgrund
der dortigen gesellschaftlichen Verhiiltnisse defini-
torisch ein primir soziales Begriffsverstindnis ge-
geniibergestellt wird. Die begriffliche Alternative
liegt folglich — entsprechend Macpherson?) —
zwischen Demokratie als Regelsystem zur Herbei-
filhrung (demokratischer) politischer Entscheidun-
gen und Demokratie als umfassender gesellschafili-
cher Erscheinung ).

Anders als in den westlichen Industrielindern, in

denen die Aufnahme sozialstaatlicher Politiken, die
sich aus dem sozialen Demokratiebegriff herleiten,

V. Deinokratisierung (Transition):

Wie bereits angedeutet, hat sich die vergleichende
Transitionsforschung auf die ,,Unterscheidung zwi-
schen verschiedenen Typen von Ubergingen zur
Demokratie, die Individualisierung der notwendi-
gen und hinreichenden Bedingungen fiir den Erfolg
solcher Regimewechsel, die Bestimmung der Rolle
verschiedener Akteure in diesem ProzeB und die
Dingfestmachung der h#ufigsten Konflikte und
Schwierigkeiten von Demokratisierung“ konzen-
triert 28). Das normative Interesse der Forscher an
»mehr Demokratie(n)* und der unmittelbare Pra-
xisbezug des Vergleichs haben die Tendenz gefor-
dert, nach Modellen der Transition Ausschau zu
halten. In dieser Hinsicht hat vor allem der Demo-
kratisierungsprozeB in Spanien Interesse auf sich
gezogen. Doch Modellfunktion konnte er nicht ge-

) R. A. Dahl, Polyarchy. Participation and Opposition,
New Haven-London 1971.

%) C. B. Macpherson, The Life and Times of Liberal Demo-
cracy, Oxford 1977. Erwiihnt sei die beachtliche Aufnahme
von Macpherson in der chilenischen demokratischen Oppo-
sition. Siehe dazu das August-Heft 1984 der Zeitschrift Op-
ciones, das der demokratischen Theorie der Gegenwart ge-
widmet ist.

) Vgl. J. Arrate, La fuerza democritica de la idea sociali-
sta, Barcelona-Santiago 1985, S. 237 ff.

27) Vgl. F. Calderén GutiérrezZM. R. dos Santos, Lo poli-
tico y lo social: biburcacién o sintesis en la crisis, in: dies.
(Hrsg.), Latinoamérica: lo politico y lo social en la crisis,
Buenos Aires 1987, S. 623f.

%) E. Catterberg (Anm. 12), S. 66.

29) An die wichtigsten Besonderheiten sei hier erinnert: Die
lange Dauer der Diktatur (hierin nur Portugal Zhnlich) fiihrte
dazu, daB noch unter ihr der Wandel Spaniens von einem
Agrarland zu einem Industrieland vollzogen wurde. Das In-
teresse moderner Sektoren in Wirtschaft und Gesellschaft an
einer demokratischen Offnung korrespondierte mit der De-
mokratisierung als Beitrittsvoraussetzung zur Europiischen
Gemeinschaft. Die Priisenz reformerischer Kriifie innerhalb
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in ein liberal-demokratisches Demokratiekonzept
moglich war, blieben die beiden Demokratiekon-
zepte fiir die Dritte Welt theoretisch und politisch in
permanenter Konfrontation. Unter Verwendung
des liberal-demokratischen Arguments (und not-

“falls diktatorial) wurde die soziale Demokratie ab-

gewehrt, und mit dem Argument fiir die soziale
Demokratie wurden die liberal-demokratischen Sy-
steme bekdmpft. Gerade die im historisch-politi-
schen ProzeB auftretenden schwierigen Bezie-
hungen zwischen den unterschiedlichen Demo-
kratiekonzepten haben zur Folge gehabt, daB
der Demokratie als Herrschaftsform in der Dritten
Welt bislang so wenig Erfolg beschieden gewesen
ist27),

Ursachen, Akteure, Ablaufmuster

winnen, da die dortigen Bedingungen einmalig wa-
ren?),

Im Vergleich mit Spanien zeigt sich die Verschie-
denheit der Bedingungen und Abliufe anderer De-
mokratisierungsprozesse. Jede Transition ist anders
verlaufen. In idealtypischer Zuspitzung hat Carlos
Floria fiir Argentinien Merkmale ausfindig ge-
macht, die in diametralem Gegensatz zur spani-
schen Erfahrung stehen, néimlich eine iiberstiirzte
(statt gesuchte), hereingebrochene (statt geplante),
abrupte (statt ankniipfende) und durch eine Nieder-
lage (statt durch Uberzeugungsarbeit) zustandege-
kommene Transition®). Nimmt man alle vorlie-
genden Erfahrungen auf, so ist Spanien im Grunde
der gliickliche ,,abweichende Fall“3!),

der regimetragenden Gruppen, die Institution der Monar-
chie und der auf Demokratisierung driingende Knmg sowie
seine wichtige Rolle als Oberkommandierender der spani-
schen Streitkrifte begiinstigten den Demokratisierungspro-
zeB Spaniens ebenso wie die politische Planung der Transi-
tion durch nt Adolfo Suarez, die Konsens-
strategie, die zuniichst Teile der demokratischen ition
und schlieBlich die gesamte Opposition unter EinschluB der
Kommunisten (unter AusschluB nur weniger gewalttitiger
Organisationen) in den Aufbau der Demokratie einband
(siehe etwa die Zusammensetzung des Vi

ses). Eine wichtige Rolle spielte die konzertierte Aktion zwi-
schen Staat, Unternechmern und Gewerkschaften (Pakt von
Moncloa).

) C. A. Floria, Dilemas de la consolidacién democrética
en Argentina, in: M. J. Lopez et al. (Anm. 6), S. 185. Fir
Uruguay vgl. L. E. Gonzilez, Uruguay. Una apertura ines-
?eradn Montevideo 1984,

1) Vgl. E. Baloyra (Anm, 13), S. 15. Illustrativ fiir die Spa-
nien-lastige Systematik zur Analyse von Transitionsprozes-
sen L. Sanchez Agesta, Sobre la consolidacién de la Demo-
lmdaﬁ en Espafia, in: M.J. Lépez et al. (Anm. 6),
S. 19ff.
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Dem gegenwirtigen Stand der Transitionsfor-
schung3?) zufolge sind lingerfristige, historische
und strukturelle Erkldrungsfaktoren von eher kurz-
fristigen, situativen und prozeBdynamischen zu un-
terscheiden. Die erstgenannten lassen sich biindeln
in der Frage nach der politischen Tradition eines
Landes und nach dem Typ seines autoritiren Sy-
stems, um dessen Demokratisi Jberwindung
es sich handelt. Zunichst spielt also eine Rolle, wel-
che Erfahrung ein Land mit unterschiedlichen poli-
tischen Systemen gemacht hat. So ist vor allem be-

deutsam, ob es in der vorautoritiiren Phase bereits

demokratische Verhiltnisse gekannt hat.

Aber auch der Tatbestand kontinuierlicher autori-
tirer Herrschaftspraktiken ist natiirlich ein bedeu-
tender Faktor im Transitionsproze8 und mehr noch
bei der Konsolidierung von Demokratie. In der
Regel sind zeitlich den autoritiren Regimen proble-
matische historische Erfahrungen vorgelagert: ex-
treme Konfliktsituationen, politische Sackgassen,
biirgerkriegsihnliche Zustiinde. Diese historische
Erinnerung kann die Wiedergewinnung der Demo-
kratie erschweren, wird aber auch einen mibBigen-
den Effekt auf die politischen Eliten ausiiben und
deren KompromiBbereitschaft férdern. Die Demo-
kratisierung stellt sich dann als doppelte Negation
dar: der vorautoritdren Politik und des autoritéren
Regimes. Seltener ist die Erinnerung an das vorau-
toritire politische System derart positiv besetzt, daB
Redemokratisierung mit Restauration, der ge-
treuen Wiederherstellung der alten Demokratie,
gleichzusetzen ist (Uruguay). Die vorautoritiire Si-
tuation bildet auch den Entstehungszusammenhang
des autoritiren Regimes, d. h. sie bestimmt mehr
oder weniger Legitimation, Zielsetzung und Struk-
tur des Militdrregimes.

Entgegen der von Teilen der Autoritarismusfor-
schung geniihrten Vorstellung, es habe sich etwa in
Lateinamerika in den sechziger und siebziger Jah-
ren ein einheitlicher Typ des ,biirokratisch-autori-
tidren Regimes® %) herausgebildet, ist fiir die Erkli-
rung der Transition die Unterscheidung unter-
schiedlicher Typen von autoritiren Systemen fun-
damental. Da sind zum einen die sogenannten tra-

32) Zur vergleichenden Transitionsforschung siehe vor allem
L. Morlino, Democratic Transition in Comparative Perspec-
tsives.:,' |r'|?8 E. A. Baloyra (Hrsg.), Comparing (Anm. 6),
37) Ausgehend von G. O'Donnell, Modernization and Bure-
aucratic Authoritarianism, Berkeley 1973; sieche dazu
H. J. Lauth, Der Staat in Lateinamerika. Die Staatskonzep-
tion Guillermo O’Donnells, Saarbriicken—Fort Lauderdale
1985. Zur Typologie autoritirer Regime siehe J. J. Linz,
Autoritire  Regime, in: D. Nohlen/R.-O. Schultze
(Anm. 8), S. 62ff.; D. Nohlen, Autoritiire Systeme, in:
Ders./P. Waldmann (Hrsg.), Dritte Welt, Miinchen-Ziirich
1987, S. 64—85.
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ditionellen autoritiren Regime. Innerhalb dieser
Gruppe sollten erstens die Caudillo-Diktaturen un-
terschieden werden, in denen ein Diktator (der
meist aus den Reihen des Militiirs stammt), gestiitzt
auf die Streitkrifte als Machtbasis, die unum-
schrinkte Herrschaft ausiibt. Diesen Typ treffen
wir vor allem in den Andenliéindern an (Venezuela
unter Pérez Jiménez, Kolumbien unter Rojas Pi-
nilla, Peru unter Odria, Ecuador unter Velasco
Ibarra). Zweitens wiiren die patrimonialen Diktatu-
ren zu nennen, die (meist ebenfalls Militérs) zivile
und militdrische Eliten in ihr Herrschaftssystem ein-
beziehen, Fassadendemokratien errichten und sich
mit Hilfe von Repression, Korruption und Wahlbe-
trug an der Macht halten. Dieser Typ ist eher in
Mittelamerika und in der Karibik anzutreffen (Ni-
caragua unter Somoza, Dominikanische Republik
unter Trujillo, Paraguay unter Stroessner). Wiih-
rend die Caudillo-Diktaturen sich vielfach mit De-
mokratien als Herrschaftsform in den genannten
Liindern ablosten, ist der Ubergang des patrimonia-
len Typs zu anderen Herrschaftsformen in der Re-
gel gewaltsamer und revolutiondr, da demokrati-
sche Erfahrungen nie gemacht und Wege der Re-
form nicht zugelassen . wurden. Die revolutioniren
Prozesse werden schlieBlich von auBen (Druck oder
Intervention der USA) unter Kontrolle zu halten
versucht,

Zum anderen sind da die neuen autoritiiren Regime,
deren gemeinsames Merkmal ist, daB das Militir
mit der mehr oder weniger expliziten Vorstellung
die Macht iibernimmt, ein politisches Vorhaben
(Projekt, Programm) zu verwirklichen. Ein fiir die
Transition wichtiger Gesichtspunkt ist hier, ob und
wie sich das Regime institutionalisiert, und vor al-
lem, ob und welche Formen der Beteiligung von
Bevolkerung, gesellschaftlichen Gruppen und poli-
tischen Kriften initiiert oder geduldet werden. Die
diesbeziiglich grundlegende Unterscheidung ist
deshalb die nach sogenannten ausschlieBenden
oder einschlieBenden Regimen: Ausschlieffende Re-
gime sind extrem repressiv (zumindest in ihrer An-
fangs- und Konsolidierungsphase), schrinken die
politische Beteiligung ein und senken das Niveau
gesellschaftlicher Mobilisierung und Politisierung
(Argentinien, Brasilien, Chile, Uruguay), wohinge-
gen ginschliefende Regime einige Beteiligungsfor-
men unterbinden (z. B. Wahlen) und neue zu ent-
wickeln versuchen (vielzitiertes Beispiel: Peru).
Die Unterscheidung zwischen den beiden Typen
neuer Militdrregime bezieht sich auch auf die ver-
folgte Politik: Im ersten Fall handelt es sich um eine
Politik wirtschaftlichen Wachstums (meist moneta-
ristischen Zuschnitts), im zweiten Fall um eine der
strukturellen Reformen (Peru, Ecuador, Panama).
In Bolivien finden wir in den siebziger Jahren so-
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wohl Militirregime des caudillistischen und des
neuen Typs als auch Fraktionen des Militiirs, die
demokratisierende Tendenzen férdern.

Neben diesen grundlegenden Unterscheldungen
spielen fiir den Ubergang zur Demokratie eine
ganze Reihe weiterer individueller Besonderheiten
der jeweiligen Regime eine wichtige Rolle. So bei-
spielsweise, ob Parteien, Wahlen oder Parlamente
aufrechterhalten bleiben. Auch wenn diese politi-
schen Institutionen in Brasilien vom Regime mani-
pullert wurden, konnte sich die politische Opposa
tion in der (')ffnungsphase seit Prisident Geisel im
bestehenden Institutionensystem artikulieren und
schlieBlich sogar die Mehrheit gewinnen. Mit dieser
Regimebedingung hiingt ursichlich die friedlich
und gradualistisch verlaufende Transition zusam-
men*). Auch ist die Rotation in der Priisident-
schaft (Brasilien, Argentinien, Uruguay) nicht un-
bedeutend. Sie ist keine bloB inhaltsleere Anleh-
nung an demokratische Formen: Diese Wechsel
sind Ausdruck von Machtverdnderungen innerhalb
der Militdrs und der regimetragenden Gruppen
(was zivile Sektoren mit einschlieBt), moglicher-
weise auch Ausdruck veriinderter Bezichungen der
regimetragenden Gruppen zur Gesellschaft. Eine
solche Struktur des Regimes erleichtert Anpassun-
gen an die politischen Erfordernisse, d. h. gegebe-
nenfalls Kompromisse und Strategien der Transi-
tion.

Der kontrire Fall Chile unterstiitzt die Argumenta-
tion: In Chile blieb die Macht vollends auf eine Per-
son, auf General Augusto Pinochet konzentriert,
und zwar in doppelter Hinsicht: zum einen inner-
halb des politischen Systems in seiner Funktion als
Priisident der Republik, zum andern innerhalb des
Militédrs, da Pinochet seine Funktion als Oberkom-
mandierender der chilenischen Streitkrifte nie auf-
gab ), Hierin zeigt sich zudem, daB die Einheit
bzw. der Grad der Einheit der Streitkrifte in Aus-
iibung ihrer ,,politischen Mission* ein wichtiges Re-
gimemerkmal ist und eine groBe Bedeutung hin-
sichtlich der Dauer der Militirherrschaft besitzt.
Denn die Militirs sind selbst die entscheidenden
Akteure der politischen Offnung. Die Transition
kann relativ bald nach Etablierung des Militarregi-
mes einsetzen, noch ehe es eigentlich zu seiner Kon-
solidierung gekommen ist (Ecuador, Uruguay).
Doch ist der Zeitpunkt des Beginns der Demokra-

3) Vgl. B. Lamounier, Opening Through Elections: Will
the Brasilian Case Become a Paradigm?, in: Government and
Opposition, 19 (1984), S. 167—177.

35) Vgl. D. Nohlen, Militirregime und Redemokratisierung
in Lateinamerika, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/86,
S. 14f.; R. Cortazar, La no-transicién a la democracia en
Chile y el plebiscito de 1988, in: Coleccién de Estudios CIEP-
LAN, Dezember 1987, S. 116 ff.
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tisierung nicht immer leicht zu bestimmen. Fiir
Chile beispielsweise konkurrieren drei Einschit-
zungen der Entwicklung seit 1983: Liberalisierung,
Transition und no-transicién 3).

Der Regimetyp ist auch — wie bereits angedeu-
tet — fiir das AusmaB von Gewaltsamkeit bedeut-
sam. Die Form des Ubergangs, per Vereinbarung
und friedlich oder revolutionir und gewaltsam,
wird in der Literatur als wesentliche Variable fiir
die Konsolidierung der Demokratie gewertet.

Was nun die eher kurzfristigen, situativen und pro-
zeBdynamischen Faktoren angeht, so gilt es im
Prinzip zwischen drei Gruppen von Erklarungsfak-
toren zu unterscheiden: externen, regimeinternen
und die Opposition betreffenden. In der Praxis lie-
gen Kombinationen von Erklirungsfaktoren aus
den verschiedenen Faktorenfeldern vor.

Als extern werden militirische Niederlagen begrif-
fen (Griechenland, Portugal, Argentinien), deren
innenpolitischen Folgen das Militdrregime nicht ge-
wachsen ist. Dies zeigt insbesondere das Beispiel
Argentinien. Hier wollte das Regime durch einen
militdrisch erzwungenen auBenpolitischen Erfolg
die im Inneren verlorengegangene Macht wiederge-
winnen. Extern ist auch der Druck auswirtiger
Michte auf autoritire Regime: Kontinuierlich in
Form des Entzugs internationaler Anerkennung
oder in Form internationaler BloBstellung (etwa
UN-Verurteilungen, Menschenrechtskampagnen),
mit groBerer Durchschlagskraft im Falle der ameri-
kanischen Interventionen in der Karibik und in Mit-
telamerika. In der Dominikanischen Republik etwa
zwangen die USA 1978 Prisident Joaquin Balaguer
zur Anerkennung des Wahlsiegs der Opposition 37).
Die Demokratisierung in El Salvador 1984 wire
ohne Druck der USA weder vonstatten gegangen
noch nachher aufrechterhalten worden3%). Uber-
greifende Interessen und Politikorientierungen der
USA (Carters Menschenrechtspolitik, Reagans
counterinsurgency-Politik) vermdgen autoritiire
Regime zu destabilisieren und demokratische Sy-

%) M. A. Garretén, Chile: La transicion bloqueada, in:
Mensaje, (1985) 936, S. 31ff.; ders., The Political Evolution
of the Chilean Military Regime and Problems in the Transi-
tion to Democracy, in: G. O'Donnell/P. Schmitter/L. Whi-
tehead (Anm. 6); C. Huneeus, La inauguracién de la demo-
cracia en Chile: Reforma en el procedimiento y ruptura en el
contenido democritico, in: Revista de Ciencia Politica, VIII
(1986); R. Cortazar (Anm. 35).

37) Vegl. J. G. Campillo Pérez, Historia Electoral Domini-
cana 1848—1986, Santo Domingo 1986, S. 294 ff.

) Vgl. W. Gietl, ,,Counterinsurgency” und Demokratisie-
rung in El Salvador und Guatemala, Ebenhausen 1987, S. 24.
Zu den besonderen Bedingungen der Demokratisierung der
zentralamerikanischen Linder siche vor allem die Arbeiten
von H.-W. Krumwiede, Militirherrschaft und (Re-)Demo-
kratisierung in Zentralamerika, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 9/1986, S. 17—29.

B 25-26



steme aus der Taufe zu heben (Guatemala, Hondu-
ras). Im Endergebnis nicht anders verhielt es sich
mit dem Sturz von Priisident Ferdinand Marcos auf
den Philippinen.

Als regimeinterne Variablen gelten Strukturen,
Verhaltensmuster oder Konflikte, welche die Insti-
tution des Militirs betreffen — hier vor allem Kon-
flikte zwischen Falken (duros) und Tauben (blan-
dos) und deren Entwicklung —, aber auch die ge-
sellschaftlichen und politischen Gruppen, die das
Regime stiitzen, und die Bezichungen zwischen den
militdrischen und den zivilen Komponenten des Re-
gimes (civil-military-relations). Die Destabilisie-
rung autoritéirer Regime des neuen Typs beginnt,
wenn die Koalition der sie tragenden Gruppen
Risse bekommt und zerbricht, ohne daB eine neue
Koalition gebildet und das Regime wieder stabili-
siert werden kann. Spannungen, Fraktionierungen,
Konflikte innerhalb des Militiirs stehen am Beginn
der politischen Offnung ).

Nicht immer setzen sich die auf Offnung driingen-
den Militirs durch (Argentinien). Auch wird oft
versucht, neue Ressourcen fiir die Regimestabilisie-
rung einzubringen (Referenden, neue Politiken). In
den meisten Fillen sind Wechsel in der Machtaus-
iibung als Folge von Koalitionszerwiirfnissen
(Ecuador, Peru) ebenso mit der Ankiindigung von
Redemokratisierung verkniipft wie im Falle des
Versagens neumobilisierter Ressourcen (Argenti-
nien, Uruguay). Griinde fiir die Koalitionsproble-
me liegen im Wandel der Wirtschafts- und Sozial-
struktur als Ergebnis der Politik des autoritiren
Regimes (Brasilien), in den gesellschaftlichen und
politischen Auswirkungen der eingeschlagenen Re-
formpolitik (Ecuador, Peru), im Zuriickbleiben
hinter den selbst gesteckten Entwicklungszielen
und der nachlassenden Uberzeugung, diese unter
erschwerten binnen- und auBenwirtschaftlichen Be-
dingungen erreichen zu konnen (allgemeine Situa-
tion lateinamerikanischer Linder seit Beginn der
achtziger Jahre), sowie in einer wachsenden Regi-
meopposition.

Was das Militir betrifft, kommen zwei Momente
hinzu: Zum einen kalkuliert es die Kosten der Regi-
mestabilisierung (mehr Repression) und wiigt sie
gegen die Kosten der Demokratisierung ab. Zum
anderen bedenkt es die Folgen des Machtverbleibs
fiir die eigene Institution (interne Machtkiimpfe).
Die Sicherung der Einheit der Streitkriifte ist dann
moglicherweise der kleinste gemeinsame Nenner,
die Demokratisierung die kostengiinstigste Losung,

¥) Dies betonen vor allem G. O’Donnell/P. Schmitter,
Transitions from Authoritarian Rule. Tentative Conclusions
about Uncertain Democracies, in: dies./L. Whitehead
(Hrsg.), Transitions (Anm. 6), 1986, S. 21.
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zumal wenn sichergestellt bleibt, daB das Militir
iiber die Bedingungen der Demokratisierung (Am-
nestie) mitbestimmen und in der Demokratie eine
Vetomacht einnehmen kann. So waren die Militirs
erfolgreich darin, in den ersten freien Wahlen den
AusschluB von Parteien (Peru) oder Politikern
(Ecuador, Uruguay) durchzusetzen; in Brasilien wi-
dersetzten sie sich der Direktwahl des Prisidenten,
auf die sich die Forderungen einer wieder politisier-
ten Bevolkerung konzentriert hatten.

Die dritte Akteursgruppe bildet die interne Oppo-
sition zum Regime. In den Militdrregimen neuen
Typs hat die Opposition im UbergangsprozeB nur
eine nachgeordnete Rolle gespielt. Nirgends
konnte sie die Riickkehr zur Demokratie erzwin-
gen. Diese Erwartung sollte nicht mehr an sie ge-
stellt werden. Die Militéirs blicben die wichtigsten
Akteure, geschwiicht nur in Griechenland und Ar-
gentinien. Wiewohl neuen Formen sozialer und po-
litischer Partizipation, neuen sozialen Bewegun-
gen %) und — in den Lindern reformerischer Mili-
tirregime — auch den Gewerkschaften als Opposi-
tionsgruppen Beachtung geschenkt werden mub,
war die Demokratisierung die Stunde der politi-
schen Eliten und — innerhalb der Opposition —
der politischen Parteien. Es ist nicht uninteressant
festzustellen, daB es iiberwiegend die traditionel-
len, von den Militirs unterdriickten Parteien wa-
ren, mit denen Pakte zur Demokratisierung abge-
schlossen wurden. Teilweise konnte die Opposition
sich einbringen in Form von Verfassungsberatun-
gen (neue Verfassungen wurden in Ecuador und
Peru verabschiedet, in Brasilien tagt die verfassung-
gebende Versammlung zur Zeit noch), teilweise
wurde auch die vorautoritiire Verfassung wieder in
Kraft gesetzt. Damit wurde zugleich vermieden,
daB die Militiéirs noch in der Phase ihrer Machtaus-
iibung auf die Verfassung EinfluB nehmen konnten.
Eine Vereinbarung unter den Oppositionsparteien
iiber ein politisches Vorhaben jenseits der Transit-
ion — z. B. ein nationales Projekt, wie in Chile
stark diskutiert¥) — kam nirgends zustande.

In den autoritiiren Regimen iilteren Typs, also de-
nen Mittelamerikas sowie auf den Philippinen und
in Siidkorea, hat die Opposition eine viel grioBere
Bedeutung im Demokratisierungsproze8 gehabt,
zum einen in Form von Nationalen Befreiungsbe-
wegungen und deren Versuch, das autoritire Re-
gime zu stiirzen (was 1979 in Nicaragua gelang),
zum anderen in Form von impliziten Biindnissen
zwischen gemiBigter Opposition und US-Regie-

40) Vgl. F. H. Cardoso, Democracy in Latin America, in:
Politics and Society, 1 (1987), S. 23—41, hier S. 30ff.

41) Siehe A. Flisfisch, El dilema Pacto o Proyecto, in: A. Al-
dunate et al., Estudios sobre el sistema de partidos en Chile,
Santiago 1985, S. 151—-172.
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rung zur Ablosung der autoritiiren Regime zwecks
Verhinderung sozialrevolutioniirer Entwicklungen
(El Salvador, Guatemala) und schlieBlich in Form
breiter Massenmobilisierung gegen das autoritiire
Regime (Philippinen, Siidkorea). Die Demokrati-
sierung erfolgt auch in den letztgenannten Fillen
erneut unter Einwirkung des externen Faktors: der
USA im Falle der Philippinen (auch hier ist die Ein-
dimmung der Guerrilla von Bedeutung) und der
Weltdffentlichkeit im Falle Siidkoreas, die das
Land als Ausrichter der Olympischen Spiele 1988
zu beschwichtigen sucht.

Der Fall Siidkorea demonstriert jedoch zugleich
anschaulich, wie sehr es der Opposition an Gemein-
samkeit und politischen Konzepten fehlen kann,
um das Regime bzw. die regimetragenden Krifte
abzul6sen. In Chile ist dieser Tatbestand neben der
einheitlichen Filhrung von Staat und Militir durch
Generalspriisident Pinochet der zweite Erklirungs-
faktor fiir die bisher nicht erfolgte Transition. Erst
1988, im Zusammenhang mit dem gegen Jahres-
ende stattfindenden Plebiszit, haben sich Risse im
Lager der regimetragenden Gruppen gezeigt und
Vereinbarungen unter der Opposition ergeben.

VI. Konsolidierung der Demokratie

Die Konsolidierung der Demokratie in der Dritten
Welt ist offensichtlich ein schwierigeres Unterfan-
gen als die Transition. Dieser Tatbestand kommt
bereits in der — fiir Linder mit demokratischer
Erfahrung kennzeichnenden — zyklischen Ent-
wicklung der Herrschaftsformen zum Ausdruck.
»Die Demokratie ist etwas, was sich frustriert, was
aber wiederkehrt, ist etwas, was kommt und geht*,
stellte Mirko Lauer fiir Peru fest4?). Auch in Ar-
gentinien, Bolivien und Ecuador wurde die Demo-
kratie bereits verschiedene Male wiedergewonnen,
stabilisiert werden konnte sie bislang jedoch nicht.
Worin liegen die Griinde?

Im Gegensatz zur Transition sind Probleme der
Konsolidierung der Demokratie bislang noch wenig
untersucht 43) — sieht man von allgemeinen Erdrte-
rungen der Ubertragbarkeit des Modells der libera-
len Demokratie auf die heutigen Entwicklungsléin-
der ab, die so alt ist wie deren politische Unabhiin-
gigkeit,

1. Aligemeine Begriindungen der Konsolidie-
rungsprobleme

Auf der Ebene allgemeiner Erklarungsmuster fiir
die Instabilitiit und das Scheitern der Demokratie in
Lateinamerika lassen sich gegenwiirtig drei Rich-
tungen unterscheiden: eine soziokulturelle (oder
kulturalistische), eine sozioGkonomische und eine
politisch-institutionelle.

Die soziokulturelle Richtung betont, daB der Auto-
ritarismus in Lateinamerika ein kulturelles Phéino-

4) M. Lauer, Para consolidar una cultura politica democra-
tica, in: J. Cotler (Hrsg.), Para afirmar la democracia, Lima
1987, 8. 42.

43) Vgl. C. Floria (Anm. 30), S. 187. Zur Konsolidierungs-
problematik vgl. L. Morlino, Consolidamento democratico:
definizione e modelli, in: Rivista Italiana di Scienza Politica,
16 (1986).
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men sei, hauptsichlich aus der iberisch-katholi-
schen Tradition stamme und die gesamte Gesell-
schaft durchziehe ). , Eine autoritire Gesellschaft
(ertriigt) keinen demokratischen Staat. Sie konnte
ihn weder stiitzen noch legitimieren.” 45) Das kul-
turalistische Argument wird u. a. wegen Pauschali-
tit und Determinismus seiner Annahmen kritisiert.
Es erklirt nicht die unterschiedlichen Entwicklun-
gen lateinamerikanischer Linder. Die unterstelite
deterministische Beziehung zwischen politischer
Kultur und politischem System wurde in etlichen
empirischen Untersuchungen widerlegt46). ,De-
mocratic norms and values might be a part of a
society’s cultural traditions even though its political
leaders are not able to achieve and sustain a stable
democratic government.“47) Gerade die Zusam-
menbriiche der Demokratie in Lindern mit ei-
ner ausgeprigten demokratischen Kultur wie
Chile 48) und Uruguay erfordern iiber das kulturelle
Argument hinausgreifende Erklidrungen.

4) So H. C. F. Mansilla, Ausdehnung staatlicher Funktio-
nen und Biirokratisierungstendenzen in Bolivien. Eine Stu-
die iiber die politische Kultur des Autoritarismus, Saarbriik-
ken—Fort Lauderdale 1987.

45) M. Mols, Demokratie (Anm. 4), S. 33.

46) Vgl. A. Lijphart, The Structure of Inference, in:
G. A. Almond/S. Verba (Hrsg.), The Civil Culture Revisi-
ted, Boston 1980, S.47; R. Espinal, Autoritarismo
(Anm. 21),S. 11f.;J. A. Booth/M. A. Seligson, The Politi-
cal Culture of Authoritarianism in Mexico. A Reexamina-
tion, in: Latin American Research Review, 19 (1984),
S. 106 ff.; H. Jaguaribe et al., Brasil, sociedade democritica,
Rio de Janeiro 1985.

47) 8. Tiano, Authoritarianism and Political Culture in Ar-
gentina and Chile in the Mid-1960s, in: Latin American Rese-
arch Review, 21 (1986), S. 89.

45) Vgl. A. Flisfisch, Consenso democritico en el Chile auto-
ritario, in: N. Lechner (Hrsg.), Cultura politica y democra-
tizacién, Buenos Aires—Santiago 1987, S. 101; C. Huneeus,
Los chilenos y la politica. Cambio y continuidad en el auto-
ritarismo, Santiago 1987.
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Das soziobkonomische Erklirungsmuster macht
sich Argumente aus der Debatte um die formale
und substantielle Demokratie zu eigen. Die Kon-
solidierung der Demokratie wird in Abhiingigkeit
vom sozio-bkonomischen Wandel gesehen. Die
Grundprémisse ist, daB die westliche Demokratie
zu ihrer Lebensfihigkeit bestimmter Sozialstruk-
turen bedarf. Sind Wirtschaft und Gesellschaft
nicht ausreichend entwickelt, so fehlen die sozia-
len Trigerschichten der Demokratie. Die soziale
Entwicklung ist zudem die Voraussetzung dafiir,
daB die Masse der Bevdlkerung Loyalitéit zur De-
mokratie entwickeln kann. Indem die Demokratie
den einzelnen sozial integriert, kann eine befriedi-
gende Antwort auf die Frage gefunden werden:
»Ich liebe die Demokratie — aber liebt die Demo-
kratie auch mich?“ Bolivar Lamounier hat die so-
ziale Entwicklung neben der liberal-demokrati-
schen Dimension (Pluralismus und politische Par-
tizipation) als die Zweite fiir die Konsolidierung
der Demokratie entscheidende Entwicklungslinie
herausgestellt+9),

Die politisch-institutionelle Richtung bildet die ei-
gentliche Neuerung in den Erkldrungsansitzen.
Sie hebt auf die politischen Institutionen, die
Struktur des politischen Wettbewerbs und politi-
sche Verhaltensvariablen ab. Insbesondere wird
nach der Funktionsfihigkeit und Effizienz der po-
litischen Systeme gefragt. Dabei ist vor allem der
politische Systemtyp Priisidentialismus problem-
atisiert worden, der in Lateinamerika vorherrscht.
Fred W. Riggs, Juan J. Linz u. a. haben jiingst die
Uberlebensfihigkeit des Prisidentialismus in der
Dritten Welt in Frage gestellt. Das (iiber Jahr-
zehnte vernachlissigte) Studium politischer Insti-
tutionen und Prozesse in der Dritten Welt3?) hat
bereits einige bemerkenswerte Ergebnisse ge-
bracht.

So wurde beispielsweise herausgefunden, daB die
Probleme des Regierens in den Demokratien La-

#) B. Lamounier, Perspectivas da consolidagao democri-
tica: o caso brasileiro, in: Revista Brasileira de Ciencias So-
ciais, 2 (1987), S. 56 ff. Vgl. weiterhin E. Boeninger et al.,
Orden econdmico y democracia, Santiago 1985; J. Silva So-
lar, Condiciones sociales de un nuevo estado democritico en
Chile, in: Opciones, (1984), S. 185—190; A. Borén, Demo-
cracia y reforma social en América Latina: Reflexiones a
gmpéslu iul> :;:P’e la experiencia europea, in: Opciones, 8 (1986),
%) F. W. Riggs, A Neo-Institutional Typology of Third
World Politics, Draft Paper, University of Hawaii, 1987,
S. 17; 1. J. Linz, Democracy, Presidential of Parliamentary:
Does it Make a Difference?, Paper prepared for 83rd Annual
Meeting of the American Political Science Association, Chi-
cago 1987.
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teinamerikas nicht in elitirer Verkrustung liegen,
wie die kulturalistische Strémung vermutet, son-
dern in der allzu kurzen Verweildauer von Regie-
rungschefs (in der Regel ist die Wiederwahl des
Priisidenten ausgeschlossen) und Ministern im Amt
bestehen. In Chile losten sich in den vier letzten
Wahlen vor dem Zusammenbruch der Demokratie
Prisidenten unterschiedlicher politischer Orientie-
rung ab: 1952—58: populistisch; 1958 —64: unab-
hingig/rechts; 1964—70: christdemokratisch;
1970—73: sozialistisch. In Venezuela wechselt die
Regierung zwischen sozialdemokratischer AD und
christdemokratischer COPEIL. Nicht Mangel an po-
litischem Alternieren, sondern dessen Permanenz
wird hier zum Problem51).

Waldino C. Suarez hat fiir alle lateinamerikani-
schen politischen Systeme zwischen 1940 und 1960
eine Amtsdauer der Minister von weniger als
20 Monaten festgestellt. Uber 80 Prozent der Mini-
ster iibten ein Ministeramt nur einmal aus, von den
verbleibenden 20 Prozent kehrten zudem fast drei
Viertel nur einmal wieder 52). Bei steter Rotation ist
eine kontinuierliche Regierungsarbeit — bedenkt
man insbesondere die entwicklungsplanerischen
Aufgaben des Staates in der Dritten Welt — kaum
moglich 33). Was den Prisidentialismus anbelangt,
so wurde vor allem auf die Unterschiede in der
Funktionsweise gegeniiber den USA abgehoben
und festgestellt, daB der Prisidentialismus in La-
teinamerika nicht als System von ,,checks and ba-
lances“, sondern als Blockade des Interessenaus-
gleiches funktioniere ) — Ergebnis einer politi-
schen Kultur, der es aufgrund des vom Institutio-
nensystem angeregten Politikverstiindnisses (des al-
les oder nichts bei Priisidentschaftswahlen) an
KompromiBfihigkeit und Konsensbildungsverfah-
ren fehle. Als Alternative wurde der Parlamentaris-
mus ins Spiel gebracht 55),

51) Vgl. J. C. Rey, El futuro de la democracia en Venezuela,
in: J. A. Silva Michelena (Hrsg.), Venezuela hacia el 2000.
Desafios y opciones, Caracas 1987, S. 1861.

52) W. C. Suarez, El gabinete en América Latina: Organiza-
cién y cambio, in: Contribuciones, 2 (1985), S. 31—56.

) Der UNDP-Berater im Planungsministerium von Costa
Rica, M. Ferndndez B., hat die Friktionen zwischen politi-
schen Systemstrukturen und Planungsaufgaben aufgezeigt:
Planificacién orientada a productos? Funciones y viabilidad
de la planificacion en Costa Rica, hekt. San José 1987.

#) Vgl. Ch. Gillespie, Presidential-Parliamentary Relations
and the Problem of Democratic Stability: The Case of Uru-
guay, hekt, Amherst/Mass. 1987,

55) Siehe uw.a. J. J. Linz, Democracy (Anm. 50) 1987;
A. Valenzuela, Hacia una democracia estable. La opcion
parlamentaria para Chile, in: Revista de Ciencia Politica 7
(1985), 8. 1291f.; ders., Party Politics and the Failure of Pre-
sidentialism in Chile: A Proposal for Parliamentary Form of
Government, Paper Georgetown Univ., Washington 1987;
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2. Gegenwiirtige Konsolidierungsprobleme

Auf der zweiten, mehr situativen Ebene der gegen-
wirtigen Belastungen der neuen Demokratien und
ihrer Konsolidierung begegnen wir drei Problembe-
reichen, die sich thematisch mit den allgemeinen
Erkldrungsmustern decken.

Wenden wir uns zuniichst den sozio6konomischen
Bedingungen zu. Als erstes ist hervorzuheben, daB
in den lateinamerikanischen Lindern die (Re-)De-
mokratisierung im Zusammenhang einer schweren
Wirtschaftskrise erfolgte. Angesichts eines extre-
men sozialen Nachholbedarfs groBer Teile der Be-
vilkerung muBten sich die Demokratien zunichst
einmal um Aufrechterhaltung (Brasilien) oder Wie-
dergewinnung (Argentinien) der Bedingungen
wirtschaftlichen Wachstums bemiihen. Ursache ih-
rer Bemiihungen waren bisher nicht gekannte in-
terne Ungleichgewichte (Haushaltsdefizite, Hyper-
inflation) und externe Engpésse (Verschuldung),
die von den autoritiren Regimen geerbt worden
waren. Die jungen Demokratien stehen vor wirt-
schaftlichen und sozialen Problemen groBten Aus-
maBes. i

Das Scheitern der Wirtschaftspldne in Argentinien
und Brasilien, die Stabilisierung und Wachstum
miteinander verkniipfen wollten %), hat die Skepsis
gegeniiber einer gedeihlichen Entwicklung der De-
mokratien verstirkt. Zudem wurden unter dem Au-
toritarismus in den meisten Fillen die bestehenden
extremen gesellschaftlichen Ungleichheiten (und
die darauf basierenden Machtverhiltnisse) gefe-
stigt. Strukturelle Reformen, die die Besitzverhilt-
nisse tangieren, sind in vielen Léndern heute weiter
von der politischen Tagesordnung entfernt als in
der Zeit vor den Militdrregimen. Das Militér tritt
als Schutzgarant der bestehenden, Ungleichheiten
verstetigenden Gesellschaftsstruktur auf (Brasilien,
Uruguay, Chile im Falle einer Demokratisierung).

In Mittelamerika (El Salvador, Guatemala) lihmt

M. Fernindez B., Presidencialismo, parlamentarismo y se-
mipresidencialismo. Tres tesis sobre un sistema de gobierno
para Chile, hekt. Centro de Estudios de Desarrollo, Santiago
1986; R. Perez, El parlamentarismo. La reforma necesaria
para Uruguay, in: D. Nohlen/A. Solari (Hrsg.), Reforma
politica y consolidacién democritica. Europa y América La-
tina, Caracas 1988, S. 287—300. Fiir ein semiprisidentielles
System plidiert H. Nogueira Alcala, El régimen semipresi-
dencial. Una nueva forma de gobierno democrético, San-
tiago 1986.

%) Zum Plan Austral, Plan Cruzado und den anti-inflation&-
ren MaBnahmen anderer lateinamerikanischer Léander siche
dic Sondernummer von El Trimestre Econémico:
J. A. Ocampo (Hrsg.), Planes antiinflacionarios recientes en
la América Latina. Un debate teérico en la préctica, Mexiko
1987.
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das Biindnis mit konservativen Militirs Willen und
Kraft reformerischer Parteien zu sozialer Transfor-
mation. Nur dort, wo der Militirreformismus so-
ziale Veriinderungen hervorrief (Peru, Ecuador,
Panama), scheinen gewisse begrenzte Strukturre-
formen mdoglich, doch sind die Demokratien zu
schwach, so daB soziale Entwicklung eher von ei-
nem erneuerten Militirreformismus in der Regie-
rung erwartet wird.

Dieser nicht gerade verheiBungsvolle Befund im.
sozioSkonomischen Bereich kontrastiert scharf zu
weniger auffilligen Tatbestinden im Felde politi-
scher Uberzeugungen und Verhaltensweisen, die
zumindest fiir einige Lander AnlaB zu vorsichtigem
Optimismus geben. Die postautoritiren Gesell-
schaften sind um einige Erfahrungen reicher, aus
denen moglicherweise gelernt werden kann. Da ist
zuniichst die iiberwiegend gemachte Erfahrung,
daB die Militirregime die wirtschaftlichen und so-
zialen Probleme der unterentwickelten Linder
ebensowenig wie ihre Vorginger haben losen kon-
nen. Ein abweichender, sicherlich diskussionswiir-
diger Befund liegt allenfalls fiir die Schwellenlinder
Brasilien und Siidkorea vor. In ihrer Mehrheit ste-
hen die Demokratien folglich nicht mehr unter dem
Druck einer — ehemals entwicklungstheoretisch
begriindeten — angeblich hoheren Entwicklungs-
leistung von autoritiren Regimen.

Zudem sind die humanen Kosten autoritirer Re-
gime, die andauernden Menschenrechtsverletzun-
gen, ins Gffentliche BewuBtsein der betroffenen Ge-
sellschaften geraten. Von diesen Kosten des Auto-
ritarismus wurden alle sozialen Schichten betroffen,
denn Repression, Folter und willkiirliche Verhaf-
tungen richteten sich gegen den politisch Anders-
denkenden, wo immer er angetroffen wurde. In
einigen Lindern hat sich so etwas wie ein kollekti-
ver BewubBtseinswandel sowohl in der politischen
Elite als auch in der Masse der Bevolkerung vollzo-
gen. Die geradezu traumatische historische Erfah-
rung mit dem Autoritarismus ist besonders auffal-
lend im argentinischen Fall. Hier griindet sich die
Hoffnung auf einen Wandel auf einer verinderten
politischen Kultur, charakterisiert durch eine MiBi-
gung im politischen Diskurs, den Abbau starrer
ideologischer Extrempositionen, die Stirkung des
KompromiBdenkens sowie eine Verringerung der
Chancen von Anti-System-Parteien, Zulauf zu er-
halten.

Sieht man von Zentralamerika (Guatemala, El Sal-
vador), den Philippinen und Peru ab, hat die Bedro-
hung der politischen Systeme durch revolutionire
Befreiungsbewegungen nachgelassen. Eine Reihe
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von Demokratien sind — zumindest gegenwiirtig
bzw. fiir die nichsten Jahre — nicht mehr von zwei
Seiten bedroht, deren jeweiliger Extremismus die
demokratiefeindlichen Krifte aufschaukelte. In
Chile versucht Pinochet, diesen Mechanismus in
Kraft zu halten, um die Re-Demokratisierung hin-
auszuzbgern. Die verringerte 'Systemkonkurrenz
fiir die Demokratie, sichtbar auch im Ansehensver-
lust des kubanischen Modells in Lateinamerika,
scheint den Demokratien einen gewissen Spielraum
fiir Reformen einzurdumen.

Trotz der im Grunde noch driingender gewordenen,
nach revolutiondren Losungen schreienden wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme scheint der in
den sechziger und siebziger Jahren viel gescholtene
Reformismus eine spiite Rechtfertigung zu erfah-
ren57) und heute die einzige Marschroute fiir die
iiberwiegende Zahl der betrachteten Linder zu
sein. Diese Neubewertung steht in engem Zusam-
menhang mit der, ebenfalls aus der Erfahrung mit
den autoritiren Regimen herrithrenden, neuen
Wertschiitzung der liberalen Demokratie, die vor
allem bei Teilen der politischen Linken zu beobach-
ten ist. Die Linke hatte dem Problem der Demo-
kratie bisher kaum Aufmerksamkeit zuteil werden
lassen, weil sie — wie Carlos Pereyra zusammen-
faBte — glaubte, daB erstens der Kampf fiir die
Demokratie Kriifte vom Kampf fiir den Sozialismus
abziehe, daB zweitens der Kampf und Terrainge-
winn innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft be-
deute, eine reformistische Position zu beziehen und
die revolutioniire auszuschlieBen, und daB drittens
die politischen Institutionen ein direkter Ausdruck
sozialer Klassenverhiltnisse seien 58).

Norbert Lechner hat aufzuzeigen versucht, wie das
sozialistische Denken in Lateinamerika in den acht-
ziger Jahren von der Grundmaxime ,,Revolution®
abriickte und die Demokratie diesen Platz ein-
nahm 59). Etwas von dieser Entwicklung scheint al-
lenthalben in den Diskussionen iiber Demokratie in
Lateinamerika vernehmbar, doch sind etliche Ein-
schrinkungen angebracht. Nach wie vor bestehen
unter Demokraten erhebliche konzeptionelle Un-
terschiede hinsichtlich dessen, was Demokratie sei.

57) Vgl. A. O. Hirschmann (Anm. 10), S. 30, der einen
wshift from total confidence in the existence of a fundamental
solution for social and economic problems to a more questio-
ning, pragmatic attitude — from ideological certainty to more
open-ended, eclectic, skeptical inquiry* feststellen zu kon-
nen glaubt.

38) M. Lauer (Anm. 42), S. 48f.

5) N. Lechner, De la revolucién a la democracia. El debate
intelectual en America del Sur, in: Opciones, 6 (1983),
8. 57-72. :
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In Argentinien beispielsweise lebt die doppelte De-
mokratietradition fort, die liberale und die volksna-
tionale (nacional popular)%); es gibt dort groBe
MiBverstindnisse beziiglich der Merkmale einer
pluralistischen Demokratie '), und die Frage ist
offen, auf welchen Typ von Demokratie Argenti-
nien sich hin entwickelt 62).

Unter lateinamerikanischen ,Demokraten* ist
auch kontrovers, ob die Demokratie tatséchlich ein
Wert an sich ist oder ein Mittel zur Erreichung
anderer Ziele, hier vor allem der sozialen Transfor-
mation. Auch bestehen nach wie vor erhebliche
Vorbehalte gegeniiber der Demokratie als Institu-
tionensystem, das — so die Kritik — dazu erdacht
scheint, Reformen in langwierigen legislativen Pro-
zessen zu verhindern 83). Teile der politischen Lin-
ken ziehen weiterhin gewaltsame Transformatio-
nen (Befreiungsbewegungen) oder autoritire Re-
gime (Militirreformismus) der Demokratie
vor %),

Empirische Untersuchungen belegen, daB die Be-
vilkerung der Demokratie in hohem MaBe zu-
stimmt, es aber sehr darauf ankommt, ob der Wert
mit anderen Zielsetzungen konkurrieren muB. Die
Zustimmung zu den Grundsitzen der Demokratie
1dBt nach, wenn sie im Wettbewerb steht mit ande-
ren, pragmatischen Werten wie Beschiftigung,
Geldwertstabilitiit oder sogar Ordnung ). Sicher-
lich, die Demokratie ist zu einem Thema der poli-
tischen Linken geworden. Der Begriff freilich ist ex
negatione bestimmt — er lebt stark vom ,nunca
més", vom ,,nie wieder”, dem Wunsch nach Nicht-
Wiederholung der unmittelbaren Vergangen-
heit %). Dem Konzept fehlt es demnach an positi-
ven Konnotationen, es mangelt ihm an pluralisti-

%) Vgl. E. Zuleta Puceiro (Anm. 6), S. 240; V. Palermo,
Politica y militancia, Hacia el fin de una cultura fragmentada,
in: N. Lechner (Anm. 48), S. 97.

6l) Siehe etwa den Beitrag des Leiters eines peronistischen
Bildungszentrums in Buenos Aires, H. Muzzopappa, Demo-
cracia y Movimiento Nacional, in: Nuevo Proyecto. Revista
de Politica Econémica y Ciencias Sociales, 1 (1985), S. 111—
119.

62) C. Floria (Anm. 30), S. 189,

&) Vgl. R. Baiio, zit. in: D. Nohlen/J. Rial, Reforma poli-
tica y consolidacion democritica. Perspectivas comparados,
in: D. Nohlen/A. Solari (Anm. 55), S. 356.

#4) C. Sorti Castafieda, La democracia en Guatemala: sus
contradicciones, limites y ivas, in: F. Calderén
Gutiérrez/M. R. dos Santos (Anm. 27), S. 437—460, hier
S. 458; J. Cotler (Anm. 39), passim.

) E. Catterberg (Anm. 12), S. 74; vgl. M. Carballo de Cil-
ley, Que pensamos los argentinos. Los valores de los argen-
tinos de nuestro tiempo, Buenos Aires 1987, S. 56 ff.

“} Vgl O. Landi, El discurso sobre lo posible (La democra-
cia y el realismo politico), Buenos Aires 1985, S. 31; ders.,
]S_.S')' cu}mrlldelspolim.mNLechner(Anm.ds)‘
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schem Definitionsgehalt 87) und der Demokratie in
der Praxis an jener Leistungsfihigkeit, die den
Wandel zu mehr Loyalitit ihr gegeniiber herbeifiih-
ren bzw. die Entstehungslegitimitit (Uberwindung
der Diktatur) durch eine Leistungslegitimitit ablo-
sen kann ).

Im dritten Bereich, dem politisch-institutionellen,
der policy und politics umfaBt, werden gegenwiirtig
die am weitesten reichenden Reformiiberlegungen
zwecks Konsolidierung der Demokratie angestelit.
Sie betreffen unterschiedliche Zusammenhiinge:

1. Der erste Zusammenhang ist der von Staat und
Gesellschaft. Hier ist prigend die Erfahrung von
allzuviel Staat und staatlicher Kontrolle der Gesell-
schaft, ihrer Gruppen und Individuen, so daB die
liberale Forderung nach mehr Freiheit vom Staat
ein groBes Echo findet®). Zugleich geht damit die
Vorstellung einher, den Staat stirker der gesell-
schaftlichen Kontrolle zu unterwerfen, ihn also an-
zubinden an Werte und Interessen, welche die Ge-
sellschaft in ihren Gruppierungen aufweist. Aufge-
wertet werden sollen jene Organisationen und Insti-
tutionen, die die Gesellschaft hervorbringt oder die
sie vertreten, wie beispielsweise die politischen Par-
teien und die Parlamente. Insbesondere die Erfah-
rung der systematischen Menschenrechtsverletzun-
gen durch Organe der offentlichen Gewalt gibt die-
ser Reformdiskussion eine ethische Legitimation.

2. Einen zweiten Zusammenhang bilden allgemeine
entwicklungstheoretische und entwicklungsstrate-
gische Uberlegungen. Sie setzen an Erfahrungen
an, die in den letzten Jahrzehnten entwicklungspo-
litisch gemacht wurden. Seit den dreiBiger Jahren
ist in fast allen Lindern Lateinamerikas die Rolle
des Staates im EntwicklungsprozeB immer stiirker
betont und ausgebaut worden, was sich in den de-
mokratischen politischen Systemen in immer mehr
Kompetenzen fiir die Exekutive niedergeschlagen
hat. Etliche Verfassungsreformen zeugen davon 0),
Nicht zu vergessen ist auch, daB die neuen Militir-
regime sich innerhalb der Doktrin der Nationalen
Sicherheit entwicklungsideologisch zu rechtfertigen
versucht haben. Nun hat aber der Staat die von ihm
erwartete Entwicklungsleistung nicht gebracht.

67) C. Floria trifft mit seiner Frage den kritischen Punkt:
»Die argentinische Gesellschaft ist plural, ist sie deshalb plu-
ralistisch?“, in: Dilemmas (Anm. 30), S. 190.

%) Vgl. O. Landi (Anm. 66), S.46; E. Zuleta Puceiro
(Anm. 12), S. 136.

89) Siehe etwa A. Flisfisch, Notas acerca de la idea del refor-
ﬁg;:;)nto de la sociedad civil, in: Critica y Utopia, 6
%) D. Nohlen/M. Fernindez B., Presidencialismo, sistemas
electorales y sistemas de partidos politicos en América La-
tina, hekt., San José 1988.
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Vielmehr ist sichtbar geworden, daB er gesellschaft-
lich nicht neutral agiert, also spezifische Interessen
aufgreift und andere ausgrenzt. statt die allgemeine
Wohlfahrt zu férdern. Er neigt vor allem dazu, die
Machtinhaber zu privilegieren, die sich teilweise
schamlos bereichern. Zugleich entwickelte sich im-
mer mehr ein kritisches offentliches BewuBtsein
dafiir, daB der Staat durch Korruption und Biiro-
kratismus die soziobkonomische Entwicklung
hemmt7!). So haben die Stimmen zugenommen,
die nach der Reform des Staates verlangen, nach
Dekonzentration der Macht, Dezentralisierung und
Privatisierung. Selbst im Lateinamerikanischen In-
stitut fiir Soziale Planung (ILPES), einer Unteror-
ganisation der Wirtschaftskommission der Verein-
ten Nationen fiir Lateinamerika (CEPAL), wird
diese Tendenz aufgegriffen und diplomatisch ver-
klausuliert als ,Neue Planung“ bezeichnet 72).

3. Eine dritte Wurzel hat die politisch-institutio-
nelle Reformdiskussion in Lateinamerika in offen-
sichtlichen Funktionsschwichen der lateinamerika-
nischen politischen Systeme, speziell des lateiname-
rikanischen Prisidialsystems. Eine wissenschaftli-
che Neuorientierung lateinamerikanischer Sozial-
wissenschaftler ist insofern zu vermerken, als
— wie oben angedeutet — verstirkt politische
Strukturfragen aufgegriffen und die Strukturmerk-
male und -defekte des politischen Systemtyps Pri-
sidentialismus in seiner lateinamerikanischen An-
wendungsform herausgearbeitet werden. Daraus
sind konkrete Reformvorschlige hervorgegangen.
In dem oben aufgezeigten Sinn ist diese Reformdis-
kussion aufs engste verkniipft mit Fragen der Effi-
zienzsteigerung der politischen Systeme in sozio-
okonomischer Hinsicht.

Diese Reformiiberlegungen werden auch durch die
Annahme genihrt, die institutionellen Arrange-
ments (die Folgen des Prisidentialismus fiir Wahl-
system, Parteiensystem und Konfliktschlichtungs-
muster) kénnten moglicherweise zum Zusammen-
bruch der Demokratien beigetragen haben ™). In

1) Dazu fiir Peru jetzt H. De Soto, El otro sendero. La
revolucién informal, Buenos Aires 19872; die Studie hat ein
lebhaftes Echo ausgelost.

72) D. Nohlen/M. Ferndndez B., Wirtschaft, Staat, Sozial-
politik in Lateinamerika, in: M. G. Schmidt (Hrsg.), Staats-
titigkeit, PVS-Sonderheft 19, im Erscheinen.

73) So eine der tragenden Fragestellungen des von der Stif-
tung Volkswagenwerk geférderten Symposiums iiber Poli-
tisch-institutionelle Reform in Lateinamerika vom April
1987 in El Fortin/Uruguay. Zu den Ergebnissen siche
D. Nohlen/A. Solari (Anm. 55); N. Werz, Von den Schwie-
rigkeiten politischer Reformen in Lateinamerika. Ein Sym-
posium lateinamerikanischer und e ischer Wissen-
schaftler, in: Verfassung und Recht in Ubersee, 4 (1987),
S. 515-518.
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Argentinien setzte Prisident Alfonsin eine , Kom-
mission fiir die Konsolidierung der Demokratie*
ein, deren Zwischenbericht ™) erste Reformvor-
schlige enthielt. Die Kritik am argentinischen Pri-
sidentialismus miindete in den Vorschlag, ein se-
miprasidentielles System einzufiihren. In Uruguay
setzten sich Wissenschaftler, Politiker und Vertre-
ter der Obersten Wahlbehorde zusammen und erdr-
terten Probleme des Wahlsystems wie auch Re-
formvorschlige 75). In Brasilien war die Ausgestal-
tung von Regierungssystem (Priisidentialismus oder
Parlamentarismus) und Wahisystem (reine Verhiilt-
niswahl oder ein dem Wahlsystem der Bundesrepu-
blik nachgebildete Verhiltniswahl) Gegenstand
jahrelanger Kontroversen in der verdffentlichten
Meinung und schlieBlich von Abstimmungen im
Parlament 76), In Chile einigte sich die ,,Gruppe der
24“, ein reprisentativ zusammengesetztes Gre-
mium der demokratischen Opposition, auf institu-
tionelle Alternativlosungen zu der vom Militéirre-
gime etablierten Legalitit 7). SchlieBlich sei noch
die lebhafte Reformdiskussion zu Fragen sozialer
Konzertierung erwihnt 78),

Es ist richtig, daB diese Reforminitiativen bislang
keine unmittelbaren Ergebnisse gebracht haben.
Eine institutionelle Reform der Demokratien, d. h.
eine Reform zur vorautoritiren Demokratie, hat
bisher nirgends Erfolg gehabt. Die Griinde hierfiir
liegen zum einen in der starken Tradition, die der
Priisidentialismus in Lateinamerika besitzt, in poli-
tischen Konjunkturen sowie in einem umfassende-
ren Sinne im oft kurzsichtigen Machtkalkiil der po-
litischen Akteure ), zum anderen im Druck der

™) Consejo para la Consolidacién de la Democracia, Re-
forma Constitucional, Buenos Aires 1986; ders., Reforma
Constitucional. Segundo Dictamen. Buenos Aires 1987,

") Siehe D. Nohlen/J. Rial (Hrsg.), Reforma electoral. Po-
sible, deseable?, Montevideo 1986.

76) Dazu B. Lamounier, A representagao proporcional no
Brasil: Mapeamento de um debate, in: Revista de Cultura y
Politica, 7 (1984), 5. 5—42; ders., Partidos politicos e sistema
eleitoral, hekt., IDESP, Sao Paulo 1986.

) Einen Uberblick iiber die umfangreichen und systemati-
schen Arbeiten dieser ,Verfassungskommission® geben ver-
schiedene Aufsitze von F. Cumplido, El concepto de consti-
tucién y de democracia del G de los 24, in: Opciones,
Sondernummer August 1984, S. 191 ff. ders., Chile: Dos lec-
ciones contrapuestas? La constitucién de 1980 y el
constitucional del Grupo de los 24, in: D. Nohlen/A. Solari
(Anm. 55), S. 1991f.

%) Siehe G. Argenti et al., Siete enfoques sobre la concer-
tacién, Montevideo 1984; L. de Riz et al., Concertacién,
estado y sindicatos en la Argentina contemporanea, Buenos
Aires 1987; M. dos Santos, Concertacién social y democra-
cia, Santiago 1985.

7) In Uruguay richten sich die bisher diskutierten Reform-
vorschlige gegen die Regierungspartei; .neutrale* Vor-
schlige wurden bisher nicht erarbeitet. In Argentinien mufite
Priisident Alfonsin die Verfassungspliine auf Eis legen, nach-
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Militirs auf den Verfassungsgeber. So etwa in Bra-
silien, wo zusiitzlich noch das Machterhaltungsin-
teresse eines ansonsten politisch dahinsiechenden
Priisidenten eine Rolle spielte 87).

Dieser Befund bisheriger Vergeblichkeit der Re-
formbemiihungen wiirde allerdings zu kurz greifen,
wiirde man nicht die indirekten Wirkungen der Re-
formdiskussionen mitbedenken. Die Diskussion
iiber institutionelle Reformen hat in den betrachte-
ten Lindern mehr BewuBtsein hinsichtlich der
Funktionsschwiichen der bestehenden Systeme, der
Verhaltensweisen politischer Akteure und deren
Folgen erzeugt.

So hat denn die Reformdiskussion — zusammen
mit anderen Entwicklungen — zu Reformen un-
terhalb des Niveaus von Veridnderungen der Spiel-
regeln angeregt. Uruguay ist ein Beispiel dafiir,
wie an der Oberfliiche alles unveréindert ist, wih-
rend doch jenseits dieses Erscheinungsbildes wich-
tige Neuerungen erfolgt sind. Vergleicht man die
Wahldaten von 1971 und 1983, so kniipfte Uru-
guay nahtlos an die vorautoritire Verteilung der
Waihlerpriferenzen an. Doch verschoben sich die
politischen Positionen der Lemas: Die Colorados
riickten nach rechts, die Blancos nach links in die
Nihe zum Frente Amplio8!). Im linken Parteien-
biindnis ist im Gegensatz zu 1971 die gemiiBigte
Linie dominierend, ihre Vertreter setzen sich auch
unter der Drohung durch, gegebenenfalls aus dem
Frente Amplio auszutreten. Die in viele Gruppie-
rungen zersplitterten Colorados haben unter der
Prisidentschaft von Sanguinetti Fraktionsdisziplin
zu halten verstanden — eine Neuerung von groer
Bedeutung, da die Funktionsfihigkeit des Priisidi-
alsystems wesentlich von der Unterstiitzung des
Prasidenten durch die Mehrheitspartei ab-
hingt £2).

Auch fiir das Nachbarland Argentinien lassen sich
bedeutungsgleiche Veriinderungen im Verhalten
der politischen Akteure feststellen. Wir konnen
hier nur hinweisen auf den Wandel innerhalb der

dem mit dem Wahlergebnis vom 6. September 1987 die Pero-
nisten begriindet auf einen Wahlsieg bei den Priisident-
schaftswahlen 1989 hoffen kénnen.

%) In Brasilien stimmte die verfassunggebende Versamm-
lung im Mérz 1988 liberraschend gegen den Vorschlag der
Mehrheitspartei und der Verfassungskommission, ein parla-
mentarisches System einzufiihren. Auf die Verfassungsgeber
soll viel Druck ausgeiibt worden sein.

&) Diese Neuorientierung konnte nach dem Tode ihrer un-
umstrittenen Fithrungspersénlichkeit Wilson Herrera im
Mirz 1988 wieder fraglich werden (Konflikt zwischen einer
traditionellen, konservativen Richtung und einer Position
der linken Mitte).

82) Vgl. Ch. Gillespie (Anm. 54).
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Peronisten (Peronismo Renovador), auf das gestie-
gene Gewicht der politischen Parteien (im Verhiilt-
nis zu den korporatistischen Machttrigern Militir,
Unternehmer, Gewerkschaften, Kirche), auf ge-
genseitige Respektierung der beiden groBen Par-
teien innerhalb der bestehenden Institutionenord-
nung und Versuche konkordanzdemokratischer
Vereinbarungen®). Freilich stellt die schwere
Wirtschaftskrise hier wie in anderen Lindern die
politische Entwicklung zu einem systemfunktiona-
leren Umgang der politischen Elite mit den Institu-
tionen stark in Frage.

Trotz dieser Unwigbarkeiten 4Bt sich resiimierend
feststellen: Die Reformdiskussion hat den Institu-

tionen im politischen ProzeB mehr Bedeutung ein-
gebracht, Die Institutionen werden als politische
Ressourcen begriffen. Zugleich hat die Reformdis-
kussion ein stiirkeres Interesse an Politikberatung
entfacht. Sie wird von den Politikern gesucht und
bislang von den Politikwissenschaftlern — mit gro-
Bem Gewinn fiir eine an praxisnahen Fragen orien-
tierten Entwicklung des Fachs in Lateinamerika —
wahrgenommen. Offensichtlich hat die Erfahrung
der Verhaltensinderung der politischen Akteure
und ein funktionalerer Umgang mit den Institutio-
nen den politischen Kriiften in der Frage der Re-
form der Institutionen eher Zuriickhaltung aufer-

legt.

VII. Mehr Demokratie in der Dritten Welt?

Dem Titel der vorliegenden Abhandlung liegen,
das ist bis hierhin sicherlich deutlich geworden,
zwei Fragestellungen zugrunde, die eng miteinan-
der verwoben sind: Die eine ist mehr quantitativ
(Zahl der politischen Demokratien), die andere
mehr qualitativ (demokratische Substanz der ,,De-
mokratien®) ausgerichtet. Eine wesentliche Bedin-
gung zur Aufrechterhaltung der gegen Ende der
achtziger Jahre zahlreichen nominellen Demokra-
tien ist die Entwicklung von demokratievertrigli-
chen und sie stiitzenden Sozialstrukturen. Ohne
entscheidende Schritte in diese Richtung bleibt die
Demokratie zweifelhaft und instabil. Auf dem Bo-
den wirtschaftlicher Krisen und sozial ungerechter
Verteilung gedeihen die kulturellen, ideologischen
und politischen Argumente und Krifte gegen die
Demokratie.

Die vom Einzelfall losgeloste, vergleichende Be-
trachtung mag es hier an der Eindringlichkeit des
Befunds missen lassen. Deshalb sei im Resumee auf
einen Einzelfall eingegangen: Peru. In einer Dis-
kussion iiber die Frage der Konsolidierung der De-
mokratie, zu der das angesehene Instituto des Estu-
dios Peruanos eingeladen hatte 84), fand sich nicht
ein Teilnehmer bereit, die bestehende peruanische
Demokratie zu verteidigen. Vier Hauptstrénge von
Zweifeln wurden entfaltet: 1. Die Gesellschaft und
die Institutionen seien autoritir, ob nun gewdhlt
werde oder nicht. 2. Die Demokratie sei rein formal
— die rauhe Wirklichkeit seien die extrem unglei-
chen sozialen Verhiltnisse. Parlamente, Parteien,

#) D. Samoilovich, Reforma politica en Argentina desde
1983, in: D. Nohlen/A. Solari (Anm. 55), S. 159—176.
#) J. Cotler (Anm. 42).
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Wabhlen verschleierten nur den sozialen Grundtat-
bestand. 3. Prioritiit besitze die Verdinderung der
sozialen Wirklichkeit. Diese Transformation sei die
Voraussetzung fiir wirkliche Demokratie. Die Vor-
stellung freilich, diese Verinderungen konnten
durch die Demokratie herbeigefiihrt werden, sei
weine nicht sehr verbreitete Idee* 8%). Im Gegenteil
setzt die Beseitigung sozialer Ungleichheit fiir viele
Intellektuelle voraus, ,,die Mechanismen der politi-
schen Demokratie aufzuheben, also eine autoritire
Losung, ob sie dies nun aussprechen oder nicht* 86).
4. Die Miingel der bestehenden Demokratie lohn-
ten deren Verteidigung nicht. Die ,Demokratie
miisse sich erst demokratisieren, um ihrer Verteidi-
gung einen Sinn zu geben, die demokratischen In-
stitutionen miiBten neu gedacht werden, um wirk-
lich Positionen zu haben, die verteidigungswert
seien. Die Demokratie, so wie sie bestehe, sei ange-
sichts des pais real, des wirklichen Peru, auch nicht
verteidigungsfihig §7).

Die in Peru sechs Jahre nach der Redemokratisie-
rung vorgetragenen Argumente gegen die dort be-
stehende Demokratie bilden sicherlich spezifische
Antworten auf die leitende Fragestellung. Sie sind
so nicht verallgemeinerungsfihig. Doch steht der
Zusammenhang zwischen ,mehr Demokratie” in
Form sozialer Entwicklung und ,,mehr Demokra-
tie“ im Sinne einer zahlenmiBigen Ausdehnung po-
litisch-institutioneller Demokratien auBer Frage.

85) M. Lauer (Anm. 42), S. 42.

80) L. Pasara, Para afirmar las instituciones democriticas,
in: J. Cotler (Anm. 42), S. 110; Vgl. R. Baiio, in: D. Noh-
len/J. Rial (Anm. 63), S. 356.

87) M. Moreyra (Anm. 55), S. 92,
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Der notwendigen Weiterentwicklung der Demo-
kratie — notwendig als entscheidende Vorausset-
zung ihrer Stabilisierung — stehen aber strukturelle
und konjunkturelle Faktoren entgegen: die beste-
henden gesellschaftlichen Machtverhiltnisse und
der enge wirtschaftspolitische Handlungsspielraum.
Auch die politischen Institutionen und/oder die po-
litischen Verhaltensweisen bediirfen der Erneue-
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rung. Doch lassen sich Demokratien in der Dritten
Welt leichter abschaffen als reformieren ). Dieses
Dilemma gibt wenig AnlaB, fiir die Dritte Welt in
stabilen demokratischen Zeiten zu denken.

&%) Siche dazu A. Solari, Los obstaculos a una reforma poli-
tica en el contexto democratico, in: D. Nohlen/A. Solari
(Anm. 55), S. 19ff.
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Hildegard Kunz

Zum Verhiltnis von Kirche und Politik
auf den Philippinen

Die Rolle der katholischen Kirche beim Machtwechsel

I. Einleitung

Die Philippinen sind das einzige christliche Land
Asiens — 95 Prozent der 56 Millionen Filipinos
sind Christen, davon 85 Prozent Katholiken. Seit
Beginn der christlichen Missionierung durch die
Spanier im Jahre 1565 hat sich die katholische Kir-
che organisatorisch im ganzen Land ausgebreitet.
Wiihrend unter der dreihundertjihrigen spanischen
Herrschaft nach dem Vorbild im Mutterland die
Einheit von Kirche und Staat bestand, verfiigten die
1898 die Herrschaft iibernehmenden US-Amerika-
ner — ebenfalls nach heimischem Vorbild — die
organisatorische Trennung beider Bereiche.

In der philippinischen Verfassung von 1935 und in
der — nach der volkerrechtlichen Unabhingigkeit
1946 — im Jahre 1972 erlassenen zweiten Verfas-
sung des Landes sind entsprechende Bestimmungen
enthalten. Davon weicht auch die Anfang 1987 in
einer Volksabstimmung von iiber zwei Dritteln der
Bevilkerung gebilligte neue Verfassung von 1986
nicht ab, die in Artikel III, 5 die Trennung von Kir-
che und Staat festschreibt.

Unter der Marcos-Herrschaft und vor allem seit
1983 — nach der Ermordung. des philippinischen
Oppositionspolitikers Benigno Aquino — erfolgte
héufig der an die Adresse der katholischen Kirche
gerichtete Vorwurf, sie mische sich unstatthaft in
Angelegenheiten des Staates ein!). Ein Kulmina-
tionspunkt dieser — aus der Sicht der Marcos-Re-
gierung unzuliissigen — Einmischung der katholi-

Dieser Aufsatz ist ein erstes Ergebnis des von der Stif-
tung Volkswagenwerk geforderten Forschungsprojek-
tes ,,Rolle und Bedeutung der katholischen Kirche fiir
den politisch-sozialen Wandlungsprozef auf den Phi-
lippinen®. Er ist zugleich eine Fallstudie zu dem um-
fassenderen Projekt , Die internationalen Beziehungen
des HI. Stuhls®™ (Leitung: Prof. Dr. Jiirgen Schwarz,
Universitit der Bundeswehr, Miinchen).

1) D. Shoesmith, Church and Martial Law in the Philippines.
The Continuing Debate, in: Southeast Asian Affairs 1979,
Institute of Southeast Asian Studies (Hrsg.), Singapur 1979,
S. 246ff.; J. G. Bernas, Church and State, in: Ministry To-
day, 1 (1985) 3, S. 24ff.
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schen Kirche in politische Angelegenheiten war die
Beteiligung von Kirchenangehorigen an den Ereig-
nissen vor, wihrend und unmittelbar nach den vor-
gezogenen Priisidentschaftswahlen im Februar 1986
bis zur Amtseinsetzung von Corazon Aquino als
Priisidentin der Philippinen.

Ob man die Geschehnisse, durch deren Verlauf
Ferdinand Marcos schlieBlich aus dem Amt gejagt
wurde, als ,,Wunderrevolution“ bezeichnet, die al-
lein wissenschaftlich-rational nicht ausreichend zu
begreifen sei, oder ob man der katholischen Kirche
lediglich neben anderen wichtigen Faktoren — hier
sind vor allem die reformorientierten Teile des Mili-
tirs, die sich nach der Wahl von Marcos lossagten,
sowie die auf Verinderungen dringenden Mitglie-
der der auBenpolitischen Administration in den
USA zu nennen — eine mitentscheidende Bedeu-
tung zuschreibt: Fest steht, daB Angehorige der
katholischen Kirche wichtige Akteure in dem poli-
tischen ProzeB waren, der schlieBlich zum Macht-
wechsel fiihrte, so daB von verschiedenen Seiten auf
den Philippinen die Frage gestellt wurde: ,Is the
Church meddling in Politics?“2) Um auf diese
Frage eine angemessene Antwort geben zu kénnen,
wird im folgenden die Haltung der katholischen
Kirche — hier vor allem der Bischofskonferenz und
einzelner Bischofe — in bezug auf die vorgezoge-
nen Neuwahlen und ihre Rolle wihrend des nach-
folgenden Machtwechsels dargestellt. Zur Erkli-
rung dieser Haltung muB ferner die Entwicklung
des Verhiltnisses von Kirche und Staat vom Zeit-
punkt der Ausrufung des Kriegsrechts im Jahre
1972 iiber dessen formale Aufhebung 19813) bis
zum schlieBlichen Machtwechsel im Februar 1986
herangezogen werden.

2) So der Titel von Nassa News, National Secretariate of
Sacial Action, Justice and Peace NASSA (Bischofskonfe-
renz, Hrsg.), 23 (1986) 6.

3) Formal deswegen, weil Marcos zum einen die Sonder-
rechte, die er unter dem Kriegsrecht eingefithrt hatte, beibe-
hielt (z. B. das Regieren per Prisidialdekreten), zum ande-
ren, weil die oppositionelle Arbeit nach wie vor stark behin-
dert wurde. Vgl. Far Eastern Economic Review (Hrsg.),
Asia 1983 Yearbook, The Philippines, S. 229 ff.
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Ebenso wie andere Ortskirchen ist auch die katho-
lische Kirche der Philippinen kein monolithisches
Gebilde. Sie besteht aus vielen unterschiedlichen
Gruppen: Laien, Ordensangehérigen, niederem
Klerus und der Hierarchie. Diese setzen sich auf
unterschiedliche Weise dafiir ein, daB die philippi-
nische Gesellschaft politisch, wirtschaftlich und
sozial gerechter gestaltet wird. Gesellschaftliche
Vorstellungen, die auf der unteren und mittleren
Ebene der katholischen Kirche seit dem Ende des
I1. Vatikanischen Konzils entstanden sind, haben
allmihlich auch Eingang in das Denken von Ange-

horigen der Kirchenleitung gefunden. DaB in der
folgenden Darstellung ein Schwergewicht auf die
Positionen einzelner Bischife oder der Institution
Bischofskonferenz gelegt wird, ist keine Gewich-
tung in dem Sinne, daB diesen allein schon dadurch
mehr Bedeutung zukomme, weil sie das héchste
Leitungsgremium des philippinischen Katholizis-
mus bilden. Vielmehr ist dies nur eine Folge der
Tatsache, daB der Bischofskonferenz und einzelnen
Bischéfen wihrend der Vorginge im Zusammen-
hang mit dem Machtwechsel eine besondere Rolle
zufiel.

II. Die philippinische Bischofskonferenz:
eine in weltlich-politischen Fragen gespaltene Institution

1. Der konservativ-gemiiBigte Teil der Bischofs-
konferenz

Das hochste Reprisentationsorgan des philippini-
schen Katholizismus ist die Bischofskonferenz, die
gegenwirtig etwas mehr als 100 Mitglieder zihlt. In
den siebziger Jahren, als diesem Gremium etwa
80 Bischofe angehdrten, ergab eine Untersuchung,
daB von diesen gut zwei Drittel als konservativ oder
gemiBigt in bezug auf weltlich-politische Fragen
galten?). Diese Mitglieder der Bischofskonferenz
vertraten im Hinblick auf Fragen der Geburtenkon-
trolle, der Sozialgesetzgebung, der Landreform und
auch hinsichtlich méglicher Liturgiereformen Auf-
fassungen, die es rechtfertigten, von der katholi-
schen Kirche als eher. konservativer Institution in
der Gesellschaft zu sprechen.

Obwohl sich im Zuge der Verwirklichung der von
Marcos proklamierten ,Neuen Gesellschaft* die
negativen Seiten dieser Politik — soziale Unge-
rechtigkeiten, 6konomische Ungleichheiten, Men-
schenrechtsverletzungen und anderes — zuneh-
mend deutlicher zeigten, war die offizielle Arbeits-
formel der philippinischen Bischofskonferenz be-
ziiglich des Umgangs mit staatlichen Autoritéiten
wcritical collaboration®, wobei unter dem Kriegs-
rechtsregime die Betonung eindeutig im Bereich
der Kooperation lag3). Eine Dokumentation der

4) Vgl. R. L. Youngblood, Structural ialism. An
Analysis of the Catholic Bishops’ Conference of the Philip-
pines, in: Comparative Political Studies, 15 (1982) 1, S. 29ff.
Zu den Zahlen grundsitzlich: Bischofskonferenz (Hrsg.),
Catholic Directory of the Philippines, Manila 1986.

%) Zur Neuen Gesellschaft* vgl. D. A. Rosenberg (Hrsg.),
Marcos and Martial Law in the Philippines, Ithaca-London
1979; D. J. Steinberg, The Philippines. A Singular and a Plu-
ral Place, Boulder, Col., 1982. Zur ,critical collaboration*
vgl. D.Shoesmith (Anm. 1), S.253, R. Youngblood
(Anm. 4), S. 35.
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Verlautbarungen der philippinischen Bischofskon-
ferenz von 1968 bis 1983 zeigt, daB sich zwischen
1972 und 1981 — dem Jahr, als das Kriegsrecht for-
mal aufgehoben wurde — insgesamt nur fiinf Stel-
lungnahmen dieses Gremiums mit sozialen und po-
litischen Problemen der Gesellschaft befaBten 6).
Dies ist zugleich ein Spiegelbild der Mehrheitsmei-
nung, daB Aufgaben zur sozialen Transformation
der Gesellschaft nicht in den Fiirsorgebereich der
katholischen Kirche gehorten.

Dieses mehrheitlich vertretene Vor-Vatikan II-
Verstiindnis der sozialen und weltlichen Mission der
katholischen Kirche hat unter anderem auch sozio-
strukturelle Ursachen. Unter spanischer Herrschaft
(1565—1898), amerikanischer Oberhoheit (bis
1946) und schlieBlich unter den formal-demokrati-
schen Systemen der Nachkriegszeit war die katholi-
sche Kirche eine Institution, die eng mit der 5kono-
mischen und politischen Elite des Landes verbun-
den war7). Von dieser ist sie teilweise bis heute im
Zusammenhang mit der Verwaltung und Organisa-
tion der Kirchenfinanzen abhingig. Dariiber hinaus
dienen viele Institutionen der katholischen Kirche,
zumal die Erziehungseinrichtungen, nahezu aus-
schlieBlich der Ausbildung von Mitgliedern der po-
litischen und 6konomischen Elite sowie der schma-
len Mittelschicht des Landes. Auch die entspre-
chende soziale Herkunft vieler Priester und Or-
densangehdoriger erleichtert diesen den Umgang mit
Mitgliedern der Mittel- und Oberschicht und er-
schwert umgekehrt den Zugang zu den 70 Prozent
der Bevolkerung, die an der Grenze des Existenz-
minimums leben.

%) R. P. Hardy (Hrsg.), The Philippine Bishops Speak
(1968 —1983), Quezon City 1984, S. 3.

7) Vgl. hier und zum folgenden J. J. Carroll, The Church: A
Political Force? (Philippine Context), in: Human Society,
Nr. 25, Manila 19853, S. 4f.
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Abgesehen davon, daB die Kirche groBe Teile der
Katholiken nur sporadisch erreicht — oftmals nur
bei Taufen, Hochzeiten und &hnlichen Anlissen —,
ist auch die auf den Philippinen weitverbreitete
Volksfrommigkeit — unter besonderer Betonung
von Autoritiitsgliubigkeit und einer extensiv betrie-
benen Heiligenverehrung, um nur zwei Aspekte zu
nennen — dafiir verantwortlich, daB die katholi-
sche Kirche eine konservative Kraft in der Gesell-
schaft ist.

Wie die Untersuchung von Youngblood zeigt, kam
die Mehrheit der konservativen und gemiBigt ein-
gestellten Bischofe aus Luzon, der nordlichen
Hauptinsel. und den Visayas, der mittleren Insel-
gruppe der Philippinen8). In den siebziger Jahren
waren dort — im Gegensatz zu Mindanao, der siid-
lichen Hauptinsel der Philippinen — Behinderun-
gen kirchlicher Arbeit durch Eingriffe staatlicher
Organe wie Militir und Polizei eher Einzelerschei-
nungen. Aufgrund der Erfahrungen in ihrem eige-
nen Wirkungsbereich war fiir diese Bischofe daher
aus ihrer Sicht nicht die Dringlichkeit gegeben, sich
in weltlich-politischen Fragen zu exponieren. Hier-
bei kommt auch ein wichtiges Charakterisierungs-
merkmal der Philippinen zum Tragen, das auf der
gesellschaftlichen ebenso wie auf der kirchlichen
Ebene priigend wirkt: Bedingt durch die Insellage
des Landes gibt es eine regionale, ethnische,
sprachliche und kulturelle Vielfalt, die das Partiku-
lare — und gegebenenfalls Trennende — mehr be-
tont als das Gemeinsame ). Diese Unterschiede,
die zentrifugale Krifte entfalten konnen, spiclen
auch bei Entscheidungsfindungen innerhalb der
philippinischen Bischofskonferenz eine Rolle und
konnen somit erkliren helfen, warum die Mehrheit
der Mitglieder dieses Gremiums bis zu Beginn der
achtziger Jahre kaum ein offenes Ohr fiir die Pro-
bleme ihrer aus Mindanao stammenden Mitbriider
hatte, deren Dibzesen und Prilaturen von den
MachtmiBbriauchen des Marcos-Regimes besonders
betroffen waren.

2. Der progressive Teil der Bischofskonferenz

Der konservativ-gemiiBigten Mehrheit von iiber
zwei Dritteln der philippinischen Bischéfe stand seit
Beginn des Kriegsrechtsregimes eine kleine Min-
derheit von etwas weniger als 20 Bischofen gegen-
iiber, die sich eindeutig und schon kurz nach Aus-
rufung des Kriegsrechts regimekritisch duBerten.

%) Vgl. R. L. Youngblood (Anm. 4), S. 48f.

9) Die Philippinen bestehen aus etwa 7 000 Inseln; weniger
als ein Drittel davon sind bewohnt. Es werden etwa 70 Spra-
chen und Dialekte der malaiisch-polynesischen Sprachfami-
lie gesprochen. Nur etwa 40 Prozent alle Filipinos beherr-
schen Tagalog, die Hauptsprache Manilas und Zentrallu-

zons, so daB Englisch die Hauptsprachklammer ist.
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Die meisten von ihnen hatten ihre Didzesen oder
Prilaturen in Mindanao, das von der wirtschaftli-
chen und sozialen Depression und von unterschied-
lichen Formen der Gewaltausiibung am stiirksten
betroffen war. In Teilen dieser Ditzesen und Pra-
laturen war die Entwicklung von funktionierenden,
sozial aktiven christlichen Basisgemeinschaften
weit fortgeschritten 19). Anhand einer situationsbe-
zogenen Auslegung der Bibel (Kontextualisierung)
kamen die Gldubigen zu Einschitzungen ihrer Le-
bensumstinde und der dafiir verantwortlichen poli-
tischen Bedingungen, die eine verdeckte oder of-
fene Kritik der gesellschaftlichen Zustinde wa-
ren.

Wenn ihren Einsichten Taten folgten, wie zum Bei-
spiel die Anprangerung von Menschenrechtsverlet-
zungen und von Entwicklungsprojekten, die den
mehrheitlich davon Betroffenen erhebliche Nach-
teile bringen wiirden, oder wenn sie generell gesell-
schaftspolitische Vorstellungen vertraten, die de-
nen von Marcos® ,,Neuer Gesellschaft” widerspra-
chen. so waren in vielen Fillen staatliche Repres-
sionsmaBnahmen — Einschiichterungen, Verhaf-
tungen, Folter, Mord — die Folge 1). Solche Uber-
griffe ebenso wie Menschenrechtsverletzungen im
Zuge der Aufstandsbekimpfung — diese richtete
sich gegen die Kommunisten der Neuen Volksar-
mee NPA (New People’s Army) und gegen ver-
schiedene rebellierende Moslemgruppen Minda-
naos — nahmen die Oberhirten der davon betrof-
fenen Ditzesen zum AnlaB, 6ffentliche Anklage zu
erheben und somit in Wahrnehmung einer ,,prophe-
tischen Mission* der Kirche zu handeln, wie sie es
fiir notwendig und geboten hielten.

Diese kleine, fiir politische und soziale Probleme
offene Minderheit beschrinkte sich nicht nur auf
das Anprangern von Menschenrechtsverletzungen.
Vielmehr begriffen sie diese als Symptome einer
von Grund auf ungerechten Gesellschaft, die weit-
reichender sozialer, politischer und wirtschaftlicher
Transformationen bediirfe. So favorisierten sie un-
ter anderem eine Landreform, die dem Ziel dienen
sollte, die Situation der mehrheitlich im Lindlichen

10) The Pastoral Priorities of the Philippine Bishops. A Re-
port on a Survey. Undertaken for the Catholic Bishops' Con-
ference of the Philippines (CBCP) by J.J. Carroll/
F. F. Claver, Mai 1984; auch in: Philippine Studies, 34
(1986), S. 21—40. Uber die Besonderheit der Entwicklung
von Basisgemeinschaften auf Mindanao, vgl. u. a.
R. L. Youngblood (Anm. 4) und P. Neuner, Reiscbericht:
Philippinen. Kirchliche Basisgemeinden und politisches En-
gagement, in: Asien, (1986) 20, S. 67ff.

1) Zur Menschenrechtssituation vgl. u. a. Task Force Detai-
nees of the Philippines, Risse im Paradies. Philippinen
heute: Menschenrechte und Widerstand, Wuppertal 1984,
V. Leary/A. A. Ellis/K. Madlener, The Philippines: Human
Rights after Martial Law. Report of a Mission on Behalf of
the International Commission of Jurists, Genf 1984.
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Raum unterhalb oder knapp an der Grenze des Exi-
stenzminimums lebenden Bevolkerung spiirbar zu
verbessern. Obwohl es eines der Ziele des Kriegs-
rechtsregimes von Marcos war, eine effektive Land-
reform durchzufiihren, und ansatzweise auch einige
MaBnahmen dazu ergriffen wurden, so muB dieser
Versuch doch generell als gescheitert betrachtet
werden 12), Dagegen nahm unter der Marcos-Herr-
schaft die Verarmung der Bevolkerung immer mehr
zu.

Um diesen Zustand des Landes als den zentralen
Grundaussagen und -zielen des christlichen Glau-
bens widersprechend einzuschiitzen, konnten sich
die philippinischen Bischofe auf Verlautbarungen
der Weltkirche ebenso wie auf Lehrschreiben der
eigenen Ortskirche berufen. Neben den entspre-
chenden Aussagen des II. Vatikanischen Konzils
seien hier beispielhaft die Ergebnisse der Romi-
schen Bischofssynode ,,Gerechtigkeit in der Welt*
(1971), der Hirtenbrief der philippinischen Bi-
schife ,On Evangelization and Development*
(1973) sowie der Entwurf eines Hirtenbriefes
»Man, Our Way*“ genannt !3). Ein zentraler Aspekt
dieser Dokumente war die vorrangige Sorge fiir die
Armen (,preferential option for the poor*), die
jedoch nicht in bloB karitativem Sinne gemeint war.
So kommt in ,,Man, Our Way* deutlich zum Aus-

druck, daB es um die Verfinderung ungerechter so-
zialer Strukturen geht.

In diesem Sinne galt die Griindung von christlichen
Basisgemeinschaften als ein Weg. um die Anliegen
der Armen ernst zu nehmen, sie zur Selbstverant-
wortung zu erzichen — keine leichte Aufgabe in
einer paternalistisch strukturierten Gesellschaft wie
der der Philippinen — und sie schlieBlich mit der
selbstindigen Wahrmehmung ihrer eigenen Interes-
sen zu betrauen. Je mehr diese Gemeinschaften in
der Lage waren, sich zur Durchsetzung ihrer Inter-
essen effektiv zu organisieren und sie damit in Ge-
gensatz zum Regime gerieten, um so héufiger wa-
ren sie staatlicien RepressionsmaBnahmen ausge-
setzt. Aufgrund dieser Erfahrungen fand bei immer
mehr Kirchenmitgliedern die Auffassung Anklang,
daB der einzige Weg zur Beseitigung der Marcos-
Herrschaft der bewaffnete Kampf sei. Somit war
die Grundposition der katholischen Kirche, die
— von ganz bestimmten, zu definierenden Ausnah-
mesituationen abgesehen — Gewalt als Mittel zur
Erreichung gesellschaftlichen Wandels ablehnt, un-
ter Fortdauer der Marcos-Herrschaft bei gleichzei-
tig zunechmender Verelendung weiter Teile der Be-
volkerung immer weniger glaubwiirdig und iiber-
zeugend zu vermitteln.

ITI. Sonderfall: Die ,,christliche Linke*

Ende der sechziger Jahre entstand auf den Philippi-
nen eine linke, marxistische Untergrundbewegung,
die in den siebziger Jahren und bis zur Gegenwart
stiindig zunahm. Thr bewaffneter Arm, die Neue
Volksarmee (NPA), ist etwa 25 000 Mann stark 14).
Die Volksfrontbewegung Nationaldemokratische

Front (NDF), die mehrere linke Oppositionsgrup-
pen vereinigt, umfaBt unter anderem die Kommu-

nistische Partei der Philippinen (CPP) und die Chri-
sten fiir die Nationale Befreiung (CNL)15). Die
CNL setzt sich aus Priestern, Nonnen und Semina-
risten zusammen und diirfte etwa 1 000 Personen

2) B. J. Kerkvliet, Land Reform: Emancipation or Coun-
terinsurgency?, in: A, Rosenberg (Anm. 5), S. 113—144;
Center for Research and Communication, The Philippines at
the Crossroads: Some Visions for the Nation, Manila
1986.

13) Pastoral Letter on Evangelization and Development, in:
R. P. Hardy (Anm. 6), S.52—77. Ferner der Entwurf
»Man, Our Way*“. The Human Person in Philippine Society,
in: cbep monitor, VI (1985) 4, S. 21 ff.

1) Vgl. G. Siemers, Die ,Neue Volksarmee* in den Philip-
pinen: Strategisches Patt in einigen Jahren? In: Asien, (1986)
19, 8. 20ff.

15) Vgl. Aktionsgruppe Philippinen (Hrsg.), Philippinen,
wenn der Bambus bricht, Reinbek 1986, S. 116 ff.
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umfassen, wie ein Vergleich der von unterschiedli-
chen Kreisen genannten Zahlen ergibt 1),

Je linger die Marcos-Herrschaft andauerte, unter
deren unsozialer und menschenverachtender Poli-
tik immer griBere Teile der Bevilkerung zu leiden
hatten, um so mehr sozial engagierte Christen un-
terstiitzten entweder den bewaffneten Untergrund
oder sympathisierten zumindest mit seinen Kémp-
fern. Viele Vertffentlichungen, Pressedarstellun-
gen und auch AuBerungen Betroffener in den Pro-
vinzen lassen die Einschiitzung plausibel erschei-
nen, daB die NPA in der breiten Bevilkerung des
Landes ein besseres Image hat als die verschiede-
nen ,,Ordnungs“organe des Staates: Militir, Polizei

18) So nannte Jose M. Sison, einer der Griinder der kommu-
nistischen Partei der Philippinen (CPP) auf einer Tagung in
Frankfurt am Main (4. April 1987) eine Zahl zwischen 1 000
und 2 000. Der Erzbischof von Cebu, Kardinal Vidal, sagte
in einer Rede vor Bischifen, Regierungsmitgliedern und
Geschaftsleuten im Juli 1987, daB ,.it is possible to bring back
to the Church’s fold thousands of priests and nuns who have
joined the communist-led underground movement®.
NASSA, CBCP (Hrsg.), The Situationer, Juli-Sept. 1987,
S. 37.
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und zahlreiche paramilitidrische Gruppen 7). Maro-
dierende Soldaten wurden und werden auf den Phi-
lippinen mehr gefiirchtet als Mitglieder der NPA,
obwohl auch diese durchaus Opfer unter der Zivil-
bevolkerung in Kauf nehmen und Verriiter, Infor-
manten und andere ,schiidliche Elemente* hinrich-
ten.

Dieses positive Image der Untergrundk#mpfer hat
verschiedene Ursachen. Sie gelten als diszipliniert
und leben einfach und entbehrungsreich wie die
Mehrheit der Landbevilkerung. Dariiber hinaus
sind sie bereit, ihr Leben fiir die Sache, an die sie
glauben, zu opfern: Wenn sie sterben, werden sie zu
Miirtyrern, was fiir Filipinos ein sehr hoher Wert
ist. Dies gilt auch fiir Priester, Nonnen und andere
Kirchenangehtrige, die sich der NPA angeschlos-
sen haben: Die Tatsache, daB sie bereit sind, ihr
Leben einzusetzen, wiegt fiir viele Filipinos mehr
als eventuelle Zweifel, ob die Wahl des bewaffne-
ten Kampfes als Methode zur Erreichung gesell-
schaftlichen Wandels fiir Angehorige des Klerus
angemessen sei.

Abgesehen von denjenigen, die den letzten Schritt
getan und sich dem bewaffneten Untergrund ange-
schlossen hatten, war es filr die Kirchenhierarchie
ein besorgniserregendes Phiinomen, daB ein nicht
unbetriichtlicher Teil des Klerus und weite Teile der
Laien mit den Zielen der linken, marxistischen Op-
positionsbewegung sympathisierten. Angesichts
der generellen Gefidhrdung von sozial aktiven Kir-
chenmitgliedern wurde dieses Problem jedoch un-
ter der Marcos-Herrschaft, zumindest offentlich,
kaum angesprochen. Im Gegenteil war es immer
hiufiger notwendig, Kirchenmitglieder vor dem
Kommunismusvorwurf seitens des Marcos-Regi-
mes in Schutz zu nehmen. Denn es gab und gibt
kaum ein Land, in dem der Kommunismusvorwurf
wahl- und konturloser zur Diffamierung Oppositio-
neller gebraucht wurde und wird als auf den Philip-
pinen. Angesichts der Verfolgung Andersdenken-
der sahen es die Bischofe daher als notwendig an,
deren berechtigte Interessen zu unterstreichen, was
in dem Hirtenbrief ,Dialogue for Peace* aus dem
Jahre 1983 zum Ausdruck kommt 18), Hier &uBerten
die Bischofe tffentlich ihr Verstsindnis fiir diejeni-
gen, die angesichts des verzweifelten Zustands der
philippinischen Gesellschaft zu gewaltsamen Ver-

17y Auf die Frage, warum die NPA wachse, antwortete der
Erzbischof von Manila, Kardinal Sin: ,Look, there is effec-
tively no government in the countryside except the soldiers —
and they are bandits. The NPA are at least honest, and they
provide a measure of justice to people who never had any.*
Zit. nach F. Poole/M. Vanzi, Revolution in the Philippines.
The United States in a Hall of Cracked Mirrors, New York
1984, S. 129,

18) Vgl. R. P. Hardy (Anm. 6), S. 234f.
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éinderungsmoglichkeiten Zuflucht suchten, ohne je-
doch die Wahl dieses Wegs als solche gutzuheiBien.
Vielmehr wurde auch hier noch einmal deutlich
betont, daB der fiir Christen angemessene Weg zur
Erreichung gesellschaftlichen Wandels der gewalt-
lose sei. Mit Nachdruck forderten sie jedoch die
Wahrung der Menschenrechte all derer, die in Kon-
flikt mit Vertretern der Zivil- und Militéirmacht des
Marcos-Regimes gerieten.

Intern war die Tatsache, daB immer mehr Christen
bereit waren, Aktionsgemeinschaft mit einer von
der CPP gelenkten Bewegung wie der NDF zu su-
chen, fiir die Kirchenhierarchie AnlaB zu erhebli-

_cher Sorge. SchlieBlich ist ein handlungsleitendes

Element in der kommunistischen Ideologie der
Atheismus, so daB hier ein fundamentaler Gegen-
satz zu einer Institution gegeben ist, deren schiere
Existenzberechtigung sich aus deren Hauptaufgabe
der Verkiindigung des Wortes Gottes ergibt. Diese
Besorgnisse aufgrund der ideologischen Schulung
der CPP/NDF waren nicht unbegriindet. In vielen
Teilen der Philippinen ist unter anderem aufgrund
des groBen Priestermangels eine weitverbreitete
und sogar zunehmende Unkenntnis religidser In-
halte festzustellen, so daB es fiir die Verbreitung
atheistischen Gedankenguts durchaus fruchtbaren
Boden gibt.

Wenn auf den Philippinen auch viele religiése In-
halte eher an der Oberfliche bleiben, so wird doch
die Gesellschaft insgesamt durch eine iiberwiegend
christlich gepriigte Kultur bestimmt. Diesen Faktor
muB auch die CPP/NDF bei ihrer Arbeit beriick-
sichtigen; zwar gilt die offizielle Amtskirche als re-
aktiondr, aber gleichzeitig wird von der Partei die
Tatsache akzeptiert, daB die katholische Kirche
eine zu michtige Institution in der Gesellschaft ist,
als daB man deren Existenz ignorieren kdnne. Folg-
lich gelte es, sich deren Ressourcen méglichst weit-
gehend zunutze zu machen 1), Interne Berichte der
katholischen Kirche zeigen, daB dies der NDF bis
zu einem gewissen Grad gelungen ist. Vor allem in
bestimmten Ordensgemeinschaften gibt es Nonnen
und Monche, die als NDF-Sympathisanten Zellen
bilden. Da es unklar ist, wem sie im Konfliktfall
gehorchen wiirden — ihrer Kirche oder der Bewe-
gung —, war damit die Frage nach der ,,doppelten
Loyalitdt“ der betroffenen Kleriker gestellt 20),

In bezug auf Ordensangehdrige, die sich zu den
Zielen der NDF bekannten, stellte sich auch das
Problem einer moglichen Instrumentalisierung. Da

19) Vgl. National Democratic Front Church Sector, o. O.,
1978, Abschnitt 4, S. 4 (hektographiert).

) Vgl. B. F. Nebres, Church and Politics. A talk given at
the Federation of Asian Bi Conference, Tokyo,
22. Sept. 1986, (hektographiert), S. 8.
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die kommunistische Partei die filhrende Kraft in-
nerhalb der NDF ist, war es hiufig so, daB die der
NDF nahestehenden Ordensangehdrigen von der
Partei geplante Aktionen durchfiihrten, ohne daB
ihnen dieses selbst bekannt war. Da die damit ver-
bundenen Zielsetzungen — vor allem Schwichung
und schlieBlich Beseitigung der Marcos-Herr-
schaft — oftmals auch von den anderen Ordensan-
gehorigen gutgeheiBen wurden, war der Ratschlag
an die betroffenen Nonnen oder Ménche nicht, von
ihren Taten abzulassen; wohl aber galt es, sie auf
die mogliche Instrumentdlisierung aufmerksam zu
machen, so daB sie im vollen BewuBtsein ihrer Ver-
antwortung handelten?!).

Auch die Frage, welche Rolle die katholische Kir-
che in einer ,,Volksdemokratie®, in der die CPP mit
groBer Wahrscheinlichkeit die bestimmende Kraft
sein wiirde, zugewiesen bekidme, ist bislang unbe-
antwortet geblieben. Die vagen Formulierungen
der NDF, daB die ,,legitimen* Interessen der Kirche
gewahrt wiirden, werden dahingehend qualifiziert,
daB ,die Legitimitiit nach den MaBgaben des natio-
naldemokratischen Programms bestimmt wird* 22).
Das Ziel der nationaldemokratischen Revolution
ist die Errichtung einer ,,Volksdemokratie*, ,,which
is led by the working class through its
party . . .“2%). Angesichts von Erfahrungen in
Lindern der Region wie Vietnam und Kambodscha
sind Befiirchtungen nicht von der Hand zu weisen,
daB auch auf den Philippinen unter einem kommu-
nistischen Regime die katholische Kirche nur dann

ungehindert ihre Aufgaben wiirde wahrnehmen
konnen, solange dieses nicht mit den Parteiinteres-
sen kollidiert.

Doch nicht nur innerhalb einzelner Orden fiihrten
Auseinandersetzungen iiber ideologische Fragen zu
Spaltung und MiBtrauen. Auch bezogen auf die
Ditzesan- und Gemeindeebene war dhnliches zu
beobachten. So bestitigten die befragten Bischofe
in einer Untersuchung aus dem Jahre 1984 ,The
Pastoral Priorities of the Philippine Bishops“, daB
Uneinigkeit in ideologischen Fragen ein Problem
sei und mancherorts die Kommunikation er-
schwere, obwohl diese nach wie vor mdglich sei.
Vor allem die Bischéfe Mindanaos, in deren Didze-
sen die politischen und sozialen Spannungen am
groBten waren, bestiitigten diesen Tatbestand und
das darans resultierende MiBtrauen, das sich nega-
tiv auf die pastorale Arbeit auswirke 2¢). Somit wa-
ren viele kirchliche Gemeinden von dem Span-
nungszustand der philippinischen Gesellschaft un-
mittelbar betroffen. Ein wichtiges Interesse der ka-
tholischen Kirche, als integrierende und ausglei-
chende Kraft nach innen und auBen wirken zu kén-
nen, schien mehr und mehr in Frage gestelit. Neben
der grundsitzlichen Sorge iiber die zunehmende
Gewalt und den trostlosen Zustand des Landes trug
hier die Gefihrdung dieses institutionellen Interes-
ses mit dazu bei, daB immer mehr Mitglieder aus
allen Bereichen der katholischen Kirche in Gegner-
schaft zum Marcos-Regime gerieten.

IV. Der Machtwechsel

Im August 1983 wurde der philippinische Opposi-
tionspolitiker Benigno Aquino bei seiner Riickkehr
aus US-amerikanischem Exil auf dem Internationa-
len Flughafen Manila erschossen. Obwohl die ge-
naue Klirung der Tat bis heute andauert, wurde in
der Offentlichkeit der Marcos-Regierung eine Mit-
schuld, zumindest aber ein Mitwissen an dem At-
tentat zugeschrieben. Seit diesem Zeitpunkt erhSh-
ten sich die Proteste gegen die Marcos-Herrschaft
— nun auch verstiirkt aus den Reihen der biirgerli-

21) Vgl. A. B. Lambino, A Panorama of Options and the
Filipino Christian Today, in: In the Philippines Today: Chri-
stian Faith, Ideologies . . . Marxism. Loyola Papers, Nr. 10,
Manila 19782, 8. 77—79.

22) NDF Church Sector (Anm. 19), Abschnitt 101, S. 11.
23) J. M. Sison, The New Democratic Movement. Sixth in a
series of lectures on Philippine Crisis and Revolution. Deliv-
ered at the Asian Center, University of the

L ga; 1986, S. 2 (Hrsg. von der Aktionsgruppe Ptuhppmen.
Pol

) The Pastoral Priorities of the Philippine Bishops
(Anm. 10), S. 26f. (Tabelle 14).
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chen Mittelschicht und Teilen der schmalen Elite
des Landes — in zunehmendem MaBe %5). Ein un-
aufhaltsam scheinender wirtschaftlicher Nieder-
gang des Landes, die wachsende bewaffnete Unter-
grundbewegung in vielen Regionen, Forderungen
nach gesellschaftlichen Reformen seitens des ame-
rikanischen Verbiindeten: In einer innen- wie au-
Benpolitisch auBerordentlich unter Druck gesetzten
Lage verkiindete Marcos am 3. November 1985,
daB am 7. Februar 1986 Prisidentschaftsneuwahlen
stattfinden sollten, obwohl seine regulire Amtszeit
erst im Juni 1987 abgelaufen wiire.

Ob auf diesem Wege ein Machtwechsel wiirde statt-
finden kénnen, war angesichts fritherer Erfahrun-
gen von unkorrekten Wahlen unklar. Nachdem sich
Teile der gemiiBigten Opposition zur Teilnahme an

) Vgl. dazu grundsitzlich R. Hanisch, Der Machtwechsel
auf den Philippinen, in: Aus Politik und Zengaschlchte
B 45/86, S. 31f.
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der Wahl entschlossen hatten — bei den Parla-
mentswahlen 1984 hatte ein Teil dieser Opposition
angesichts der Beschrinkungen durch das autori-
tire Regime noch fiir einen Wahlboykott op-
tiert —, bedeutete die Bestimmung eines gemeinsa-
men Prisidentschaftskandidaten der Opposition ei-
nen wichtigen Schritt, denn diese war in sehr viele
miteinander rivalisierende Gruppen gespalten.
Dem Erzbischof von Manila, Kardinal Sin, kam die
Aufgabe zu, den Fiihrer der UNIDO, den ehema-
ligen Senator Salvador Laurel, davon zu iiberzeu-
gen, daB Corazon Aquino, die Witwe des ermorde-
ten Oppositionspolitikers, die Kandidatin sei,
durch deren Namen und Symbolkraft die Sieges-
chancen der Opposition gesteigert wiirden. Nach
vermutlich schwierigen Auseinandersetzungen mit
Kardinal Sin willigte Laurel schlieBlich ein, Aqui-
nos Kandidatur als Prisidentschaftskandidatin zu
akzeptieren und sich selbst mit der Vizepriisident-
schaft zu begniigen ).

Kardinal Sin, einzelne Bischofe und die Bischofs-
konferenz wandten sich Ende 1985 und Anfang
1986 mehrere Male an die Gliubigen, um sie auf die
Bedeutung der bevorstehenden Wahlen aufmerk-
sam zu machen. Die Empfehlungen der Bischofe
waren im wesentlichen folgende: -

— an der Wahl teilzunehmen;

— Personen zu wihlen, die bestimmte christliche
Wertvorstellungen vertriiten, wobei nicht schwer zu
erkennen war, da Marcos damit nicht gemeint sein
konnte;

— auf Anzeichen von Wahlbetrug, -filschereien
und Bestechung zu achten und sich nicht davon
beeinflussen zu lassen?7).

In einem Hirtenbrief ,,A Call to Conscience® ging
Kardinal Sin besonders auf den weitverbreiteten
Stimmenkauf ein. Die Tatsache in Rechnung stel-
lend, daB aufgrund der groBen Armut der Mehrzahl
seiner Landsleute diese leicht zu bestechen waren,
gab er ihnen folgenden Rat: ,Wenn Dir ein Kandi-
dat Geld anbietet, nimm es nicht . . . wenn Du
Geld genommen hast, erwidchst daraus keine
Pflicht, diesen Kandidaten zu wiihlen. Ein unmora-

26) R. Bonner, Waltzing With A Dictator, The Marcoses and
the Making of American Policy, New York-Manila 1987,
S. 391. Vgl. dazu auch F. B. Bautista, Cardinal Sin and the
Miracle of Asia, A biography, Manila 19872, S. 167.

27) Text des Hirtenbriefs in: ,Serving God or Caesar?* Doc-
uments on the Philippine Church and the February Revolu-
tion, in: Pulso, (1986) 4, S. 327 ff. In einem der Hirtenbriefe
gaben die Bischofe den Gliubigen den Ratschlag, die Kan-
didaten nach der Wahrhaftigkeit zu beurteilen: ,Is anyone of
them known to be a liar?“ T. C. Bacani, The Church and
Politics, Quezon City 1987, S. 72. Ein recht deutlicher Fin-
gerzeig angesichts der Tatsache, daB kurz vor der Wahl die
falschen Kriegsauszeichnungen von Marcos ein Thema in der
Offentlichkeit waren.
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lischer Vertrag ist nicht giiltig.“ %) Mehrere Male
appellierten die Bischife an Betroffene, alles zu
tun, damit der Wahlvorgang korrekt verlaufe, wo-
bei sie insbesondere NAMFREL ihre Unterstiit-
zung zusagten, Dies war eine wesentlich von katho-
lischen Laien getragene Bewegung, die die Stimm-,
abgabe iiberwachen und eine rasche Stimmauszih-
lung durchfiihren wollte, um mogliche Manipulatio-
nen zu verhindern.

Nach den Wahlen am 7. Februar trat die Bischofs-
konferenz zusammen, um iiber den Verlauf der
Wahlen und ihre Haltung dazu zu beraten. Anhand
von Berichten aus den Regionen Luzons, der Vi-
sayas und Mindanaos, einer generellen Einschit-
zung des Vorsitzenden von NAMFREL, Jose Con-
cepcion, Stellungnahmen von Vertretern der Or-
densoberen (AMRSP) und schlieBlich der Anho-
rung einer Gruppe von Moraltheologen kamen die
Bischife iiberein, eine Erklirung zu verdffentli-
chen, in der sie vor allem den beispiellosen Wahl-
betrug anprangerten 2°). Eine so amtierende oder
zur Macht gelangende Regierung sei moralisch ille-
gitim und konne nicht die Loyalitét der Biirger be-
anspruchen. Zu dieser schwerwiegenden Beurtei-
lung kamen die Bischofe, da nach den ihnen vorlie-
genden Berichten die Verhinderung der Stimmab-
gabe fiir viele Wiihler, weitverbreiteter Stimmen-
kauf, die Filschung abgegebener Stimmen.und
schlieBlich schon im Vorfeld der Wahlen Ein-
schiichterung, Terror und Mord an der Tagesord-
nung gewesen seien. Die Empfehlung an die Glau-
bigen war, auf alle Fille nicht untitig zu bleiben und
das durch derart unkorrekte Wahlen zustande ge-
kommene Ergebnis nicht hinzunehmen 30).

Es war zu diesem Zeitpunkt klar, daB das mehrheit-
lich aus Mitgliedern der Marcos-Partei bestehende
Parlament diesen zum Wahlsieger erkliren wiirde,
da die staatliche Wahlkommission Comelec auf-
grund ihrer Auszihlungen Marcos und Vizeprisi-
dent Tolentino als Sieger sah, wihrend NAMFREL
Aquino und Laurel mehr Stimmen zusprach. Da die
Bischife einen gewaltsamen Aufstand, um das Un-
recht zu korrigieren, als unchristlich ablehnten,
empfahlen sie ,.the way of nonviolent struggle for
justice, wobei die Gldubigen in ihren jeweiligen
Gemeinschaften — gegebenenfalls zusammen mit

) Zitiert nach Bautista (Anm. 26), S. 171 (hier und im fol-

geqd;n: Ubersetzungen aus dem Englischen von der Verfas-

serin).

#) Vgl. Pulso (Anm. 27), S. 336 ff. Auch F. F. Claver, Kir-

che und Revolution: Die philippinische Lésung, in: Stimmen

der Zeit, (1986) 8, S. 512. AMRSP = Association of Major

Religious Superiors in the Philippines.

:1) Im Originzl heiBt es: ,We are not going to effect the
ange we seek by doing nothing, by sheer » in: Pulso

(Anm. 27), S. 337. % s iadk
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ihren Oberhirten — entscheiden sollten, was zu tun
sei3l),

Am 15, Februar, einen Tag nach der Verdffentli-
chung des die Wahl kritisierenden Hirtenbriefs,
wurden Marcos und Vizeprisident Tolentino eilig
vom Parlament zu Siegern erklirt. Am 16. Februar
veranstaltete Frau Aquino mit ihren Anhéngern
hingegen eine groBe Siegesfeier im Luneta-Park, in
deren Verlauf der Hirtenbrief verlesen wurde. Hier
wurde auch niiher erldutert, was mit den MaBnah-
men des zivilen Ungehorsams gemeint war. Frau
Aquino empfahl den Boykott von Unternehmen,
die Marcos und seinen wenigen Giinstlingen (cro-
nies) gehorten: Banken, Zeitungsverlage, Lebens-
mittelunternehmen und andere; der Aufruf wurde
von vielen — vor allem im GroBraum Manila —
befolgt.

Den eigentlichen AnlaB zum schlieBlichen Sturz
von Marcos gab die Militirrevolte unter Fithrung
von Verteidigungsminister Enrile und General-
stabschef Ramos vom 22. bis 26. Februar 1986.
Nachdem ein von diesen beiden Militédrs und einer
Reformbewegung innerhalb der Armee (RAM) ge-
planter Putsch bekannt geworden war und sie eine
Verhaftung durch Marcos-loyale Truppen zu be-
fiirchten hatten, kiindigten sie Marcos die Treue
auf, nachdem sie sich zuvor in Camp Aguinaldo,
dem. Hauptquartier der philippinischen Streit-
krifte, verschanzt hatten. Radio Veritas, der kir-
cheneigene Sender, meldete die Nachricht von der
Rebellion und sofort begaben sich Tausende in Ma-
nila zu dem Militéircamp. Am gleichen Abend rief
Kardinal Sin iiber Radio Veritas die Bevolkerung

dazu auf, zum Schutz der eingeschlossenen Militiirs
und ihrer Truppen zum Camp Aguinaldo zu kom-
men. Diesem Aufruf folgten Hunderttausende und
angesichts der groBen Menschenmenge war es fiir
die Marcos-loyalen Truppen unméglich, zu den Re-
bellen vorzudringen und den Aufstand zu beenden,
was angesichts der zahlenmiBigen Unterlegenheit
der Rebellen sonst leicht durchfiihrbar gewesen
wire. Die Gliubigen traten den heranriickenden
Truppen mit religiosen Symbolen entgegen und ver-
suchten, sie so von ihren friedlichen Absichten zu
iilberzeugen. i

Das eigentlich Ungewdhnliche der Situation lag
darin, daB hier Gliubige zum Schutz von Militirs
mobilisiert werden konnten. Das Milit4r wird tradi-
tionellerweise in politisch und sozial bewuBten Kir-
chenkreisen kritisch betrachtet oder gar abgelehnt.
SchlieBlich waren es Soldaten — und Enrile und
Ramos waren ihre héchsten Reprisentanten — , die
fiir viele der in der Marcos-Zeit begangenen Men-
schenrechtsverletzungen und andere MachtmiB-
briuche verantwortlich waren. Beeindruckt von
den Massen Demonstrierender liefen immer mehr
Marcos-loyale Einheiten zu den Rebellen iber, so
daB Marcos schon nach drei Tagen aufgab, wider-
willig das von den Amerikanern angebotene Exil
akzeptierte und am 25. Februar schlieBlich das
Land verlieB. Am gleichen Tag wurde Frau Aquino
als Présidentin der Philippinen vereidigt und so das
von den Bischofen in ihrer Erklirung nach der
Wahl genannte Ziel, den vom Volk in den Wahlen
zum Ausdruck gebrachten Willen zu respektieren,
erreicht 32),

V. Der Standpunkt des Vatikans

Das weltweit positive Echo auf die Abldsung von
Marcos durch Frau Aquino darf nicht dariiber hin-
wegtduschen, daB es auch kritische Stimmen im
Hinblick auf die Rolle gab, die die katholische Kir-
che in diesem politischen ProzeB spielte. Anhand
dessen, was einer der Hauptbeteiligten am Macht-
wechsel, Bischof Claver, als ,,Romische Vorbe-
halte* beschrieben hat, wird deutlich, welche Ge-
fahren die Romische Kurie im Zusammenhang mit
der Haltung der philippinischen Ortskirche zu se-
hen glaubte 33),

Vor allem auf die Entscheidungsfindung der philip-
pinischen Bischofe, die zur Verdffentlichung des
Hirtenbriefs nach der Wahl fithrte, versuchte die

31) Ebda., S. 337.
) Vgl. ebda., §. 337.
3) Vgl. F. Claver (Anm. 29), S. 512f.
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Romische Kurie — durch Kardinalstaatssekretir
Casaroli und den Apostolischen Nuntius Torpigli-
ani — EinfluB zu nehmen ). Bischof Claver und
Bischof Bacani, der Vorsitzende des Komitees fiir
Offentlichkeitsarbeit der philippinischen Bischofs-
konferenz, berichten von zwei brieflichen Stellung-
nahmen, die jeweils am 13. und 14. Februar vor
Beginn der Beratungen der Bischife verlesen wur-
den, und die die Besorgnisse des Papstes angesichts
der philippinischen Situation zum Ausdruck brach-
ten. Am 13. Februar lautete die Empfehlung, einen
Standpunkt zu formulieren, den alle Bischofe mit-
tragen kénnten. Im Hinblick auf Handlungsanwei-
sungen sollten die Bischofe bedenken, welche Ge-

M) Dazu grundsitzlich J. Schwarz, Die Internationalen Be-
zichungen des HI. Stuhls, Miinchen 1983 (= Universitit der
Bundeswehr Miinchen, Texte zum Studium der Internationa-
len Bezichungen, Band 4), S. 20ff.
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fahren dem Land drohten %5), In einem Brief an die
Vollversammlung der philippinischen Bischofe im
Juli 1986 prizisierte Papst Johannes Paul II. noch-
mals seine Einstellung und betonte, daB er die poli-
tischen Geschehnisse im Februar 1986 aufmerksam
und sogar mit Furcht verfolgt habe. Es sei nur dem
tiefen christlichen Glauben der Filipinos zu verdan-
ken, daB der befiirchtete Riickgriff auf Gewalt wih-
rend der spannungsreichen Tage ausgeblieben sei 3).
Der zweite Brief von Kardinalstaatssekretiir Casaroli
enthielt die Empfehlung, keine Erklirung zu verdf-
fentlichen, bevor nicht das Parlament den Sieger der

Wabhl verkiindet habe. ,,Da jedermann wubBte, wie -

das abhingige Parlament handeln wiirde, lief dies auf
eine Aufforderung an die CBCP hinaus, zu schwei-
gen, bis Prisident Marcos zum rechtmiiBig gewihlten
Staatsoberhaupt erklirt worden sei.*37)

In Kenntnis dieser piipstlichen Vorbehalte und trotz
der Tatsache, daB auch der Apostolische Nuntius,
Erzbischof Torpigliani, massive Einwinde gegen
das geplante Vorgehen zum Ausdruck gebracht
hatte, verdffentlichten die Bischife ihre Erkldrung
nach der Wahl — ohne Zweifel die schlagkriiftigste
Stellungnahme in der gesamten Kirchengeschichte
der Philippinen. Da das Verhalten der philippini-
schen Kirchenhierarchie — die in der Regel fiir ihre
Fiigsamkeit gegeniiber romischen Weisungen be-
kannt ist — sowohl untypisch als auch prizedenzlos
war, gab es einige Bischife, ,die in der Erklirung
der CBCP eine implizite Unabhiingigkeitserklédrung
von Rom* sahen 38).

Kirchenintern ,,rechtfertigten® die philippinischen
Bischofe ihr Vorgehen mit dem Hinweis auf ent-
sprechende Passagen des Apostolischen Schreibens
Papst Paul VI. ,,Octogesima Adveniens“ (1971),
die ausfiihren, daB jede Ortskirche mit ihren Glau-
bensgemeinschaften die Aufgabe habe, die spezifi-
sche politische Situation ihres Landes zu analysie-
ren, und mit Hilfe der Soziallehre der katholischen
Kirche zu eigenen Beurteilungen und Handlungs-
anweisungen zu kommen. Bischof Bacani urteilt
demgemiiB, daB dem Vatikan die notwendigen In-
formationen zu einer angemessenen Urteilsfindung
gefehlt haben. Und Bischof Clavers Kommentar zu
den Empfehlungen des Vatikans lautete: ,,Als aber
die Nation ihre tiefste Krise seit Jahren durch-
machte und die Kirche durch ihre Bischofe ver-
suchte, mit dem Volk zu gehen und es im wahrsten
Sinne des Wortes ,pastoral zu begleiten®, stieB das
Handeln des Vatikans auf wenig Sympathie.* 3)

35) Vgl. T. Bacani (Anm. 27), S. 81.

36) Vgl. Letter of John Paul IT to the Philippine Bishops
(28 June 1986), in: Pulso (Anm. 27), S. 392.

37) F. Claver (Anm. 29), 8. 513.

3) Ebda., S. 517.

3) Ebda., S. 517. Vgl. T. Bacani (Anm. 27), §. 88.
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Die aus der Sicht vieler Mitglieder der philippini-
schen Ortskirche als enttiuschend eingeschitzte
Haltung des Vatikans resultierte aus verschiedenen
Uberlegungen. So stellte sich zum einen die Frage,
was aus der katholischen Kirche geworden wiire,
wenn Marcos als Sieger aus den politischen Wirrnis-
sen hervorgegangen wire. Da dieses verhindert
wurde, klingt die Begriindung Bischof Bacanis, es
sei manchmal geboten, daB die Kirche abschiitzbare
Risiken und sogar Fehlschlige in Kauf nehme,
wenn dieses der Preis des Einstehens fiir Gerechtig-
keit sei, nur im Nachhinein plausibel 9). Denn da§
sich die philippinischen Bischofe in der Tat , weit
vorgewagt“ haben, diirfte unbestritten sein 41).

Zum anderen wurden die vatikanischen Einwiinde
aus Sorge um die Einheit der Kirche formuliert. In
diesem Sinne ermahnte der Papst die Bischofe in
seinem Schreiben vom 13, Februar, einen einheitli-
chen, von allen geteilten Standpunkt zu formulie-
ren. Auch nach dem Machtwechsel erinnerte er die
Bischofe an ihre Aufgabe, Einheit, Verstindigung
und VersShnung zu férdern und die wihrend der
jiingsten politischen Ereignisse entstandenen Spal-
tungen mit Entschiedenheit zu iiberwinden. Viele
Bischdfe, die auf die Ablésung von Marcos driing-
ten, hatten durchaus das Ziel der Wiederherstel-
lung der Einheit der Kirche im Auge. SchlieBlich
zog die anhaltende Unrechtsherrschaft von Marcos
immer mehr engagierte Katholiken auf die Seite der
politisch extremen Linken, ,die keinen anderen
Weg zur Rettung der Nation als den des bewaffne-
ten Kampfes sah und als Heilmittel verschrieb* 42),
Davon besa auch der Papst Kenntnis; anldBlich
eines Besuches philippinischer Bischéfe in Rom im
Jahre 1985 warnte er diese vor der Gefahr einer
Spaltung der Kirche, die das Ergebnis einer ideolo-
gischen, nicht vom Evangelium inspirierten Auffas-
sung lokaler Probleme sei. Fundamentale Ver-
pflichtung der Bischofe sei es, die Einheit der Kir-
che Christi zu stirken und zu verteidigen 43). Auch
wenn die Abldsung von Marcos durch eine Regie-
rung, die mehr Hoffnung auf Reformwillen bot,
von vielen als ein erster Schritt zur Uberwindung
ideologischer Polarisierungen — auch innerhalb
der katholischen Kirche — gesehen wurde: Im Va-
tikan stieB das von den philippinischen Bischéfen
wiihrend der Februarereignisse schlieBlich gewiihlte
Handeln auf wenig Gegenliebe.

40) Vgl. T. Bacani (Anm. 27), S. 87.

41) So der Titel eines Artikels in der Herder-Korrespondenz,
(1986) 3, S. 1111f.

42) F. Claver (Anm. 29), S. 518.

43) Vgl. Three Addresses of John Paul 1 to the Philippine
Bishops, Okt. 1985. P, S. de Achiitegui (Hrsg.), Manila
1986, S. 16.
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VI. Die katholische Kirche unter der Regierung Aquino

Eine Folge der mitentscheidenden Rolle der katho-
lischen Kirche beim Machtwechsel war, daB sie als
miichtige und einfluBreiche Institution unter der
neuen Regierung gilt. Obwohl viele ihrer Mitglie-
der ihr gestiegenes Ansehen in der Offentlichkeit
begriiBten, sahen sie doch auch damit verbundene
Gefahren, denn es steht nicht im Einklang mit dem
kirchlichen Auftrag, eine ,,Cory Church® zu wer-
den. Um ihre Kritikfihigkeit in bezug auf Men-
schenrechtsverletzungen und soziale Ungerechtig-
keiten auch unter der neuen Regierung nicht einzu-
biiBen, umschrieb die Bischofskonferenz schon
bald ihre Arbeitsbeziehungen mit dieser als ,.con-
structive, critical collaboration*#). Fiir die not-
wendige Aufbauarbeit nach der langen, zerstoreri-
schen Marcos-Herrschaft sagte die Kirche ihre Un-
terstiitzung zu — unter gleichzeitiger Vorbehaltung
des Rechts, MiBstinde, wie unter der Marcos-Herr-
schaft auch, jederzeit anzuprangern.

Dabei kam es der Kirchenhierarchie darauf an, daB
— nachdem wiihrend der Februarereignisse Mit-
glieder des Klerus so nachhaltig im Mittelpunkt der
politischen Geschehnisse gestanden hatten — in
Zukunft die Rolle der Laien bei der Gestaltung des
politisch-sozialen Lebens wieder stidrker betont
werden sollte. Priester sollten wieder — ganz im
Einklang mit den romischen Vorstellungen — mehr
die Rolle von Ratgebern und Moderatoren im Hin-
tergrund und weniger die von Hauptakteuren auf
der politischen Biihne spielen 45).

Auch wenn in den vier Tagen des Februars, die die
Vertreibung von Marcos zur Folge hatten, Angeho-
rige aller Schichten des Volkes auf den StraBen zu
finden waren, so ist doch unbestreitbar, daB diese
Bewegung hauptsichlich von Vertretern der stiid-
tischen Mittelschicht, unzufriedenen Geschiftsleu-
ten und Teilen der traditionellen politischen Elite,
die unter Marcos entmachtet worden waren, getra-
gen wurde. Bestimmte Gruppen der als ,yellow
stream* bezeichneten biirgerlichen Opposition ge-
gen Marcos hatten vor allem ein Ziel, nimlich das
okonomische und politische System, das unter Mar-
cos auBer Kontrolle geraten war, wieder in Gang zu

) Vgl. T. Bacani (Anm.27), S.89 und Nassa News
(Anm. 2) vom Juni 1986.

45y Kardinal Sin u. a., A Catechism on the Involvement of
Priests in Political Activity, Manila, 25. Februar 1987.

46) Vgl. J. J. Carroll, The Philippine Bishops: Pastors or
Politicos?, in: Human Society, Nr, 37, Manila 1985, S. 10.S.
auch ders., Looking Beyond EDSA: Part I. Structural
Change for Social Transformation, in: The ,Miracle of the
Philippine Revolution, Interdisciplinary Reflections. P. S. de
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bringen 46). Dabei blieben deren Reformvorstellun-
gen weit hinter denjenigen der Bischéfe zuriick. Fiir
diese war das entscheidende Ziel, daB sich die Fe-
bruarereignisse nicht nur als ein Elitenaustausch
herausstellen. Diese Auffassung verdeutlichend,
formulierte Kardinal Sin daher die langfristige Auf-
gabe, einem friedlichen politischen Wechsel eine
echte soziale Transformation folgen zu lassen 7).
Dieser Absicht entsprechend war die Kirche bereit,
der neuen Regierung zuniichst bei der Konsolidie-
rung und sodann bei der Verwirklichung notwendi-
ger sozialokonomischer Reformvorhaben Unter-
stiitzung zukommen zu lassen.

Die wichtigste Aufgabe, die sich dabei der neuen
Regierung stellt, ist die Durchfiihrung einer effek-
tiven Landreform — Priifstein fiir die echte Re-
formbereitschaft einer jeden philippinischen Regie-
rung. Die philippinische Bischofskonferenz formu-
lierte ihre Position in dem Hirtenbrief ,Thirsting
for Justice™ vom Juli 1987, in dem sie sich fiir eine
umfassende Agrarreform aussprach, die vor allem
den 70 Prozent der Bevilkerung zugute kommen
miisse, die an der Grenze des Existenzminimums
leben. Und bezogen auf die Institution der katholi-
schen Kirche heiit es dort, daB diese fiir sich keine
Ausnahmeregelungen in Anspruch nehmen
werde 45),

Obwohl auf den Philippinen kaum etwas so sehr
Gegenstand wilder Spekulationen ist wie die Gro-
Benordnung kirchlichen Landbesitzes, ist bei vielen
unbestritten, daB die Einbeziehung von Kirchen-
land in jedwede zu treffende Legislativentscheidung
der katholischen Kirche durchaus von Nutzen sein
kann. Denn je mehr diese selbst dazu bereit ist,
eigene Besitztiimer bei einer gerechteren Vertei-
lung der Giiter des Landes zur Disposition zu stel-
len — und die Bischofe sollten hier aufgrund ihres
Hirtenbriefes beim Wort genommen werden —,
um so glaubwiirdiger kann sie ihre Vorstellungen
von einer konomisch ausgewogenen und sozial ge-
recht gestalteten Gesellschaft auf den Philippinen
vertreten.

Achiitegui (Hrsg.), Loyola School of Theology, Ateneo de
Manila University. Loyola Papers, Nr. 15, Manila 1986,
S. 119—136. EDSA bezieht sich auf die Epifanio De Los
Santos Avenue, wo sich im Februar 1986 ein Hauptteil des
Volksaufstands abspielte.

47) Vgl. Kardinal Sin, The Meaning of EDSA: Two Years
After, (hektographiert), S. 2.

4) Vgl. Hirtenbrief ,Thirsting for Justice*, Tagaytay City,
14. Juli 1987, (hektographiert), S. 2.




VII. Ausblick

Da die katholische Kirche weder von ihrem Selbst-
verstindnis her noch aufgrund ihrer Tradition na-
tiirlicherweise zu den Institutionen geziihlt wird, die
Haupttriebfedern bei Regierungsumstiirzen sind,
war es eine von Kardinal Sin nach dem Machtwech-
sel gerne wahrgenommene Aufgabe, vor allem im
Ausland zu interpretieren, wie das Verhalten der
Kirchenhierarchie in den Februartagen 1986 einzu-
schiitzen sei. So fiihrte er vor einem Publikum in
Italien aus, daB die politischen Aktionen der Kirche
mehr oder weniger aufgezwungen worden seien. Sie
seien das Ergebnis einer sich rapide zuspitzenden
Krisensituation gewesen, aus der sich als Ausweg
nur totalitire Systeme linker oder rechter Prigung
anzubieten schienen®’). In dieser Situation hiitten
sich die Bischofe durch mutiges, aber auch risiko-
reiches Vorgehen zur Unterstiitzung einer aus ihrer
Sicht politisch geméBigten und als Kraft der Mitte
einzuschitzenden Alternative entschieden.

Nach mehr als zweijdhriger Amtszeit hat sich die
Regierung Aquino als Mitte-Rechts-orientiert her-
ausgestellt. Entscheidende MaBnahmen zur Redu-
zierung der krassen Unterschiede zwischen Arm
und Reich, zur Wiederbelebung der Wirtschaft und
zur Eindimmung der kommunistischen Aufstands-

bewegung stehen entweder noch aus oder — wie im-

Falle der Landreform — zur Entscheidung an. So
lange sich in den fundamentalen Problembereichen
des Landes Losungsansiitze, vor allem auch im
lindlichen Raum, als unwirksam erweisen, wird
sich auch die katholische Kirche weiterhin mit den
Hauptstreitpunkten — so wie sie sich unter der
Marcos-Herrschaft verschiirft herausgebildet ha-
ben — in ihren eigenen Reihen auseinandersetzen
miissen.

So ist anzunehmen, daB die groBe Mehrheit der
Kirchenhierarchie auch weiterhin die jetzige kon-
servativ-gemiBigte Regierung unterstiitzen und wie
bisher versuchen wird, von ihr als wichtig fiir die
politisch-soziale Ordnung erachteten Werten zum
Durchbruch zu verhelfen. Diejenigen Christen, die
sich dem Untergrund angeschlossen haben oder ihn
als Sympathisanten unterstiitzen, werden sich, je
linger vor Ort spiirbare Verbesserungen im wirt-
schaftlichen und sozialen Bereich ausbleiben, in der
Beibehaltung ihrer Position bestirkt fiihlen. Eine

49) Kardinal Sin, Twenty-Seven Years after Vatican II, in:
cbep monitor, (1987) 3, S. 28.
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dritte Gruppe schlieBlich wird — orientiert am Vor-
gehen im Februar 1986 — ihre dort erprobten An-
siitze ausbauen und unter Nutzung der gesetzlich
gegebenen Moglichkeiten und gegebenenfalls
durch Ausiibung gewaltlosen Drucks Schritt fiir
Schritt ihre Interessen, und hier vor allem die der
mehrheitlich armen Bevélkerung durchzusetzen
versuchen.

Als Modell politisch-sozialen Handelns dienen da-
bei christliche Basisgemeinschaften, die sich auf-
grund einer situationsbezogenen Auslegung der Bi-
bel ‘neben lebendigen Glaubensgemeinschaften
auch zu effektiven, im gesellschaftlichen Bereich
handelnden Einheiten entwickelt haben. Obwohl
die Unterstiitzung und der stindige Ausbau dieser
christlichen Basisgemeinschaften eine der pastora-
len Priorititen der philippinischen Bischofe ist
— wie die oben erwihnte Untersuchung ergeben
hat —, so sind diese doch, was deren Verbreitung
und Bedeutung — auf die ganze Nation bezogen —
angeht, eine Minderheitenbewegung). Ihre
Hauptzielsetzungen, die im politisch-sozialen Be-
reich auf das gewaltlose Erreichen wirksamer struk-
tureller Verinderungen gerichtet sind, wollen sie
zum einen gegen beharrende Krifte in der Regie-
rung Aquino und zum anderen gegen den — vielen
nach wie vor verlockend erscheinenden — Weg des
bewaffneten Widerstands, wie er vom kommunisti-
schen Untergrund praktiziert wird, durchsetzen.

Fiir die Anhiinger dieses gewaltlosen Wegs gesell-
schaftlichen Wandels gilt auch unter der Regierung
Aquino, was noch unter der Marcos-Herrschaft als
Prognose hinsichtlich der langfristigen politisch-so-
zialen Bedeutung der katholischen Kirche formu-
liert worden war: ,Wenn die Entwicklung der
christlichen Basisgemeinschaften Unterdriickungs-
versuche seitens des Militéirs und Infiltration durch
die Kommunisten iibersteht, so ist durchaus denk-
bar, daB die Unterstiitzung dieser Gemeinschaften
durch die Kirche langfristig nachhaltigeren Einflul
auf die politische Landschaft der Philippinen haben
wird als jede denkbare Anzahl von Hirtenbrie-
fen.“51)

50y The Pastoral Priorities of the Philippine Bishops
(Anm. 10).
51) J. Carroll (Anm. 7), S. 251.
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Rolf Hanisch

Die Regierung Aquino zwischen
Militédrputsch und kommunistischer Rebellion

I. Der ProzeB der Re-Demokratisierung

1. Von der Revolutions- zu einer neuen demokra-
tischen Verfassung

Die Flucht von Ferdinand Marcos und die Aner-
kennung der Wahl von Cory Aquino hatten den
Philippinen noch nicht demokratische Verhiiltnisse
gebracht ). Den Institutionen der Verfassung von
1973 sollten keine neuen Inhalte gegeben werden,
da sie von Marcos-Anhéngern weiterhin dominiert
und kontrolliert wurden. Cory Aquino verfiigte da-
her die Aufhebung der alten Verfassung und nahm,
unter einer selbst erlassenen ,Freiheits-Verfas-
sung”, Diktaturvollmachten in Anspruch. Das 1984
gewiihite Parlament — mit einer Mehrheit von
Marcos-Loyalisten — wurde aufgeldst. Die 1981
gewihlten Gouverneure, Biirgermeister, Dorf-
schulzen, fast alle Mitglieder der Marcos-Partei
(KBL) und deren feste Stiitze in den letzten
Wahlen, wurden entlassen und durch ernannte
Amtsverwalter ersetzt. Entlassen wurden auch fast
alle Minister, Staatssekretire und die meisten der
hoheren Beamten. Viele Generile wurden in die
lingst fillige Pension geschickt. Die Marcos-Partei
KBL wurde jedoch nicht verboten.

Der ProzeB der Re-Demokratisierung wurde bald
nach dem Umsturz eingeleitet. Der erste Schritt
war die Einberufung einer Verfassungsgebenden
Versammlung. Diese wurde — anders als die bei-
den letzten verfassungsgebenden Versammlungen
von 1934 und 1971 — nicht gewihlt. Aus politi-
schen und finanziellen Griinden vereinfachte man
das Verfahren: Die Offentlichkeit wurde aufgefor-
dert, Delegierte zu ,nominieren“. 1 000 Vorschlige
wurden gemacht, unter denen Cory Aquino 48 aus-
wiihlte und ernannte. Ein Querschnitt durch alle
gesellschaftlichen Schichten und politischen Rich-
tungen war dies jedoch nicht. Es dominierten Ver-
treter der gesellschaftlichen und beruflichen Grup-
pen, die gemeinhin (und nicht nur in den Philippi-
nen) die Wahlimter besetzt halten: Von den

1) Vgl. dazu: R. Hanisch, Der Machtwechsel auf den Philip-
pinen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/86, S. 3—17.
Das Material fiir den vorliegenden Aufsatz wurde vor allem
withrend eines Forschungsaufenthaltes im Oktober/Novem-
ber 1987 in den Philippinen gesammelt. Der DFG sei fiir die
finanzielle Férderung gedankt.
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42 _Verfassungsviitern“ und (natiirlich nur) sechs
»Verfassungsmiittern* waren (mit Mehrfachnen-
nung) 33 Juristen, zwolf Landbesitzer, elf Unter-
nehmer, fiinf Rechtsanwiilte und Berater Transna-
tionaler Konzerne im Lande, elf Professoren und
Universititsadministratoren, zwei Journalisten,
fiinf Kirchenvertreter. Es gab ferner einen pensio-
nierten Offizier, einen ehemaligen Botschafter und
je einen Studenten-, Bauern- und Gewerkschafts-
funktioniir. ,Marcos-Leute* waren nur vier vertre-
ten. Die nationalistische Linke war kaum wesent-
lich stirker. Die meisten der Delegierten kamen
aus Manila, Fast die Hilfte gab als Herkunfisregion
Metro-Manila und das angrenzende Siidliche Taga-
long an (gemeint war damit offenbar der Geburts-
ort bzw. die Lokalisierung der geschiiftlichen Inter-
essen). Ihren (Dauer-) Wohnsitz hatten 46 der 48
Delegierten in Manila. Die verfassungsgebende
Versammlung stand unter enormem Zeitdruck. Am
2. Juni 1986 trat sie zusammen. Am 30. September
sollte sie ihren Entwurf vorlegen. Am 12. Oktober
1986 wurde das Dokument tatsichlich nahezu ein-
stimmig (44 : 2) angenommen. In diesen viereinhalb
Monaten wurde in etwa 20 Ausschiissen und drei
Lesungen im Plenum beraten; etwa 90 Anhérungen
wurden in den Provinzen durchgefiihrt.

Die Grundentscheidung stand jedoch sehr bald fest:
Man kehrte vom (schein-)parlamentarischen zum
prisidialen Regierungssystem zuriick, also im we-
sentlichen zu der Verfassung von 1935, die sich
bekanntlich an das amerikanische Vorbild stark an-
gelehnt hatte. Es gab jedoch eine Reihe von Modi-
fikationen und Ergidnzungen, mit denen man die
jiingeren Erfahrungen zu verarbeiten suchte. Die
Amtszeit des Prasidenten wurde beispielsweise auf
eine sechsjihrige Wahlperiode beschrinkt. Cory
Aquino wurde in ihrem Mandat bis 1992 bestitigt.
Alle noch zu wihlenden Mandatstriger sollten
gleichfalls bis 1992 ein Mandat erhalten, danach
sollten die 24 Senatoren fiir sechs, die 200 Abge-
ordneten des Repriisentantenhauses fiir drei Jahre
gewihlt werden.

Der linke und nationalistische Minderheitenfliigel
versuchte vergeblich, die Probleme des Landes und
ihre Ursachen zu diskutieren und entsprechend in
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der Verfassung zu verankern. Er konnte sich damit
nicht durchsetzen, erzwang hingegen den Verfas-
sungsauftrag fiir eine umfassende Landreform. We-
sentliche Bestimmungen — Hochstgrenzen des Ei-
genlandes, Entschiidigungsfrage — wurden jedoch
der zukiinftigen Gesetzgebung iiberlassen?). Kaum
erfolgreicher war die Linke in der Frage der US-
Militirbasen. Ihre Existenz wurde bis zum Auslau-
fen der Vertriige 1991 erst einmal bestitigt. Fiir
deren mogliche Verlingerung wurde dann aller-
dings — abweichend von der bisherigen Praxis —
der AbschluB eines volkerrechtlichen Vertrages
vorgeschrieben, der vom Senat, vielleicht auch
durch eine Volksabstimmung, ratifiziert werden
muB. Immerhin wurden die Philippinen zu einer
atomwaffenfreien Zone erklért — was immer das in
der praktischen Politik gegeniiber den US-Basen
bedeuten mag. SchlieBlich vermochten die Nationa-
listen in der Frage der Transnationalen Konzerne
(fiir sie unbefriedigende) Teilerfolge zu erzielen.
Die Entwicklung einer ,,autozentrierten und unab-
hiingigen nationalen Okonomie, die effektiv von
Filipinos kontrolliert wird“, wurde zwar zum Staats-
ziel erklirt. Eine volle Kontrolle wurde jedoch nur
fiir die Massenmedien, immerhin noch 70 Prozent
in der Werbewirtschaft, nur 60 Prozent in 6ffentli-
chen Versorgungsunternehmen vorgeschrieben,
wihrend weitergehende 'Einschrinkungen auslin-
discher Investitionen dem Gesetzgeber vorbehalten
wurden 3).

Die Kampagne zur Ratifizierung des Verfassungs-
entwurfs wurde auf nahezu drei Monate ausge-
dehnt. Jetzt konnte es natiirlich nur noch darum
gehen, den Entwurf als Ganzes abzulehnen oder
ihm zuzustimmen. Die Regierung Aquino galt da-
mals als durch Putsche und Putschversuche sowie
den AusschluB von Verteidigungsminister Enrile
aus dem Kabinett so geschwiicht, daB sie eine Ab-
lehnung der Verfassung kaum iiberlebt hiitte. Cory
Aquino setzte sich daher massiv fiir die Annahme
des Verfassungsentwurfs ein und bediente sich da-
bei auch eines alten Marcos-Instrumentes fiir ihre
Kampagnen in den Provinzen: Sie gab &ffentliche
Ausgaben fiir Infrastruktur- und Sozialprojekte
werbewirksam bekannt.

Die radikale Linke und viele ihrer Frontorganisa-
tionen lehnten die Verfassung jedoch — ebenso wie
die Marcos-Anhiénger und die extreme Rechte —
ab. Vize-Prisident Laurel fand sich erst nach eini-

) F. Lara, Land Reform and the ConCom: Landmarks and
Loopholes, in: Diliman Review, 34 (1986) 3, S. 31—-37.

%) Vgl. G. Siemers, Der Entwurf einer neuen Verfassung:
Inhalt, Verinderungen, Probleme, in: Siidostasien aktuell,
November 1986, S. 581—589. Der Verfassungsentwurf ist
u. a. ab kt und wurde zitiert nach: Philippine Law
Gazette, 9 (1986) 5.
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gem Zdgern zur Unterstiitzung des Verfassungsent-
wurfs bereit. Viele gemiBigte Linke und Liberale
stimmten zu, da sie keine Alternative zu der auch
von ihnen mit gemischten Gefiihlen betrachteten
Verfassung sahen. Bei einer Wahlbeteiligung von
75 Prozent wurde die Verfassung schlieBlich mit
einer iiberzeugenden Mehrheit (76 Prozent zu
22 Prozent) angenommen. Eine Mehrheit von
»Nein“-Stimmen gab es nur im ,Marcos“- und ,,En-
rile“-Land, in den beiden Nordregionen Ilocos
(51 Prozent ,Nein*) und Cagayan (56 Prozent
»Nein*). Es muBte jedoch mit Aufmerksamkeit re-
gistriert werden, daB die Militdrangehorigen nur
mit einer deutlich unterdurchschnittlichen Mehr-
heit der neuen Verfassung zustimmten. Sie lautete
60 Prozent ,Ja“ zu 40 Prozent ,Nein“4).

2. Wahlew und Parteiensystem

Der nichste Schritt war die Wahl des neuen Kon-
gresses, die am 11, Mai 1987 erfolgte. Gewiihlt wur-
den landesweit 24 Senatoren sowie 200 Abgeord-
nete des Repriisentantenhauses in Einmannwahl-
kreisen nach dem Mehrheitswahlrecht. In den
Wahlen standen sich drei lose Gruppierungen ge-
geniiber. Vereinfacht konnte man sie als die (iiber-
wiegend) Marcos-Rechte, die Aquino-Kodlition
und die Linke bezeichnen. Wihrend die Prisidentin
die 24 Kandidaten ihrer Koalition fiir den Senat
weitgehend selbst bestimmte, wurde die Kandida-
tenaufstellung fiir das Reprisentantenhaus weitge-
hend den (lokalen) Parteibossen iiberlassen. Das
Ergebnis waren meist mehrere Kandidaten der Par-
teien, dariiberhinaus die Kandidatur von Unabhiin-
gigen der Aquino-Koalition. Auch die oppositio-
nelle Rechte konnte sich meist nicht auf einen Ein-
heitskandidaten einigen. In den 19 Wahlkreisen in
Metro-Manila traten 275 Kandidaten, d. h. im
Durchschnitt 14 je Wahlkreis, an. In den Provinzen

waren es erheblich weniger, meist jedoch auch vier’

bis acht.

Der Wahlkampf und die Wahlen verliefen nicht
unblutig und nicht ganz ohne Betriigereien. Diese
waren jedoch nicht vergleichbar mit den Unregel-
miiBigkeiten unter Marcos. Die Priisidentin konnte
es sich natiirlich nicht versagen, auf Wahlgeschenke
ganz zu verzichten. Der Innenminister wies alle von
der Zentralregierung eingesetzten kommunalen
Amtsverwalter an, die Regierungskandidaten zu
unterstiitzen. Obwohl die neu besetzte Wahlbe-
horde COMELEC technisch mit ihren Aufgaben
L

4) Unverdffentlichte Unterlagen der NAMFREL; ferner:
L. G. Ta.m:anguoiR. L. Mendoza, Elections and the Crisis
of Legitimacy in the Philippines: A Comparative View of the
Marcos and the Aquino Regime, Third National Conference
tsngnbhc Administration vom 28.—30. September 1987,
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nicht gerade effizient fertig wurde und die Stim-
menauszihlung in einigen Fillen verdichtig lange
dauerte, kam ein fiir philippinische Verhiiltnisse
glaubwiirdiges Wahlergebnis zustande. Es war ein
Erdrutschsieg fiir die Aquino-Koalition. Bei einer
Wabhlbeteiligung von 85 Prozent vermochte sie 22
der 24 Senatoren und circa 170 der 200 Repriisen-
tanten durchzusetzen. Die rechte Opposition war
fiir den Senat nur durch den ehemaligen Schauspie-
ler Joseph Estrada (an 14. Stelle gewihlt) sowie
den ehemaligen Verteidigungsminister Juan Ponce
Enrile (ganz knapp als 24. gewiihlt) erfolgreich.

Cory Aquino konnte sich durch die Wahlen besti-
tigt fiihlen, was ihre labile Stellung zun#chst kurz-
fristig stirkte. Thre Mehrheit bestand jedoch aus
einem Konglomerat von Parteiungen, das keine si-
cheren Mehrheiten garantieren konnte und in dem
ideosynkratische Motive der Abgeordneten und
Parteifiihrer, darunter zahlreiche Prisidentschafts-
anwiirter (fiir 1992), vor sachlich-politischen Anfor-
derungen der nationalen Politik dominierten. Mog-
licherweise bedeutet dies eine Riickkehr zum Par-
lamentarismus der Zeit vor der Marcos-Diktatur 5).
Im ersten halben Jahr wurden zahlreiche wichtige
und meist umstrittene Gesetzesinitiativen einge-
bracht, unzihlige Ausschiisse gegriindet (im Senat
zum Beispiel 43 fiir die 24 Senatoren), kaum eine
Handvoll Gesetze jedoch tatsichlich verabschiedet.
Darunter war die Umbenennung des Flughafens
von Manila in ,Ninoy Aquino International Air-
port*, Die Legislative wird nicht nur durch unkoor-
dinierten Arbeitseifer, Biirokratisierung oder Fili-
bustertum einiger Oppositionsabgeordneter — die
vielleicht ganz bewuBt durch eine Flut von Geset-
zesantrdgen die Arbeit lahmzulegen versuchen —,
sondern auch durch die Macht- und Positions-
kimpfe in der Koalition weitgehend geldhmt. Die-
ses traurige Erscheinungsbild in dieser kritischen
Zeit kommt dem Land finanziell sehr teuer. Die
Abgeordneten haben sich finanziell recht opulent
ausgestattet: Jeder Abgeordnete erhilt ein monat-
liches Grundgehalt von 17 000 Peso, eine Auf-
wandsentschidigung iiber 73 000 Peso im Monat
sowie 200 000 Peso fiir ein Wahlkreisbiiro im Jahr.
Dies entspricht den Gehiltern der Minister, Eine
Sekretdrin im offentlichen Dienst erhilt hingegen
zwischen 718—1 405 Peso/Monat. Der Mindest-

) Vgl. R. Stauffer, The Philippine Congress: Causes of
Structural Change, Beverly Hills-London 1975; ferner die
beiden Aufsitze vonJ. W. Dodd, Legislative Adaptability in
Developing Areas: The Case of the Philippine Congress, in:
Asian Survey, 16 (1976) 7, S. 637—653; und The Conse-
quences of the Legislature in Developing Societies: The Case
of the Philippines, in: Asian Profile, 6 (1978) 1, §. 41—54;
M. A. Caoili, The Philippine Congress and the Political Or-
der, in: PJPA, 30 (1986) 1, S. 1-35.
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lohn lag von 1984—1987 (bis zur Erhéhung um
10 Peso im Oktober) in Manila bei 56 Peso/Tag.

Die Parteien in den Philippinen sind in keiner
Weise mit den europiischen Massenparteien zu ver-
gleichen. Es handelt sich hier um Honoratiorenpar-
teien, die in ihrem Kern groBe Familienklane sind,
deren organisatorische Struktur durch die Klientel-
netze der einzelnen Bosse bestimmt wird, die also
personalisiert und kaum institutionalisiert sind. An-
ders als in der Zeit vor dem Kriegsrecht (1972), als
der politische Wettbewerb im wesentlichen unter
dem Dach von zwei Parteien. den Nacionalistas und
den Liberalen, ausgetragen wurde, hat sich dieses
Parteiensystem bisher nicht einmal in diesem Sinne
verfestigen konnen. Die Regierungskoalition ist
durch sieben Parteien direkt oder indirekt im Kon-
greB vertreten, die Opposition durch vier. Nur
95 Abgeordnete zogen , fiir eine Partei ins Repri-
sentantenhaus ein, 83 hatten sich die Unterstiitzung
von zwei oder mehr Parteien gesichert. 22 waren als
Unabhiingige erfolgreich.

Tabelle: Die Vertretung der Parteien

im Reprisentantenhaus
Zahl der Abgeordneten
Partei unter unter mehre-
eineg P:Imei ren l_’aryeien
registriert registriert

Lakas ng Bansa 26 46
PDP-Laban 21 42
UNIDO 16 ER
LP-Salonga 15 19
NUCD 0 4
Bandila 0 3
KBL 11 4
NP 5 13
GAD 2 T
Laban 1 12
PnB 2 0

Quelle: C. Soriano, The Return of the Oligarchs, in: Con-
juncture, 1 (1987) 1, S. 6.

Nicht die Parteien scheinen im Augenblick wichtig,
um ins Parlament zu kommen, sondern — neben
dem ,,Segen® der Priisidentin — die persdnliche
Ausstrahlung der Kandidaten und die persdnlichen
und von ihnen mobilisierbaren Ressourcen, mit de-
nen sie ihre Klientelnetze unterhalten und im Wahl-
kampf mobilisieren kénnen. Anders als selbst in
den USA, die auch bekannt sind fiir die materiell
aufwendigen Wahlkémpfe der einzelnen Kandida-
ten, die praktisch keine matericlle Unterstiitzung
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durch die Parteien erhalten, gibt es in den Philippi-
nen keine Grenzen des Einsatzes personlicher Gel-
der bzw. der Hohe von Wahlkampfspenden. Ohne
personliches Vermégen, reiche Gonner oder einen
Klan hat ein Kandidat kaum Aussicht auf Erfolg.
Insofern konnte es nicht iiberraschen, daB viele alte
Gesichter oder doch Familien im neuen Parlament
wieder auftauchten. Unter den 200 Abgeordneten
hat man 130 gezihit, die als Mitglieder traditionaler
Klane vor 1986 politisch aktiv waren, sowie 39 Fa-
milienangehdrige, die selbst politisch noch nicht in
Erscheinung getreten sind. Bei 67 soll es sich um
Marcos-Anhinger und deren Verwandte gehandelt
haben 6). Besonders auffillig ist der Wiederaufstieg
der verschiedenen Zweige der Priisidentenfamilie.
Die Zahl der politisch aktiven Aquinos, Cojuangcos
oder Sumulongs ist so auffillig, daB nicht zuletzt
deshalb die ,Dynastie-Frage* zunehmend in der
Politik thematisiert wird und mit ihr, im negativen
Sinne, Wahlkampf gemacht werden kann.

Fiir die Institutionalisierung der Demokratie ist die
schwache Reprisentation der rechten und linken
Opposition im KongreB sicher kein optimales Er-
gebnis, zumal die personalisierte Politik im Zen-
trum der Regierung Aquino nicht notwendiger-
weise sichere Mehrheiten und eine eindeutige Poli-
tik garantiert. Da dies durch nicht immer ganz sau-
bere Methoden geschah, mogen die Extremisten in
der rechten und linken Opposition, die sich ohnehin
nicht Wahlen und parlamentarischen Verfahren un-
terwerfen wollen, Riickenwind bekommen haben.
Die Integration der verschiedenen politischen
Strémungen in das demokratische System ist so
nicht befriedigend gelungen. Eine Opposition als
Alternative zur Regierung kann sich kaum im Kon-

greB darstellen. Allerdings findet ein Differenzie-
rungsprozeB im Regierungslager statt. Senatspriisi-
dent Salonga versteht es offenbar, den von ihm
kontrollierten Fliigel der Liberalen Partei von den
— durch den Aquino-Cojuangco-Klan dominier-
ten — Regierungsparteien abzusetzen und als zu-
kiinftige Opposition und Plattform fiir seine Prisi-
dentschaftsambitionen aufzubauen. Wie erfolg-
reich er dabei sein wird, bleibt abzuwarten. Damit
wird aber noch nicht der Klanpolitik und dem Eli-
tenfraktionalismus an sich der Kampf angesagt (ob-
wohl Salonga diese Frage in den Kommunalwahlen
relativ erfolgreich thematisierte).

Der formale RedemokratisierungsprozeB wurde
vorerst mit den Kommunalwahlen vom 18. Januar
1988, die in einigen Provinzen wegen der unsiche-
ren Sicherheitslage im Februar 1988 nachgeholt
werden muBten, abgeschlossen. Hier trat ein weite-
res Mal die fehlende Institutionalisierung des Par-
teiensystems zutage. Nicht weniger als 103 Parteien
suchten um ihre Zulassung nach. Zahlreiche Unab-
hingige traten ohne Parteibindung an. Insgesamt
bewarben sich 155 000 Kandidaten um die 16 400
Wahlimter der Gouverneure, Biirgermeister,
Stadt- und Provinzrite. Der Wahlkampf und die
Wahlen verliefen wieder nicht unblutig. 124 Tote
und 104 Verletzte waren zu beklagen, 41 Personen
wurden gekidnappt. Die Wahlbeteiligung lag bei
80 Prozent, und es gab einige iiberraschende Er-
gebnisse: Niederlagen von Angehdérigen einiger po-
litischer Dynastien fanden sich neben vielen Wahl-
siegen wohlbekannter Familiennamen. Alles in al-
lem konnte die Aquino-Koalition sich bestiitigt fiih-
len, wobei die Liberalen Salongas ihren EinfluBf am
stirksten ausbauen konnten.

II. Das Militdr zwischen Stabilisierung und Destabilisierung
der demokratischen Ordnung

Die Fortschritte bei der Redemokratisierung wur-
den begleitet von Militirrebellionen und Putschge-
riichten, die drohten, das Rad der Geschichte wie-
der zuriickzudrehen und eine vergleichsweise libe-
rale, verfassungsmiBige Ordnung durch ein autori-
tiares Regime zu ersetzen. Die neue Verfassung ver-
bietet zwar die Einmischung des Militirs in die Poli-
tik, was machtbewuBte und politisierte Militirs je-
doch bisher selten an dem Versuch gehindert hat,
auch eine demokratische Ordnung samt der sie re-
gelnden Verfassung umzustiirzen.

6) Vgl. C. Soriano, The Return of the Oligarchs, in: Con-
juncture, 1 (1987) 1, S. 6.
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1. Das Selbstverstindnis des Militéirs
unter Aquino

Die Saat dieser Gewalt hatte noch Marcos gelegt.
Durch sein Kriegsrechtsregime (1972—1981) zog er
das Militir — als Juniorpartner seines Regimes —
mit in die Politik hinein. Das Militir entwickelte ein
bisher nicht dagewesenes politisches Selbstver-
stindnis. Die Mannschaftsstirke und die Budgetal-
' lokationen wurden zunéchst zwar erheblich ausge-
weitet, dann jedoch praktisch eingefroren und gin-
gen real erheblich zuriick. Mannschaften wie Offi-
ziere erlebten einen erheblichen realen Einkom-
mensverfall. Dieser kontrastierte mit dem offen-
sichtlichen Wohlleben der kieinen Gruppe der

34




Kumpanei-Offiziere, die Zugang zu den Trogen des
Regimes fanden und sich extra-legal zu bereichern
verstanden, und ging einher mit der zunehmenden
Unfihigkeit, die Ausbreitung der kommunistischen
Guerilla zu stoppen. Jiingere Offiziere, Absolven-
ten der Militirakademie, meist mit Kampferfah-
rung und dem 1983 teilweise entmachteten Vertei-
digungsminister Enrile nahestehend, griindeten
1983 die ,Reform AFP-Movement* (RAM).
RAM, Enrile und Ramos waren schlieBlich maB-
geblich am Sturz von Marcos beteiligt.

Der Sturz von Marcos beseitigte nicht die Politisie-
rung des Militérs, iiberwand nicht einmal die poli-
tische Fraktionierung; diese wurde im Gegenteil
weiter vertieft. Die von Marcos geftrderten und
begiinstigten Offiziere waren zum groBen Teil noch
auf ihren Posten. Aquino schwiichte diese Fraktion
zwar durch Vornahme der lingst iiberfilligen Pen-
sionierungen, ganz ausschalten konnte sie diese sich
selbst als ,Loyalisten* bezeichnende Gruppierung
jedoch nicht. Die RAM und der von ihr favori-
sierte, ehrgeizige Enrile trugen zwar zunichst das
Regime mit; als Aquino jedoch deutlich machte,
daB sie ihr Mandat bis ans Ende der urspriinglich
vorgesechenen Amtszeit auszuiiben gedenke (1992)
und es vorher keine Neuwahlen geben werde, ging
Enrile zunehmend auf Konfrontationskurs.
SchlieBlich gibt es den Teil des Militéirs, der die
neue (wie vielleicht schon die alte) Ordnung nicht
hinterfragt, sondern sich an seinen (nun geleisteten)
neuen Eid gebunden fiihlt und in seiner Verfas-
sungstreue vielleicht von der Popularitiit und dem
Charisma Cory Aquinos auf der einen, den Einflii-
sterungen der Amerikaner auf der anderen Seite
bestirkt wird. Ihr sichtbarer Exponent wurde der
neue Generalstabschef Fidel Ramos. Es ist schwer
zu sagen, in welchem Kriifteverhiltnis diese drei
Fraktionen sich gegeniiberstehen. )

AufschluBreich fiir die Politisierung des Militérs ist
eine Befragung, die Miranda im April/Mai 1987
unter 452 Offizieren durchgefiihrt hat: 84 Prozent
der Befragten sahen die Aufgabe des Militiirs darin,
die Regierung gegen jede Bedrohung zu schiitzen.
nur 50 Prozent wollten jedoch diejenigen Militirs,
die die Regierung zu destabilisieren versuchen, be-
straft wissen. Die These, daB das Militir versuchen
miisse, ein ,unfihiges Staatsoberhaupt“ mit Gewalt
abzusetzen, wurde zu gleichen Teilen bejaht

7) General Ileto soll, nach einem Zeitungsbericht, die Stirke
der Fraktionen im November 1986 wie folgt geschiitzt haben:
35% loyal zu General Ramos, 25 % loyal zu Enrile, 40%
nicht gebunden oder loyal gegeniiber beiden. Zitiert nach
Gareth Porter, The Politics of Counter-Insurgency in the
Philippines: Military and Political Options, University of
Hawaii, Philippines Studies Occasional Paper, No. 9, 1987,
S. 71,
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(34 Prozent) wie abgelehnt (33 Prozent). Bei einer
drohenden Ubernahme der Regierung durch die
Kommunisten bejahten sogar 43 Prozent eine
otemporire Machtiibernahme* des Militiirs.
50 Prozent der Befragten wollten in vielen Regie-
rungsmitgliedern linke und kommunistische Sym-
pathisanten entdeckt haben ).

Das Verhiiltnis zwischen weiten Teilen der Aquino-
Regierung und dem Militir war zunéchst von ge-
genseitigem MiBtrauen bestimmt: Die Letzteren sa-
hen das Regime durch Kommunisten und ihre Sym-
pathisanten unterwandert, die Ersteren erinnerten
sich an die MiBhandlungen, die sie durch das Militéir
als Instrument des Marcos-Regimes erlitten hatten.
Es war vor allem die Philippine Constabulary (PC),
die bisher durch Disziplinlosigkeiten und Men-
schenrechtsverletzungen am meisten gefiirchtet
war. Kommandeur der PC war zwdlf Jahre lang
General Ramos. Die Freilassung der (kommunisti-
schen) Gefangenen, die Friedensverhandlungen
(an denen das Militir nicht beteiligt wurde) und der
Waffenstillstand wurden von vielen Militédrs
— iiber die Fraktionsgrenzen hinaus — mit MiB-
trauen beobachtet. Der Ubergang zwischen den
Fraktionen ist sicher flieBend. Es gibt einen ge-
meinsamen Corpsgeist, gemeinsam empfundene
korporative Interessen sowie den alle Militérs ver-
bindenden Antikommunismus.

Auf der Basis der Beriicksichtigung dieser Interes-
sen und Vorstellungen kann eine Integration des
Militérs in die zivile Verfassungsordnung durchaus
mit Aussicht auf Erfolg angestrebt werden. Sie be-
deutet jedoch, daB das Militér als stiller Teilhaber
und Triger dieser Ordnung mitregiert — nicht un-
bedingt offen und sichtbar, aber im Hintergrund in
den fiir es wesentlichen Fragen. Die demokratische
Verfassungsordnung wird damit rechts angebunden
und lduft immer Gefahr, von ihren militdrischen
Trigern gestiirzt zu werden, wenn linke Themen
oder linke Politiker sich durchzusetzen drohen. Die
Entwicklung in den Philippinen scheint im Augen-
blick in diese Richtung zu tendieren. Die beiden
ersten Jahre des Aquino-Regimes wurden jeden-
falls geprigt durch Aktionen zur Restauration des
Einflusses von Marcos sowie zur Machtausweitung
Enriles.

2. Operettenputsche und Putschgeriichte

Der erste Putsch erfolgte durch die Marcos-Loyali-
sten. Mit einigen hundert Mann besetzten sie im
Juli 1986 ein groBes Hotel in Manila und riefen den
Vizeprisidentschaftskandidaten vom Februar 1986,

8) Vgl. F. B. Miranda/R. F. Ciron, Development and the

Military in the Philippines: Military Perceptions in a Time of
Continuing Crisis, Quezon City 1987, S. 11ff.
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Arturo Tolentino, zum zeitweiligen Priisidenten
aus. Die Rebellen fanden jedoch keine Unterstiit-
zung in der Armee und der Bevolkerung und gaben
nach 38 Stunden — ohne daB ein SchuB abgefeuert
worden wiire — auf. Die Putschisten gingen straflos
aus. Es gab keine Anklage wegen Hochverrats. Die
aktiven Soldaten wurden zu 30 Liegestiitzen verur-
teilt. Es fiel auf, daB Verteidigungsminister Enrile
den Eintritt in das , Kabinett" Tolentinos zwar ab-
lehnte, die Putschisten aber dennoch hofierte und
mit ihnen Arm in Arm vor den Kameras po-
sierte.

Der niichste Putsch bestand genaugenommen nur
aus Putschgeriichten iiber Bestrebungen von Mili-
tirs und Enriles, Aquino zu entmachten und allen-
falls als Titular-Prisidentin im Amt zu belassen.
Diese Affire ist bis heute nicht aufgeklirt. Sie en-
dete am 23. November 1986 mit der Entlassung
Enriles als Verteidigungsminister. Wihrend der
Krise soll Generalstabschef Ramos der Prisidentin
eine Liste mit ,,Empfehlungen* iibergeben haben,
mit der um die Ablosung bestimmter Kabinetts-
mitglieder gebeten wurde, die ,keine angemesse-
nen Leistungen erbracht hitten®. Es kam zur Ent-
lassung zweier weiterer Minister, nicht jedoch des
Exekutivsekretirs (entspricht unserem Kanzler-
amtsminister) Joker Arroyo, der rechten Hand
Aquinos. Diesem wurde Linkslastigkeit vorgewor-
fen. AuBerdem scheint er kein iibertriecben guter
Administrator gewesen zu sein.

Wenige Tage nach der Entmachtung Enriles wurde
zunichst ein auf zwei Monate befristetes Waffen-
stillstandsabkommen mit den Nationaldemokraten
(NDF) unterzeichnet. Damit sollten die Friedens-
verhandlungen zwischen der Regierung und der
NDF sowie die Volksabstimmung iiber die neue
Verfassung und die diese vorbereitende Diskussion
in einer ruhigen Atmosphire durchgefiihrt werden
kénnen. Dieses Ziel wurde jedoch verfehlt. Aus
Sicht des Militirs waren die Verhandlungen linksla-
stig und auch in der NDF gab es groBe Vorbehalte.
Es kam zwar zu einer Reduzierung der Kampfhand-
lungen, aber dennoch zu zahlreichen Ubergriffen
und Waffenstillstandsverletzungen auf beiden Sei-
ten, offenbar durch Extremisten, denen die ganze
Richtung nicht paBte. Noch vor Ablauf der Waffen-
stillstandsfrist hatte man sich in der NDF entschie-
den, auf einen militanten Konfrontationskurs zu
setzen und den bewaffneten Kampf wieder aufzu-
nehmen, da das Regime Aquino immer weiter nach
rechts geriickt sei. Militante Militédrs halfen nach.
Am 22, Januar 1987 wurde ein vom Bauernverband
(KMT), der den Nationaldemokraten nahesteht,
organisierter Demonstrationszug — fiir eine unver-
filschte Landreform! — vor dem Prisidentenpalast
auf der Mendiola-Briicke vollig unverhiltnismaBig
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durch SchuBwaffengebrauch gestoppt. Auf der
Strecke blieben mindestens fiinfzehn Tote und
90 Verletzte. Die Regierung versuchte einige ver-
sohnliche Gesten, der Vorwand war jedoch gege-
ben, die Friedensverhandlungen endgiiltig abzubre-
chen.

Wenige Tage spiiter, am 27. Januar 1987, kam es zu
einem erneuten Putschversuch Marcos-treuer
Krifte, die nun, nach der Zwangspensionierung der
wHloyalistischen* Generile, unter dem Kommando
von Obristen standen. Die Putschisten versuchten
vergeblich, einige Militiireinrichtungen zu besetzen
und verschanzten sich schlieBlich in einem Fernseh-
sender. Dieses Mal gab es Tote und Verwundete.
Eine Offiziersgruppe um Oberst Honasan driingte
schlieBlich General Ramos, den Putsch durch Ver-
handlungenbeizulegen, was auch gelang. Die Put-
schisten wurden aber dieses Mal verhaftet. Die
Volksabstimmung iiber die neue Verfassung konnte
daraufhin unbehelligt am 2. Februar 1987 stattfin-
den.

3. Der Honasan-Putsch und die Folgen

Der bisher ernsthafteste Versuch, die Regierung zu
stiirzen, wurde ein halbes Jahr spiter von Oberst
Gringo Honasan ausgefiihrt. Mit zusammen mehr
als 2 000 Mann griff er den Priisidentenpalast (er-
folglos) und mehrere TV-Stationen und Militdrein-
richtungen, darunter Camp Aguinaldo, an, die er
besetzte. Obwohl offenbar bewuBt in die Luft ge-
schossen wurde, gab es erstmals eine betriichtliche
Zahl von Toten (53) und Verwundeten (300), dar-
unter viele unbeteiligte Zivilisten. Der Putsch dau-
erte kaum mehr als einen Tag und endete mit der
Flucht von Honasan. Es konnte nur ein Teil der
Putschisten festgesetzt werden. Von den Fliichtigen
ging weiter eine permanente Bedrohung aus, zumal
deutlich wurde, daB die Putschisten fiir ihre Sache
breite Sympathien in den Streitkriften genieBen.
Der Putsch war nicht nur auf Manila beschriinkt. In
der zweitgroBten Stadt, Cebu, unterstiitzten die
Militirs den Putsch und setzten die zivilen Autori-
titen voriibergehend fest. Die Kadetten der Mili-
tirakademie solidarisierten sich. Offiziere im gan-
zen Land bekundeten ihre verbale Unterstiitzung.
Obwohl auf den Kopf von Honasan eine hohe Be-
lohnung ausgesetzt wurde. konnte er erst dreiein-
halb Monate spiiter in Manila gefangengenommen
werden. In der Zwischenzeit hatte er zahlreiche
Interviews gegeben und — wie auch der ebenfalls
fliichtige Marcos-Loyalist Capt. Cabauatan —
durch wiederholte Putschankiindigungen die Of-
fentlichkeit und die Regierung in Atem gehalten.
Es war offensichtlich, daB insbesondere Honasan
von vielen Militirs gedeckt wurde und wird. Im
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Miirz 1988 gelang ihm — samt seiner Wachmann-
schaft! — die Flucht aus dem Geflingnis.

Was sind die Ziele Honasans? In seinen Interviews
blieb er merkwiirdig unbestimmt. Man gewinnt den
Eindruck, daB die kritische Haltung zur Regie-
rungspolitik in den Streitkriften so weit verbreitet
ist, daB eine detaillierte Ausformulierung und Pu-
blizierung den Putschisten gar nicht mehr nétig er-
schien. Honasan behauptete, er strebe weder Er-
mordung noch Absetzung der Prisidentin an, son-
dern nur eine ,,gute Regierung” ohne Korruption,
an der die rechte Opposition beteiligt werden solle,
um eine konsequente Politik gegen die Kommuni-
sten und die Moslemrebellen betreiben zu kén-
nen.

Er bezeichnete sich als ,Sprachrohr* einer groBe-
ren Gruppe, nicht nur von Militirs, sondern auch
von Politikern und Geschiiftsleuten, und behaup-
tete, er habe den Auftrag fiir den Putsch von ,.einer
Person“, die er nicht nennen wolle, bekommen.
Seinen Mentor Enrile versuchte er allerdings aus-
driicklich herauszuhalten, wie auch dieser sich
wiihrend der Krise auffallend bedeckt hielt, eine
eindeutige Verurteilung des Coups aber ver-
mied 9).

Das Denken dieser Militéirs wird vielleicht durch
ein Interview deutlich, das drei Scout Ranger in
Davao gaben, die ganz offen mit dem Honasan-
Putsch sympathisierten und nur wegen Unabkémm-
lichkeit im Kampf gegen die Kommunisten an ihm
nicht direkt teilnehmen konnten: ,,Cory sagt, es ist
Krieg mit der NPA. Aber was ist die NPA? Das sind
junge Bauern. Wir haben keine Angst vor der NPA.
Es ist leicht, sie zu téten. Es sind deren legale poli-
tische Fiihrer, die uns einschiichtern. Diejenigen,
die nicht angeriihrt werden konnen, die aber die
Befehle geben! Diese Mitgliedsausweise tragenden
Parteimitglieder, die niemals sich im Schlamm wiil-
zen und Waffen tragen. Diese Arzte, Kranken-
schwestern, Nonnen: Jose Maria Sison, Bernabye
Buscayno; Bayan, welche alle ihre Aktivitiiten auf
legaler Ebene koordiniert; und die drei oder vier

9) Honasan-Interview in der Business World vom 7. Okto-
ber 1987. Man hat versucht, Honasan auch personliche Mo-
tive zu unterstellen. Er soll mit seiner Behandlung durch die
Armee nach dem Sturz Enriles, dessen Sicherheitschef und
enger Vertrauter er gewesen war, alles andere als zufrieden
gewesen sein. Selbst der Geheimdienst soll ihn berwacht
haben — augenscheinlich nicht ganz ohne Grund, aber mit
offenbar geringem Erfolg. SchlieBlich soll er zwei Millionen
Peso nicht abgerechnet haben, die ihm im August 1985 aus-
gezahlt worden seien und fiir deren Abrechnung ihm — vor
Einleitung eines formlichen Verfahrens — noch eine Frist bis
zum 16. August 1987 gesetzt worden sei. Mit dem Geld habe
er sich moglicherweise Waffen gekauft. Philippine Daily In-
quirer vom 18. Oktober 1987; Philippine Daily Globe vom
21. Oktober 1987. °
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zum harten Kern gehorigen Mitglieder in jeder
Frontorganisation, der Kilusan Mayo Uno, Gabrie-
la und andere . . . Ist es so schwer fiir die Regie-
rung, diese Kommunisten zu bestrafen? Wir kon-
nen diese Parteimitglieder liquidieren. Aber diese
Regierung hat nichts anderes zu tun, als eine Men-
schenrechtskommission einzusetzen . . . Die Re-
gierung hat sich zu entscheiden, auf welcher Seite
sie steht. Sie kann sich nicht mit den Feinden der
Verfassung vergniigen. Sie kann sich nicht mit ih-
nen zusammensetzen, Tut sie es, untergribt sie die
Verfassung.“ 19) f

Im Oktober 1987 erschien in den Tageszeitungen
eine Anzeige, in der die Forderungen der Rebellen
noch einmal zusammengefaBt wurden:

— Trotz ihrer offensichtlichen Ernsthaftigkeit und
ihres Engagements fehle es der Prisidentin an
Kompetenz und Durchsetzungswillen, die Nation
zu fiihren;

— Bestechlichkeit und Korruption seien weiterhin
in der Biirokratie weit verbreitet; Nepotismus, Bil-
dung politischer Dynastien und Neo-Kumpanei
seien in der Regierung immer noch augenfiillig;

— Die , trial and error“-Methode des Umgangs mit
den verschiedenen Bedrohungen der nationalen Si-
cherheit, oft unter vollstindiger MiBachtung der
Ratschlige des Militérs, habe zu einer Konsolidie-
rung und Expansion der kommunistischen Guerilla,
der Wiederauferstehung der sezessionistischen Be-
wegung im Siiden und der Entstehung anderer be-
waffneter Gruppen gefiihrt;

— Die Regierung habe kein umfassendes Counter-
Insurgency-Programm entwickelt, das alle Regie-
rungsbehorden involviere und alle Méglichkeiten
ausschopfe; sie habe ihren Agenten die notwendi-
gen legalen Moglichkeiten genommen und eine Po-
litik betrieben, die die Guerilla mehr bevorzuge als
das Militér;

— Es werde zuviel Politik gemacht. Die grundle-
genden politischen, sozialen und Gkonomischen
Probleme des Landes wiirden dagegen nicht ange-
gangen.

Diese Anzeige erschien unter der Uberschrift ,,Of-
fener Brief des Dankes"; erwihnt wurden dann
MaBnahmen und Ankiindigungen der Regierung,
die auf der Linie der Putschistenforderungen lagen.
Der Aufruf schloB: , Fiir all dies sind wir dankbar.
Aber, wem sollen wir dankbar sein? Der Priisiden-
tin? Wem sollen wir wirklich dankbar sein?* —
Offenbar Honasan und den Putschisten! 11).

10) Aufgezeichnet von J. A. Maglipon, Philippine Daily In-
quirer vom 3. November 1987 (Ubersetzung des Autors).
1) Vgl. Philippine Daily Globe vom 31. Oktober 1987.
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Prisidentin Aquino sah sich nun gezwungen, eine
Reihe von MaBnahmen zur positiven Integration
der Streitkrifte zu ergreifen. Ihr Kabinett trat nach
dem Putsch geschlossen zuriick. Ihr enger Vertrau-
ter, Exekutivsekretir Joker Arroyo, und einige
weitere Linke wurden nicht wieder emannt. Es
schied ferner der eher rechte Finanzminister Jaime
Ongpin aus, der wegen seiner Verhandlungsergeb-
niss¢ bei den Umschuldungen ins Kreuzfeuer der
Kritik geraten war und dem auBerdem Verquickung
von dffentlichem Amt und privaten Geschiften vor-
geworfen worden war, sowie Vizepriisident Laurel
als AuBenminister.

Der Sold wurde fiir die Generile um 35 Prozent,
die Obristen um 47 Prozent, fiir rangniedere Offi-
ziere um 60 Prozent und die Unteroffiziere und
Mannschaften um 54—60 Prozent angehoben 12).
Damit wurden die realen Einkommensverluste der
letzten Marcos-Jahre wieder wettgemacht. Das Mi-
litirbudget wurde ebenso deutlich erhoht, wie ame-
rikanische Waffenlieferungen pressewirksam zur
Schau gestellt wurden. Cory Aquino besuchte de-

monstrativ Truppengarnisonen in den Provinzen —
deren Mannschaften zuvor allerdings entwaffnet
wurden! Sie erklirte alle Spekulationen iiber eine
Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen mit
der NDF fiir nicht autorisiert und forderte stattdes-
sen Zivilisten und Militérs auf, den Krieg gemein-
sam gegen die Kommunisten zu filhren. Selbst ein
Ausgleich oder ein Arrangement mit Ferdinand
Marcos scheint nun nicht mehr ganz ausgeschlossen
zu werden 13).

Es kann kein Zweifel bestehen, daB der Druck der
Militirs auf der einen, die Intensivierung der
Guerilla und des Terrorismus auf der anderen Seite
den Schwerpunkt des Aquino-Regimes verschoben
haben. Das Militér regiert praktisch mit, auch wenn
es sich nicht mit allen seinen Forderungen durchset-
zen kann. Unter den das Regime tragenden Kriften
besteht offenbar keine einheitliche Auffassung iiber
die Art und Weise der Intensivierung des Krieges
gegen die kommunistische Guerilla. Uber ein hir-
teres Vorgehen gegen sie scheint man sich jedoch
einig zu sein.

ITI. Der Guerillakrieg — kein Ende in Sicht

Wie steht es iiberhaupt mit dem Guerillakrieg?
Konkret gibt es zwei oder sogar drei kriegerische
Auseinandersetzungen: Den Guerillakrieg der
Kommunistischen Partei (CPP) als Kernorganisa-
tion der ,Nationaldemokraten* (CPP/NDF) durch
deren militirischen Arm, die New People’s Army
(NPA); die Sezessionsbewegung der Moslems in
Mindanao und Sulu durch die Moro National Libe-
ration Front (MNLF), die allerdings inzwischen in
drei, zum Teil sich untereinander bekimpfende
Fraktionen gespalten ist; schlieBlich die Autono-
miebewegung der (altmalaiischen) Stammesvilker
in den Bergen Nord-Luzons (CPLA), die teilweise
mit der NPA kooperierten, sich jedoch groBteils
wieder von dieser gelést haben. Die fiir das Ge-

12) Die reale Soldentwicklung praktisch aller Riinge erlebte
in den Marcos-Jahren einen dramatischen Verfall, der fiir
den Zeitraum von 1972 bis 1986 nicht unter 40 % lag. Vgl.
F. B. Miranda/R. C. Ciron, Philippine Defense Expenditure
and Threat Perceptions: Significance of the US Role, Quezon
City 1986, S. 9. Zwei andere mir vorliegende unvertffent-
lichte Studien konstatieren einen Realeinkommensverfall
der Soldatenfamilien von 1965 (=100) auf 65 (1972) und 39
(1975) sowie von 1978 (=100) auf 43 (1984) und 74 (1985).
Viele Soldaten und Unteroffiziere gerieten damit unter die
statistische Armutsgrenze.

13) Im Januar 1988 kam es zu einer Kontaktaufnahme von
zwei Verwandten der Priisidentin und Abgeordneten im
Repriisentantenhaus mit Marcos in Hawaii, bei der tiber die
Riickkehr der Marcos-Familie gegen Anerkennung der
neuen Regierung geredet worden sein soll.
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samtsystem im Augenblick wichtigste und bei wei-
tem militérisch aktivste Guerilla ist ohne Zweifel
die NPA, auf die allein daher hier eingegangen wer-
den soll.

1. Die Guerilla wiichst und wiichst — und kann
nicht gewinnen

Die NPA gilt als die einzige kommunistische
Guerilla in Asien, die ihre Operationsgebiete und
ihre Anhéingerschaft auszubauen vermag. Die Zahl
ihrer Kémpfer hat sich seit ihrer Griindung
(1969: 60), nach einem voriibergehenden Riick-
schlag (1973/76), stindig erhoht. Das Militdar
schitzte sie 1972 noch auf 1320 Kémpfer (und
Kimpferinnen). Bis 1978 hat diese Zahl sich ver-
doppelt und wuchs dann rasch an. Beim Sturz von
Marcos sollen es circa 16 000 gewesen sein, 1987
rechnete man mit 23 000. In einem &hnlichen Um-
fang nahmen die gewaltsamen Auseinandersetzun-
gen zu, 1973 waren es noch weniger als 300, 1981
1 100—1 200, 1985 schlieBlich sogar 3 900. In den
beiden ersten Aquino-Jahren nahmen die gewaltsa-
men Auseinandersetzungen nur geringfiigig auf un-
ter 3 000 ab. Nach amtlicher Zihlung verloren da-
bei fast 8 000 Bewaffnete der Regierung (Armee,
Polizei, Biirgerwehr), 7 000 zivile Regierungsbe-
amte und regierungsnahe Zivilisten und {iber 10 000
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NPA-Kimpfer/innen ihr Leben. 1987 hat es 3 000
Tote in diesem Krieg gegeben 1),

Ein militéirisches Ende ist jedoch nicht in Sicht. Die
NPA steht nicht vor dem militérischen Durchbruch,
wie sie es selbst Glauben machen will und wie es
von politischen Beamten der USA — aus vorder-
griindigen Interessen gegeniiber ihrer Legisla-
tive — gelegentlich behauptet wird 15). Die NPA
sieht ihren Weg an die Macht in fiinf Etappen: Stra-
tegische Defensive, strategisches Patt, strategische
Offensive, Eroberung der politischen Macht und
Durchfiihrung der sozialistischen Revolution. In ei-
nem etwas idlteren Dokument hoffte man offenbar,
das zweite Stadium schon 1987, das dritte 1988 und
die Eroberung der politischen Macht 1990 erreichen
zu konnen 16), Davon ist man heute allerdings noch
weit entfernt. Man befindet sich immer noch im
ersten Stadium: dem Aufbau der Massenbasis, klei-
neren Uberfillen, terroristischen Anschligen.

Die NPA operierte zunichst in den peripheren Re-
gionen, vor allem auf dem Lande. Sie ist zwar in der
Lage, mit Einheiten. bis zu 200, ja gelegentlich
500 Kémpfern anzutreten und auch Kleinstidte zu
iiberfallen und zu besetzen. Sie kann diese aber
kaum linger als einige Stunden halten. GriBere
Verbinde kann sie lingere Zeit nicht fiihren, da sie
diese kaum verpflegen kann. AuBerdem wiire sie
dann zu verwundbar gegeniiber Militdrangriffen. In
einer regelrechten Schlacht vermag die NPA dem
Militédr nicht standzuhalten. Sie kann nur mit einer
»hit and run*“-Taktik operieren, mit zeitweise zu-
sammengezogenen iiberlegenen Kriften, die aus
dem Hinterhalt kleinere Militir-, vor allem aber
Polizei- und Milizeinheiten angreifen und iiberren-
nen. Daran wird sich auch in absehbarer Zukunft
nichts @ndern.

Die Stiirke der NPA, die ihr bisheriges Wachstum
mit ermoglichte und weiter erméglichen wird, ist
letztlich auch ihre Schwiche: Es handelt sich um
eine autonome Bewegung. Sie hat sich zwar inzwi-
schen (in den westlichen Landern) ein Solidaritits-
netzwerk aufgebaut, aus dem sie auch materielle
solidarische Unterstiitzung erhilt. Sie vermochte
sicher zudem einen Teil der kirchlichen und inter-
nationalen Entwicklungs- und Katastrophenhilfe-

1) Unveriffentlichte Unterlagen der AFP. Hierbei handelt
es sich um Schétzungen, die nicht exakt sein konnen, auch
einige Ungereimtheiten aufweisen.

15) So wurden bereits Ende 1984 US-Geheimdienstberichte
zitiert, die die ,militirische Paritiit“ (also ein strategisches
Patt) schon in 3—5 Jahren, also 1987—89, voraussagten. Vgl.
J. P. Magno/J. Gregor, In and Counterinsurgency
in the Philippines, in: Asian Survey, XXVI (1986) 5, S. 516;
F. A. Mediansky, The New People’s Army: A Nationwide
Insurgency in the Philippines, in: Contemporary Southeast
Asia, 8 (1986) 1, S. 12.

16) Nation Watch, 1 (1987) 3.
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gelder in ihre Infrastruktur zu leiten. Ihre eigenen
Steuereinnahmen sind jedoch ihr materielles Fun-
dament. Diese erhebt sie von Arm und Reich und
offenbar nicht nur in den Gebieten, in denen sie
militéirisch stark vertreten ist. Damit ermdglicht sie
ihren Kimpfern ein mageres Auskommen.

Allerdings ist die NPA schlecht und unzureichend
bewafinet. Die meisten ihrer Uberfille haben das
Ziel, sich Waffen zu beschaffen. Die Erkenntnisse
des Militirs weichen zwar von den Eigenangaben
der NPA beziiglich der Zahl der Kimpfer und ihrer
Waffen ab, man stimmt jedoch darin iiberein, daB
nur etwa die Hilfte der Kiimpfer mit Waffen aus-
geriistet ist. Bei diesen handelt es sich ausschlieB-
lich um (zum Teil automatische) Handfeuerwaffen,
die den Regierungstruppen oder den Dorfmilizen
(diesen oft ohne Abgabe eines Schusses) abgenom-
men oder abgekauft wurden bzw. die auf dem
Schwarzmarkt im Lande erworben worden sind.

- Uber einen nennenswerten Waffenimport ist nichts

bekannt geworden. Aufgrund der Insellage ist die-
ser (fiir GroBgeriite) auch schwer durchzufithren.
Es wird der NPA schwerfallen, von der Guerillatak-
tik auf eine konventionelle Kriegsfilhrung umzu-
schalten.

Die NPA modifizierte daher ihre Taktik. Bisher
ging ihren Mordanschligen gegen einzelne Dorf-
schulzen, Dorfriite, Biirgermeister, Polizisten und
Militirs sowie Privatpersonen ein konkretes Fehl-
verhalten der Opfer — was auch von der ortlichen
Bevoilkerung als solches empfunden oder gar erlit-
ten wurde — voraus, oder es handelte sich bei die-
sen um vermutete oder tatsdchliche Regierungs-
agenten und Informanten. Die Opfer sollen vorher
sogar gewarnt und verwarnt worden sein und eine
Chance zur Anderung ihres Verhaltens bekommen
haben.

In den frithen achtziger Jahren vermochte die NPA
erstmals Teile einer GroBstadt, Davao im Siiden
Mindanaos, unter ihre (verdeckte) Kontrolle zu
bringen. Durch Plazierung von Regierungsagenten
in ihren Reihen, durch umfassende morderische
Séduberungen, denen wohl nicht nur Agenten zum
Opfer fielen, und mittels der Organisation von pri-
vaten anti-kommunistischen Todesschwadronen
(,vigilantes*) durch das Militir wurden sie dort
wieder vertrieben — mit betrichtlichen Opfern von
Beteiligten und Unbeteiligten. Seit 1987 operieren
auch in Manila Todeskommandos der NPA (,,spar-
row units*“: Sperlingseinheiten), die am hellichten
Tage gegen Polizisten und Militdrs Mordanschlige
veriiben. Sabotageakte wurden bisher vorwiegend
veriibt, um revolutionire Steuern einzutreiben
und um wirtschaftliche Counter-Insurgency-Pro-
gramme zu behindern. Nun begann man in Bikol,
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Briicken und Stromleitungen (fiir die Versorgung
Manilas) in die Luft zu sprengen, Die NPA hoffte,
dadurch die Handlungsunfihigkeit der Regierung
vorzufiihren und durch ein Klima von Instabilitit
und Unsicherheit die Regierung, die Sicherheits-
kriifte und die Bevolkerung zu demoralisieren. Im
Oktober 1987 wurden erstmals drei US-Soldaten
auBerhalb von Clark-Air-Base ermordet. Damit
wollte man vermutlich ein Eingreifen der USA pro-
vozieren und die Etablierung eines autoritiren Re-
gimes in Manila erzwingen. Die NPA vermag damit
mdglicherweise den Militarisierungstendenzen des
Regimes einen kriftigen Schub zu geben. Ob ihr
dadurch mehr Anhinger zuwachsen werden, ist
durchaus nicht sicher.

2. Die Guerilla kann nicht besiegt werden

Kann die NPA besiegt werden? Das Marcos-Re-
gime war darin offensichtlich nicht sehr erfolgreich.
Seither sind einige Reformen durchgefiihrt worden,
die die AFP professioneller und effizienter machen
sollen, die diese jedoch nicht notwendigerweise ent-
scheidend kampfkriftiger machen. Dazu gehort die
Auswechslung iiberalteter Kumpanei-Offiziere, die
Anhebung des Soldes, die Reduzierung der Prisi-
dentengarde zugunsten einer Verstirkung der
Kampfbataillone. Die groBe Korruption und die
Fehlverwendung von Ressourcen in den Streitkriif-
ten ist moglicherweise reduziert worden; dennoch
ist sie immer noch nicht ganz ausgerottet worden.
Die Regierung verfiigt offenbar nicht mehr iiber
einen einsetzbaren und von ihr kontrollierten Ge-
heimdienst. Das haben ihre unzureichenden Kennt-
nisse und Vorbereitungen gegeniiber den putschbe-
reiten Militirs gezeigt. Dies diirfte gegeniiber der
Guerilla nicht anders sein. Unter Marcos wurde der
unter dem Kommando des Generals Ver stehende
militirische Geheimdienst zunehmend zur Bespit-
zelung und Ausspihung jeglicher Opposition miB-
braucht und von seinen eigentlichen Aufgaben ab-
gehalten. Der politische Umsturz und die dann not-
wendige Sduberung, Auflosung und Neugriindung
des militdrischen Geheimdienstes haben offenbar
auch dessen personelle Infrastruktur an der Basis
nicht unberiihrt gelassen. Im parlamentarischen
Bereich steht er zudem im Verdacht, die ihm zuge-
wiesenen Mittel, die nicht von auBen kontrolliert
werden konnen, nicht immer zieladiquat einzuset-
zen, und es gibt Uberlegungen, den militirischen
Geheimdienst ganz aufzulésen und die Aunfgaben
der Kriminalpolizei zu iibertragen.

Die drastischen Soldanhebungen haben die wirt-
schaftliche Not der Mannschaften und (ehrlichen)
Offiziere erheblich vermindert und dadurch viel-
leicht auch die Moral der Truppe gehoben. Die per-
sonliche Kampfausstattung sowie die medizinische
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Versorgung der Soldaten bleiben jedoch nach wie
vor diirftig. Die militdrische Ausriistung fiir einen
Guerillakrieg gilt weiterhin als unzureichend und
verfehlt. Mit den begrenzten Mitteln der US-Mili-
tirhilfe, die zum Teil nur auf Kreditbasis gegeben
wird, und mit der praktisch ausschlieBlich die Waf-
fenbeschaffung finanziert wird, wurden in der Ver-
gangenheit teure und hochentwickelte Gerite ange-
schafft, die dann nicht bedient und eingesetzt wer-
den konnten und wegen Ersatzteilmangels unbe-
nuizt bliecben. Es fehlt hingegen an ausreichenden
Transportkapazitiiten — Lastwagen, einsatzbare
Kampf- und Transporthubschrauber — und an ei-
ner adiquaten Bewaffnung, General Ramos hat
diese Beschaffungspolitik schon seit 1985 zu éindern
begonnen. Die Fehler der Vergangenheit sind je-
doch nicht von heute auf morgen aufzuheben 7).
Inzwischen scheint sich hier ein so gewaltiger Nach-
holbedarf angesammelt zu haben, daB dieser selbst
durch eine wesentlich groBziigigere Militirhilfe der
USA kaum in absehbarer Zukunft gedeckt werden
kann.

Das Militiir ist jedoch nicht nur unzureichend aus-
gestattet und ausgeriistet. Es ist zahlenmiBig zu
schwach, um der Ausbreitung der dezentralisiert
operierenden Guerilla — mittlerweile in 62 von
73 Provinzen — in den peripheren Gebieten Ein-
halt gebieten zu kénnen. Tatsiichlich bringt das Mi-
litir — bei einer Gesamttruppenstiirke von circa
156 000 Mann — nur 40 000—50 000 Mann Kampf-
truppen, ins Feld18), Diese werden unterstiitzt
durch die para-militirische Polizei, die Philippine
Constabulary (PC) mit etwa 42 000 Mann. Beriick-
sichtigt man den Umstand, daB ein Teil der Kampf-
truppen durch die militante Moslembewegung ge-
bunden wird, so ist das aus der Sicht der Counter-
Insurgency-Erfordernisse eher ein ungiinstiges Ver-
hiltnis zwischen Guerillas und bewaffneten Regie-
rungskriiften. Schon Marcos hat daher 1976 ver-
sucht, lokale Sicherungsaufgaben auf eine Dorfmi-
liz, die Civilian Home Defence Force (CHDF), zu
itbertragen. Die Stirke dieser Miliz belauft sich
gegenwiirtig auf etwa 45 000 Mann '%). Thr militéri-
scher Wert gilt als sehr begrenzt.

Es war daher gerade diese Miliz. die Zielscheibe der
Angriffe der NPA wurde und ihnen dann meist
wenig entgegenzusetzen hatte. Auf ihr Konto gehen
dafiir zahlreiche brutale Ausschreitungen und Men-
schenrechtsverletzungen gegen Unbeteiligte. Unter
der Aquino-Regierung sollte diese Dorfmiliz daher

17) Vgl. F. A. Mediansky (Anm. 15), S.11. Porter
(Anm. 7), S. 84.

1%) Vgl. Philippine Daily Globe vom 8. Oktober 1987.

19) Vgl. J. M. van der Kroef, The Philippines: The Problem

of the Private Armies, in: Asien, (1985) 25, S, 21.
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eigentlich aufgeldst werden. Das Militéir hat das bis-
her zu verhindern gewubBt.

Marcos hatte mit der Verhiingung des Kriegsrechts
weitgehend erfolgreich versucht, die Privatarmeen
aufzulésen und zu entwaffnen, um die legale mili-
tirische Macht in der Hand der zentralstaatlichen
Organe zu vereinigen. Mit der Aufhebung des
Kriegsrechts (1981) und der Zunahme der Guerilla
in den achtziger Jahren wurde die Bildung von Pri-
vatarmeen — insbesondere von Marcos-Anhiingern
— wieder toleriert und zum Teil aktiv unterstiitzt.
Gegen Ende der Marcos-Zeit, wohl zuerst in Da-
vao, bildeten sich dariiber hinaus militant anti-kom-
munistische private Sicherheitsdienste (,,vigilan-
tes*), die sich unter dem Aquino-Regime, insbe-
sondere seit 1987, im ganzen Land sprunghaft aus-
breiten.

Gegriindet wurden diese Gruppen durch 6rtliche
Militirkommandanten, Biirgermeister, einzelne
Biirger. In Mindanao rekrutierten sie sich aus mili-
tant anti-kommunistischen Sekten. Hiufig rekru-
tierten sie NPA-Uberldufer, dorfliche Milizionire,
Arbeitslose, Kriminelle. Die Vigilantes konnen ge-
wisse Erfolge vorweisen, da sie sich bei ihrer Kom-
munistenhatz noch weniger an Recht und Ordnung
zu halten brauchen, als die staatlichen Ordnungs-
krifte. Vielleicht hiingt ihre Entstehung — bei den
verinderten politischen Bedingungen unter Aquino
— auch gerade damit zusammen, daB das Militir
verunsichert war, ob es sich die bisher praktizierten
Menschenrechtsverletzungen so noch weiter leisten
konnte, und diese daher lieber an private Gruppen
wdelegierte”, Opfer dieses hysterischen Anti-Kom-
munismus sind nicht nur Guerillas und Kommuni-
sten, sondern potentiell alle Linken und Libera-
len20),

Diese Vigilantes fanden ihre Forderer in dem zeit-
weiligen Minister fiir die Lokalverwaltung, Jaime
Ferrer, sowie natiirlich bei den Militirs: Ramos,
Ileto usw. Die Militarisierung schreitet damit weiter
voran; wenn auch zunichst nur in martialischen
Erklarungen: Verunsichert durch die putschenden
Muilitédrs auf der einen, die wachsende kommunisti-
sche Guerilla auf der anderen Seite e~klirten die
180 Abgeordneten der Regierungsfraktionen unter
Fiithrung des Sprechers Ramon Mitra, daB sie ihre
Anhinger in den Wahlkreisen bewaffnen wollten,
»um sich selbst und die Aquino-Regierung gegen
Linke, Rechte, und andere Rebellen zu verteidi-

M) Vgl. I. Clad, in: FEER vom 23. April 1987, sowie das
Institute on Church and Social Issues mit einer ausgewoge-
nen Darstellung, in: The Manila Chronicle vom 31. Oktober
1987, siehe auch R. Clark et. al., Right-Wing Vigilantes and
US Involvement. Report of a US-Philippine Fact-Finding
Mission to the Philippines vom 20. bis 30. Mai 1987; Manila
Bulletin vom 30. Oktober 1987.
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gen*“. Von einer Biirgerbewaffnung nach Schweizer
Vorbild ist die Rede 2!). Das lieB nun wiederum die
Marcos-Loyalisten nicht ruhen, nun ihrerseits Vigi-
lantes zu organisieren. Mit diesen wollen sie ,,nicht
die militdrischen Rebellen, sondern die Kommuni-
sten“ bekimpfen, wie ein notorisch bekannter War-
lord, der ohnehin mit seinen Privatarmeen schon
viel Unheil angerichtet hatte, erklirte. Im Februar
1988 kiindigte schlieBlich der linke Gewerkschafts-
dachverband (KMU) die Bildung von ,,Selbstvertei-
digungskriiften” an, mit denen er sich gegen die
wrepressiven Akte des Militirs und des Manage-
ments” zur Wehr setzen wolle. SchlieBlich kénnen
nun auch die Landbesitzer, selbst ihre Abgeordne-
ten im Parlament, damit drohen, ,,ihr Land® mit
Waffengewalt gegen eine migliche Landreform der
Regierung zu verteidigen.

All dies zeigt, daB der Staat sein legales Gewaltmo-
nopol nicht ohne gravierende Folgen fiir den
Rechtsstaat, die Demokratie und den Parlamenta-
rismus aufgeben kann, Der Schutz der Menschen-
und Biirgerrechte wird unter diesen Umstiinden
immer mehr zu einer Leerformel. Betroffene Linke
und Liberale versuchten noch gegen diesen Strom
anzukéimpfen und griindeten eine , National Move-
ment to Disband Vigilantes* (NMDV).

Cory Aquino verhielt sich gegeniiber dieser Ent-
wicklung zuniichst unschliissig. Aufgrund ihrer ei-
genen personlichen Erfahrungen kann man sich
ihre Vorbehalte durchaus ausmalen. Damit wurden
die Verhiltnisse jedoch eher noch verschlimmert.
Es gab eine Forderung dieser Bewegung durch
staatliche Organe, aber keine staatliche Politik. Of-
fenbar unter dem Druck der Militdrs entschloB sie
sich schlieBlich doch zu einer halbherzigen Aner-
kennung der privaten Sicherheitsdienste und zu de-
ren Regulierung durch amtliche Richtlinien??),
Kern dieser Richtlinien ist es, daB die Vigilantes
offenbar liberwiegend unbewaffnet sein sollen.
Kaum bewaffnete Vigilantes wiirden allerdings
»weniger als nutzlos* sein, Sie kénnten sich gegen
die NPA-Guerilla kaum selbst verteidigen und wiir-
den ihre wenigen Waffen auch noch an die Kom-
munisten verlieren. Es ist daher mehr als zweifel-
haft, ob die Vigilantes tatsichlich kontrolliert wer-
den konnen. Heute weil man noch nicht einmal
amtlicherseits, wie viele Gruppen mit welchen Mit-
gliedern es iiberhaupt gibt. Wenige Tage nach Un-
terzeichnung der Richtlinien wurde deren Philoso-
phie auch schon durch einen Polizeigeneral von
Manila konterkariert, der die Bildung von 12 , be-
waffneten” Vigilantengruppen in Manila ankiin-

21) Manila Bulletin vom 10. Oktober 1987.
Z) Die Richtlinien sind abgedruckt in: Siidostasien aktuell,
Miirz 1988, S. 159ff.
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digte, die , Kriminelle, Terroristen, Rebellen und
andere Unruhestifter* bekdmpfen und auch Ver-
haftungen vornehmen konnen sollten. Eine recht-
lich einwandfreie Verstirkung der Kampfkraft ist
nur durch eine Erh6hung der Mannschaftsstirke
der AFP moglich. Selbst wenn die operative
Kampfkraft erheblich verbessert werden konnte,

wiirden die AFP sich einer wahren Sisyphusarbeit

gegeniibersehen: Die NPA hat nicht nur erheblich
mehr Kdmpfer als Waffen, kann also Verluste um-
gehend ersetzen; sie hat auch eine breite zivile Mas-
senbasis, aus der sie weitere Kémpfer rekrutieren
kann.

Diese Basis liegt in den von ihr kontrollierten, ver-
deckten und legalen Massenorganisationen in den
Stidten wie in den von ihr kontrollierten bzw. infil-
trierten Dorfern. Von den 41 630 Dorfern galten,
Mitte 1987, 3 066 (oder 7 %) als von der CPP/NPA
in dem Sinne ,,beeinfluBt“, daB mehr als 50 % der
Bevblkerung sich ihnen zugehorig fiihlten und Par-
teiorganisationen, quasi eine revolutioniire Gegen-~
verwaltung, aufgebaut worden sind. Weitere 4 993
Daorfer (12 %) galten als , infiltriert“. Es existieren
schon lokale Zellen mit einem gewissen lokalen
Anhang von mehr als 10% der Dorfbevilke-
rung ). Unterstellt man, daB Opposition und In-
differenz zur CPP/NPA in den Dérfern kaum noch
moglich ist, wo diese ihre revolutioniiren Struktu-
ren voll ausgebildet hat, so kbnnte man schitzen,
daB sie eine Lindliche Massenbasis von circa zwei
Millionen Menschen in den von ihr kontrollierten
Dorfern, vielleicht eine weitere dreiviertel Million
in den iibrigen Dorfern hat.

Wie die revolutioniren Strukturen in den Dorfern
aussehen, wissen wir eigentlich nicht genau. Die
NPA hat hier, meist nach sorgfiltiger Vorbereitung
und auf etwaige persdnliche Beziechungen aufbau-
end, eine Gegenverwaltung aufgebaut, die Steuern
erhebt, ,,Recht und Ordnung” (gegen kleine Krimi-
nelle) durchsetzt, Serviceleistungen anbietet. Diese
Dorfer liegen oft in peripheren, schwer zugingli-
chen Gebieten, nicht selten wohl ohne StraBenan-
schluB. Staatliche Dienstleistungen wurden daher
hier vermutlich meist ebenso wenig gesehen wie die
staatlichen Ordnungskrifte, die mit ihrer geringen
Mannschaftsstirke nicht in allen Dorfern priisent
sein kénnen. Um ,befreite Gebiete* im Sinne der
maoistischen Guerillastrategie handelt es sich des-
halb wohl noch nicht, da diese Dorfer noch keine
sicheren Riickzugsgebiete fiir die Guerilla darstel-

) Weitere 8 059 Dorfer (19 %) gelten als bedroht. Es gibt
hier erste Infiltrationsversuche der CPP/NPA bzw. diese
Darfer liegen in der Nachbarschaft von ,beeinfluBten® oder
winfiltrierten Dérfern. Diese Datenangaben stiitzen sich auf
Erkenntnisse der AFP und eigene Interviews in Camp
Aguinaldo, Oktober 1987.
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len, die sie im Zweifelsfall erfolgreich verteidigen
konnte. Der Zutritt einzelner Polizisten, Politiker
und Wahlkimpfer, Staatsbeamter oder Fremder ist
jedoch gleichfalls nicht méglich. Die lindliche Mas-
senloyalitit gegeniiber der NPA griindet auf einem
insgesamt kaum zu durchschauenden Konglomerat
aus der Anerkennung nachweisbarer ,staatlicher®
Leistungen der NPA 24), politischer Uberzeugung,
Abenteurertum und biuerlichem Protestverhalten
sowie von sozialem und physischem Zwang.

In den Dérfern mit einer revolutioniiren Gegenver-
waltung rekrutiert die NPA eine (zuniichst) unbe-
waffnete Miliz, angeblich mindestens zehn (junge)
Minner oder Frauen pro Dorf. Diese erfiillen zu-
niichst Spiher-, Sicherungs- und Zutriigeraufgaben
(fiir die NPA). Aus dieser Miliz wird der Nach-
wuchs fiir die NPA-Kimpfer rekrutiert. Dariiber
hinaus hat die NPA eine breite, zahlenmiBig
schwer zu bestimmende Massenbasis in den
Stiidten, aus der sie ihre militérischen und politi-
schen Fiihrungskader bezieht.

Selbst eine wesentliche Steigerung der ,,AbschuB-
rate von NPAs — um dieses brutale Wort zu be-
nutzen — wiirde kaum einen wesentlichen Einflu8
auf die Guerilla haben, die ja schon bisher nicht
unbetriichtliche Verluste ersetzen und sogar ergén-
zen konnte. Wie steht es mit der Vertreibung der
Guerilla aus den Basen, aus denen sie ihren huma-
nen und materiellen Nachschub bezieht? Die Bil-
dung von Vigilantes und vereinzelt von Todes-
schwadronen der Militiirs kann als Versuch gewer-
tet werden, die stédtische Infrastruktur der Guerilla
zu ,bereinigen®. Damit kénnten noch am ehesten
Erfolge erzielt werden, allerdings zu einem sehr
hohen Preis.

Seit 1981 gibt es ein integriertes Counter-Insur-
gency-Programm, das durch eine Kombination von
militirischen Operationen und wirtschaftlichen
Dienstleistungen die NPA aus den von ihnen kon-
trollierten Dérfern wieder vertreiben und die Dorf-
bewohner fiir den Staat gewinnen will. Kernpunkt
der Strategie ist die Uberlegung, daB die NPA-
Dorfer bisher kaum in den GenuB der staatlichen
Leistungsverwaltung gekommen sind und daher re-
lativ leicht die Beute der NPA geworden seien. Die

24) Vgl. die nahezu idyllische Schilderung von F. Nemenzo,
Rectification in the Philippine communist move-
ment, in: L. Joo-Jock (ed.), Armed Communist Movements
in Southeast Asia, Singapore 1984, S. 81. Nemenzo kennt
meines Wissens die von der NPA kontrollierten Dorfer
ebenso wenig aus eigener Anschauung wie C. R. Carlos, die,
auf der Basis eines Interviews mit NPA-Fithrern auBerhalb
dieser Dorfer, eine dhnlich positive Darstellung gibt: Com-
munist Insurgency in the Philippines. A Case Study of Re-
gion X. A Paper presented at the 28th Annual Scientific
Meelg?s%of the International Studies Association, Washing-
ton 1987.
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Strategie erfolgt in vier Phasen, die mit den Schlag-
worten ,sdubern, halten, konsolidieren, entwik-
keln* umschrieben werden. Die unter Marcos ent-
wickelte Strategie (,,Oplan Katagatan*) wird unter
Aquino — unter verinderter Bezeichnung: ,,Oplan
Mamayan* — praktisch fortgesetzt 25).

Die militirischen Operationen in NPA-kontrollier-
ten Gebieten erwiesen sich alles andere als einfach.
Die Dorfbevolkerung ist meist nicht besonders ko~
operationsbereit, die Identifizierung und Isolierung
kommunistischer Kader ist daher schwierig. Haufig
wuBte man sich nicht anders als mit erzwungenen
Umsiedlungen ganzer Dorfer, Haus zu Haus-
Durchsuchungen und intensiven Befragungen (,,zo-
ning“) zu helfen. Diese Operationen wurden mit
einiger Intensitit und Brutalitit durchgefiihrt, was
kaum geeignet ist, die Dorfbevilkerung fiir die Re-
gierung zu gewinnen, allenfalls sie einzuschiichtern.
Schon 1981 hatte Marcos durch die Einrichtung von
zivil-militédrischen ,,Peace and Order Councils* auf
allen Ebenen der Regierung die zivile Verwaltung
in die Counter-Insurgency-MaBnahmen zu integrie-
ren versucht. Diese MaBnahmen funktionierten
aber gerade in den Guerillagebieten nicht und
schliefen in den letzten Jahren wieder ein. Aquino
versuchte sie im November 1987 zu reorganisieren
und wiederzubeleben.

Bisher zeigte sich die zivile Leistungsverwaltung
aber nicht eben begeistert, in den Guerillagebieten
aktiv zu werden, und viele Militirkommandanten
waren zudem nicht sonderlich von der zivilen Coun-
ter-Insurgency iiberzeugt oder an ihr interessiert.
Dennoch hat die Strategie Oplan Katagatan offen-
bar einige Erfolge in dem Sinne aufzuweisen, daf
zuvor von der NPA kontrollierte Gebiete von die-
ser ,,gesdubert” werden konnten. Da diese Opera-
tionen einen erheblichen Einsatz von Menschen
und Material erfordern, kénnen sie jedoch nur
punktuell durchgefiihrt werden. Es kann damit
nicht verhindert werden, daB die ortlich operie-
rende NPA sich in andere, ruhigere Gebiete zu-
riickzieht, den Schwerpunkt ihres Kampfes einfach
verlagert und spiter vielleicht sogar wieder zuriick-
sickert 26), Die Motivation der Armee, sich in kaum
erschlossenen, unwirtlichen Berggebieten lange

aufzuhalten, ist nicht sehr groB. Fiir sie ist es schon.

eine Zumutung, oft mehr als fiinf Jahre in einer
Provinzgarnison auszuharren, da keine Ersatztrup-
pen zur Rotation zur Verfiigung stehen. ,In den
Kleinstidten ist es aber immer noch komfortabler
als das harte Leben in den verarmten Dérfern.“27)

) P. Aguirre, Readings on Counterinsurgency, Quezon
City 1987, S. 66f.

) Vgl. J. P. Magno/J. Gregor (Anm. 15), S. 514.

?7) Interview, Camp Aguinaldo, November 1987,
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Dennoch bemiiht sich General Ramos in letzter
Zeit verstiirkt, einen moglichst groBen Teil der Ar-
mee in den vorgeschobenen Linien dauerhaft zu
stationieren und die Uberbesetzung militdrbiiro-
kratischer Wasserkopfe in der Etappe auszudiin-
nen. Wie erfolgreich er dabei ist, ist noch nicht
abzusehen.

3. Eine friedliche Uberwindung des Krieges ist
nicht in Sicht

Da die militirischen Auseinandersetzungen den
Blutzoll des Krieges allenfalls weiter anheben,
kaum aber eine Entscheidung in die eine oder an-
dere Richtung bringen kénnen, stellt sich die Frage,
ob es wirklich keine politische Losung zu seiner
Uberwindung gibt. Ein Verhandlungsfriede scheint
im Augenblick nicht méglich zu sein. Kurz vor dem
Honasan-Putsch im August 1987 richtete Cory
Aquino zwar noch ein ,,Office of the Peace Com-
missioner” ein, das die Verhandlungen mit den be-
waffneten Gruppen (NDF/NPA, MNLF, CPLA)
koordinieren und integrieren sollte, seit dem Putsch
wird ein Verhandlungsfriede jedoch kategorisch
ausgeschlossen. Ein KompromiBirieden welcher
Art auch immer, der iiber eine Amnestie der kom-
munistischen Rebellen hinausgeht, wird von we-
sentlichen Teilen der Armee und vom griBten Teil
des politischen Establishments nicht akzeptiert
oder toleriert. Die Friedensverhandlungen?¥) mit
der NDF litten, wie erwiihnt, unter zahlreichen Pro-
vokationen von Extremisten beider Seiten, die
schlieBlich den Vorwand fiir den Abbruch lieferten.
Die Forderungen der NDF, an der Regierung betei-
ligt zu werden und die neue Verfassung zur Dispo-
sition zu stellen, waren fiir die Regierung ebenso
unannehmbar, wie die Vorstellung, daB — nach
einem FriedensschluB — die NPA im Besitz ihrer
Waffen bleiben sollte (obwohl man die Entwaff-
nung der NPA gerechterweise an die Entwaffnung
anderer privater Banden von Warlords, Vigilantes
usw. hiitte binden kénnen). Das Verbleiben der
US-Basen im Lande ist zwar auch in der Regie-
rungskoalition umstritten, es zeichnet sich aber
doch eine deutliche und militante Mehrheit fiir ihr
Verbleiben ab. Diese zentrale Forderung der Lin-
ken — nicht nur der NDF, sondern auch der demo-
kratischen Linken — ist kaum konsensfihig. Da
nicht zuletzt die USA ?°) ihre Philippinen-Politik

%) Vgl. A. B. Brillantes, Insurgency and Peace Policies of
the Marcos and Aquino Governments: An Initial Inquiry,
Third National Conference on Public Administration, 28. —
30. September 1987, S. 10ff.; T. Guingona, The Peace
Talks. Forging Harmony and Solidarity, in: Dookien Times
Yearbook 1986/87, S. 66f.; The Manila Chronicle vom
22, Januar 1987 (mit den Positionen beider Seiten).

) Vgl. P. Bacho, US Policy Options Toward the Philippi-
nes, in: Asian Survey, XXVII (1987) 4.
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ganz wesentlich unter dem Gesichtspunkt der Si-
cherung ihrer Basen sehen und durchaus nicht zim-
perlich bei ihren Einwirkungsversuchen sind, kann
eine schwache Aquino-Regierung — selbst wenn
sie es wollte — es sich kaum leisten, die Pachtver-
triige auslaufen zu lassen ).

Die Unterhindler der Regierung brachten noch an-
dere Verhandlungspunkte ein, die aber keine wei-
tere Rolle gespielt haben:

1. Mitwirkung bei einem schnellen wirtschaftlichen
Gesundungsprogramm, medizinische Versorgung
verwundeter NPA’s und deren Rehabilitierung;

2. Sozialprogramme, inklusive Mitwirkung in Land-
reformprojekten und Genossenschaften;

3. Wirtschaftsreformen im Rahmen der Verfas-
sung, die in bestimmten Bereichen eine Verdinde-
rung der Kapitalbeteiligung und des gesellschaftli-
chen Besitzes an den Produktionsmitteln ein-
schlieBt;

4. ehrenhafte Amnestie fiir die NPA’s.

Trotz oder gerade wegen des Scheiterns der Ver-
handlungen war die Aquino-Regierung natiirlich
frei, durch Wirtschafts- und Sozialreformen die Be-
dingungen zu iiberwinden, die die Ausbreitung der
Guerilla offensichtlich mit ermoglichten, wenn
nicht sogar rechtfertigten.

Bisher bemiihte sie sich im wesentlichen allerdings
nur darum, den aufgabebereiten NPA’s Briicken zu
bauen, ,unter das Gesetz* (wie es amtlich so schén
heiBt) zuriickzukehren, um damit die Guerilla auf
ihren harten Kemn zu reduzieren. Amnestieange-
bote hatte verschiedentlich schon Marcos3!) — zu-
letzt im August 1985 — mit wechselndem Erfolg
ausgesprochen. Wiihrend die Moslem-Separatisten
der MNLF erheblich geschwiicht werden konnten,
war man gegeniiber der NPA weit weniger erfolg-
reich. Von 1983—1986 (also inklusive dem ersten
Agquino-Jahr) gaben zusammen nur 1 109 NPA-
Kémpfer, 2 590 Aktivisten und 53 927 Anhiinger
(,»mass base*) auf. Im gleichen Zeitraum wurden

30) Vgl. J. A. Gregor/V. Aganon, The Philippines Bases. US
Security at Risk, Washington 1987. In den Philippinen gibt es
ecine breite kritische &ffentliche Meinung und Literatur, dar-
unter u. a.: P. A. Paez, The Bases Factor. Realpolitik of RP-
US Relations, Manila 1985; R. Simbulan, The Bases of our
Insecurity. A Study of the US Military Bases in the Philippi-
nes, Manila 19852; L. W. McDonough (ed.), The US Mili-
tary Bases in the Philippines: Issues and Scenarios, Quezon
City 1986.

31) Einen Uberblick iiber die Verordnungen findet sich bei
A. B. Brillantes (Anm. 28), S. 29f.
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2 147 NPA’s und 1 792 Aktivisten gefangengenom-
men ¥2),

Cory Aquino proklamierte noch wihrend der Ver-
handlungen mit der NDF am 24. Dezember 1986
ein ,National Reconciliation and Development
Program“ (NRDP) und gewihrte Ende Februar
1987 allen Uberliufern ein zunichst auf ein halbes
Jahr befristetes Amnestieangebot, das dann um ein
weiteres halbes Jahr verlingert wurde. Das Pro-
gramm sollte zwei Komponenten haben:

1. ,Entwicklung des lindlichen Raumes*: Durch-
filhrung der notwendigen sozialen, politischen und
okonomischen Reformen insbesondere in den Not-
stands- und den vernachlissigten Gebieten des Lan-
des;

2. ,Nationale Versohnung*: Integration der Uber-
ldufer in ein ,,produktives Gemeinschaftsleben®,

Das Programm war nicht eben lippig ausgestattet
und reduzierte sich bis zum November 1987 auf die
Uberliduferkomponente. Man hoffte, 1987 5 000
NPA'’s zur Aufgabe bewegen zu konnen. Nach ei-
nem halben Jahr hatten — nach ihrer eigenen Be-
zeichnung — 2 559 NPA-Kimpfer, 2 497 Aktivi-
sten, 1 170 Verwandte derselben und 6 447 Anhiin-
ger sich bei den dafiir eingerichteten Sammelstellen
gemeldet. Die Uberlidufer wurden einem dreitigi-
gen Umerziehungsworkshop unterzogen und mit
dem Notwendigsten versorgt (etwa Geld, Medika-
mente, Beratung), einige erhielten eine Fachausbil-
dung, anderen wurde eine Arbeit vermittelt, viele
sollen eigene Parzellen zur Landbewirtschaftung
bekommen. Ob tatsichlich alle Uberliufer eine
Dauerexistenz bekommen, war im November 1987
noch nicht abzusehen. Obwohl das materielle An-
gebot ortsiiblich bescheiden ausfiel, mochte man-
cher Guerillakdmpfer es attraktiv genug finden,
sich in den dafiir eingerichteten Bayanihan-Zentren
zu melden. Ob das alles wirklich NPA’s und ihre
Anhinger waren, ist schwer zu sagen. Obwohl fiir
jede abgelieferte Waffe zu deren Marktwert ein
zinsloses Darlehen (das ist praktisch ein Geschenk),
zur Hilfte in bar, zur Hilfte in Betriebsmitteln,
ausgezahlt werden sollte, brachte kaum mehr als
jeder zehnte NPA-Kimpfer eine Waffe mit, darun-
ter nicht wenige Weltkriegsflinten. Fiir die 335 Waf-
fen wurden im Durchschnitt 2 100 Peso ausgezahit.
Fiir die Uberlufer, die sich nun um ihre Sicherheit
sorgten, kann praktisch auch nichts anderes getan

3) Ich konnte nicht ermitteln, wievicle Waffen diese Kimp-
fer mitbrachten, um dadurch die ,,Qualitit* dieser Uberliu-
fereinschiitzen zu kbnnen. Von der MNLF sollen 1972 —1985
699 Kommandeure, 30 612 Kimpfer (mit 13 735 Waffen)
und 23 812 Anhiinger iibergelaufen sein. Unv. Unterlagen.
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werden, als ihnen zu empfehlen, sich den antikom-
munistischen Vigilantes anzuschlieBen 33).

So scheint es, daB sich die Philippinen in einem
Krieg ohne absehbares Ende befinden. Sie wiiren
nicht das einzige Land in der Dritten Welt. Die
humanen Kosten dieses Krieges steigen. Die gerade
erst geschaffene liberale, demokratische Ordnung
droht durch den Krieg ausgehohlt, wenn nicht sogar
ganz beseitigt zu werden. Die materiellen Kosten,
gemessen an den durch die Kriegshandlungen ge-
bundenen sowie den zerstorten Ressourcen, waren
bisher nicht so hoch, daB sie die nationale wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung ernsthaft be-
hindert hitten. Das mag sich in der Zukunft &n-
dern. Auch die Unternehmer werden zunehmend
unruhiger und fordern eine Verschéirfung der Coun-
ter-Insurgency. Wenn eine erfolgreiche Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, die einem groBtmdgli-
chen Teil der Bevolkerung produktive Arbeit er-
moglicht und ihn an der Wohistandsentwicklung
teilnehmen JiBt, ein nicht-militirisches Instrument
ist, um die Ausbreitung der Guerilla einzuschriin-
ken, so sind die MaBnahmen der Aquino-Regie-
rung bisher sehr bescheiden geblieben.

Die labile politische Gesamtlage, der Machtwech-
sel, die Militidrputsche und Rebellionen, die hiufi-
gen Ministerwechsel, die Wahlen und die Mittel-
kiirzungen (im operativen Bereich) haben in den
letzten zwei oder drei Jahren (wenn man das letzte
Marcos-Jahr noch einbezieht) in vielen Bereichen
der Verwaltung praktisch zu einem Stillstand ge-
fiihrt. Politische Reformprogramme, iiber die Auf-
losung der Kumpanei-Wirtschaft von Marcos hin-
aus, wurden praktisch kaum formuliert und erlas-
sen, geschweige denn implementiert. Das Trauer-
spiel um das ,,Umfassende Agrarreformprogramm®

¥) Interviews im National Reconciliation and Development
Council, Quezon City, Oktober/November 1987; unvertf-
fentlichte Unterlagen.

45

(CARP), das die begrenzte Reform von Marcos
weit in den Schatten stellen sollte, bisher aber im-
mer noch nicht verabschiedet wurde, ist ein Zeugnis
dafiir. Um iiberhaupt auf diesem Gebiet etwas zu
machen, hat man vorerst die Reform von Marcos
fortgefiihrt. Die Regierung Aquino muf mit der
nErblast* der Marcos-Schulden leben; diese ver-
mochte man zum Teil umzuschulden und damit
noch weiter zu erhohen. Eine Losung fiir die Phi-
lippinen ist damit ebensowenig in Sicht, wie fiir die
meisten anderen Staaten der Dritten Welt. Die ak-
tuelle Belastung fiir den wirtschaftlichen Wieder-
aufbau sollte jedoch nicht iiberbewertet werden. Es
gibt einen Verwendungsstau fiir Entwicklungshilfe-
gelder, d. h. es gibt mehr Hilfszusagen, als die Bii-
rokratie in Manila tatsichlich verwenden kann ).

Die Philippinen erlebten 1987, nach Jahren der
Stagnation und des wirtschaftlichen Riickgangs,
erstmals wieder ein nicht unbeachtliches wirtschaft-
liches Wachstum (5 Prozent), das auch nennens-
wert iiber dem Bevolkerungswachstum liegt
(2.7 Prozent). Ein guter Teil dieses Wachstums er-
folgte jedoch durch Auslastung vorhandener Kapa-
zititen, gutes Wetter und giinstigere Weltmarkt-
preise in der Landwirtschaft. Dennoch: Eine Um-
frage der Zentralbank ergab, daB 42 Prozent der in
Metro-Manila befragten Industriebetriebe fiir die
erste Hilfte 1988 Expansionspliine hatten35). Das
ist sicher ein Lichtblick. Die breite Massenarbeits-
losigkeit und Unterbeschiftigung — fast jeder
zweite Arbeitssuchende hat keine oder nicht genug
Arbeit — wird sich jedoch selbst durch eine erfolg-
reiche wirtschaftliche Wachstumspolitik kaum
iiberwinden lassen.

3) Anfang 1988 betrug dieser Riickstau 2,2 Mrd. US-Dol-
lar; dazu J. Clad, in: FEER vom 4. Februar 1988, S. 76; fer-
ner Financial Post vom 5. November 1987; Philippine Daily
Globe vom 3. November 1987.

%) Financial Post vom 24. Dezember 1987,
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Dieter Nohlen: Mehr Demokratie in der Dritten Welt? Uber Demokratisierung und Kon-
solidierung der Demokratie in vergleichender Perspektive

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25—26/88, S. 3—18

Im vergangenen Jahrzehnt wurden in einigen Lindern der Dritten Welt Demokratien eingefithrt. Mit
dieser Entwicklung, die sich auf Lateinamerika konzentriert hat, sind viele Fragen verbunden, u. a. die,
wie die Regimewechsel zu erkliiren sind und ob diese Demokratien Bestand haben.

Was den Ul_:ergargg zur Demokratie anbelangt, so hat die darauf spezialisierte vergleichende Transitions-
forschung einerseits festgestellt, daB es kein bestimmtes Modell gibt, nach dem diese Prozesse abgelaufen
sind. Andererseits konnte sie aufzeigen, welchen Variablen besondere Bedeutung zukommt: der politi-
schen Tradition eines Landes, dem Typ des autoritiiren Systems. das iiberwunden wird, sowie den ver-
schiedenen Akteursgruppen (externen, regimetragenden, oppositionellen).

In der Frage, ob sich die neuen Demokratien konsolidieren konnen, ist Skepsis angezeigt. Die Vorbela-
stungen der Demokratien sind soziokultureller, sozioskonomischer und politisch-institutioneller Natur. Im
Ergebnis fiihren sie zu einer — im Verhiiltnis zu den wirtschaftlichen und sozialen Problemen — zu gerin-
gen Leistungsfihigkeit der Demokratien. Vor allem bleibt die soziale Entwicklung begrenzt. Deshalb sind
vor allem soziale Reformen notwendig, Ohne ,,mehr Demokratie” in dieser qualitativen Hinsicht (mehr
soziale Demokratie) 1iBt sich der quantitative Trend der achtziger Jahre (mehr politische Demokratie)
wahrscheinlich nicht aufrechterhalten.

Hildegard Kunz: Zum Verhiltnis von Kirche und Politik auf den Philippinen. Die Rolle
der katholischen Kirche beim Machtwechsel

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25—26/88, S. 19—-29

Nach mehr als zwanzigjahriger Herrschaft wurde im Februar 1986 auf den Philippinen Ferdinand Marcos
von Corazon Aquino im Priisidentenamt abgelost. Der Bischofskonferenz und einzelnen Bischofen des
Landes kam wiihrend der Ereignisse im Zusammenhang mit dem Machtwechsel eine wichtige Funktion zu,
so daB von verschiedenen Seiten die Frage gestellt wurde, ob die katholische Kirche des Landes zu ,po-
litisch* sei.

Die katholische Kirche der Philippinen ist aufgrund ihrer historischen Tradition und eines sich nur all-
miihlich durchsetzenden Verstiindnisses von den Aufgaben einer ,Kirche in der Welt von heute* eine eher
konservative Institution in der Gesellschaft. So war es in den siebziger Jahren auch nur eine kleine Min-
derheit der philippinischen Bischofe, die aufgrund ihrer &ffentlich geduBerten Kritik an den negativen
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Auswirkungen der autoritiren Marcos-Herrschaft als Regime-
gegner galten.

In den achtziger Jahren hiiuften sich die ZusammenstBe zwischen Kirchenangehdrigen und Staatsorganen;
ein nicht unbetriichtlicher Teil der Kirchenmitglieder — Laien ebenso wie Angehorige des Klerus —
sympathisierte mit den Zielen der marxistischen Oppositionsbewegung, unterstiitzte den kommunisti-
schen, bewaffneten Untergrund oder schloB sich diesem sogar an. Eine die katholische Kirche ebenso wie
die Gesamtgesellschaft betreffende Polarisierung hinsichtlich politisch-ideologischer Fragen und der sich
rapide verschlechternde wirtschaftliche und soziale Allgemeinzustand der Philippinen fiihrten dazu, daB
auch bei Teilen der tiberwiegend gemiBigt-konservativ eingestellten Mitglieder der Kirchenhierarchie das
Interesse an einer Beendigung der Marcos-Herrschaft wuchs. Im Vorfeld und nach der betriigerisch ver-
laufenden Priisidentschaftswahl ebenso wie wiihrend der darauf folgenden, kurzen Militirrevolte, die von
weiten Teilen der Bevilkerung — noch verstiirkt durch entsprechende Aufrufe der katholischen Kirche —
unterstiitzt wurde, setzte sich die Bischofskonferenz fiir die Oppositionskandidatin Aquino ein, der nach
ihrer Einschiitzung das Priisidentenamt zustand.

Unter der Regierung Aquino, die ihre Reformfihigkeit im sozialen und wirtschaftlichen Bereich noch unter
Beweis zu stellen hat, muB die katholische Kirche darauf achten, daB sie nicht als ,.Cory Church* miB-
verstanden und zu eng mit ihr identifiziert wird. Vielmehr kommt es darauf an, daB sie die ihr unter der
Marcos-Herrschaft nur ganz allmiihlich zugewachsene Funktion einer kritischen Instanz in der Gesell-
schaft, die MiBstinde anprangert und Forderungen nach fundamentalen sozial-strukiurellen Reformen
stellt, auch weiterhin beibehalt.



Rolf Hanisch: Die Regierung Aquino zwischen Militiirputsch und kommunistischer
Rebellion

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25—26/88, S. 31—45

Im Februar 1986 brach unter weltweiter Anteilnahme das autoritire Marcos-Regime auf den Philippinen
zusammen. Damit war der Weg frei fiir die Riickkehr zu demokratischen Verhiltnissen, die Sicherung der
Biirger- und Menschenrechte und einen neuen Anlauf zur Uberwindung der driickenden Probleme des
Landes: der kommunistischen und moslemischen Guerillabewegungen sowie der Wirtschafis- und Sozial-
krise. Es konnte wohl nicht iiberraschen, daB die Hypotheken der Marcos-Zeit nicht ohne weiteres abzu-
tragen sein wiirden und die bunte Anti-Marcos-Koalition zuniichst einmal erhebliche Schwierigkeiten mit
sich selbst haben wiirde.

Die Riickkehr zu demokratisch-parlamentarischen Einrichtungen gelang dennoch — mit einigen Verzi-
gerungen — innerhalb von zwei Jahren. Es sieht bisher jedoch nicht so aus, als ob demokratische Ver-
hiiltnisse sich damit wieder fest und unwiderruflich etabliert hiitten. Die junge Demokratie wird bedroht
durch die Militanz von rechts und links. Es gibt eine breite demokratische Strémung in der Mitte, die sich
jedoch bislang nicht in Massenparteien zu organisieren und zu institutionalisieren vermochte. Dieser lang-
wierige ProzeB der Re-Demokratisierung, die Abwehr tatsiichlicher und potentieller Militirrebellionen
und Putsche, die Diskussion um einen Ausgleich mit und/oder eine effizientere Bekimpfung der kommu-
nistischen Guerilla haben die Energien des Aquino-Regimes ebenso gebunden, wie Fliigelkimpfe der es
tragenden Krifte und die Fihrungsschwiiche der unerfahrenen Priisidentin. Die ProblemlGsungskapaziti-
ten des Regimes im wirtschaftlichen und sozialen Bereich blieben daher bisher eher bescheiden. Das Militir
hat — in einem indirekten Zusammenspiel zwischen putschistischen und regimeloyalen Teilen — die
Agquino-Regierung ,rechts* angebunden und schlieBlich auf eine militantere Bekampfung der kommuni-
stischen Guerilla festgelegt. Dieser Krieg kann jedoch weder von der Regierung, noch von der Guerilla
gewonnen werden. Eine politische Liisung ist gleichfalls nicht in Sicht. Hingegen steigen die humanen und
materiellen Kosten wie auch die Belastung fur die junge Demokratie und die Wahrung der Menschen-
rechte.



	Mehr Demokratie in der Dritten Welt? Über Demokra
	I. Einleitung 
	II. Ein neues Forschungsfeld: Transitionsforschun
	III. Demokratisierung, Transition, Konsolidierung
	IV. Zum Begriff "Demokratie" in der Dritten Welt 
	V. Demokratisierung (Transition): Ursachen, Akteu
	VI. Konsolidierung der Demokratie 
	VII. Mehr Demokratie in der Dritten Welt? 

	Zum Verhältnis von Kirche und Politik auf den Phi
	I. Einleitung 
	II. Die philippinische Bischofskonferenz: eine in
	III. Sonderfall: Die "christliche Linke" 
	IV. Der Machtwechsel 
	V. Der Standpunkt des Vatikans 
	VI. Die katholische Kirche unter der Regierung Aq
	VII. Ausblick 

	Die Regierung Aquino zwischen Militärputsch und k
	I. Der Prozeß der Re-Demokratisierung 
	II. Das Militär zwischen Stabilisierung und Desta
	1. Das Selbstverständnis des Militärs unter Aquin
	2. Operettenputsche und Putschgerüchte 
	III. Der Guerillakrieg Š kein Ende in Sicht 


